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Ein Unikat der Raumplanung

Kooperation über Landesgrenzen
hinweg hat in der deutschen Raum-
planung Tradition. 1955 ist die Ge-
meinsame Landesplanung Hamburg-
Schleswig-Holstein eingerichtet wor-
den, 1957 die Gemeinsame Landes-
planung Hamburg-Niedersachsen.
1963 folgte die Gemeinsame Landes-
planung Bremen-Niedersachsen. Alle
drei hatten ihre historischen Vorläu-
fer, im hamburgisch-preußischen
Landesplanungsausschuss von 1928
und im bremisch-preußischen Staats-
vertrag von 1931. Die Gemeinsame
Landesplanung Berlin-Brandenburg,
der wir aus Anlass ihres zehnjährigen
Bestehens diese Ausgabe von IRS ak-
tuell widmen, reiht sich ein in die
Tradition der grenzüberschreitenden
Stadt-Umland-Planung. Nicht ganz:
Denn die Gemeinsame Landespla-
nung Berlin-Brandenburg fügt sich
in diese Tradition nicht umstandslos
ein. Sie ist in vielerlei Hinsicht ein-
zigartig. Anders als in den beiden
norddeutschen Stadtstaaten-Regio-
nen ging und geht es hier nicht "nur"

um die grenzüberschreitende Stadt-
Umland-Planung.

Erstmalig in der Geschichte der deut-
schen Raumplanung haben sich ein
Stadtstaat und ein Bundesland zusam-
mengetan, um die Gesamtheit beider
Territorien als einen Planungsraum zu
behandeln. Die Gemeinsame Landes-
planung (GL) kann für sich reklamie-
ren, nicht nur eine der ersten, sondern
– zumal nach der gescheiterten Volks-
abstimmung zur Länderfusion vom 6.
Mai 1996 – auch eine der bedeutends-
ten Institutionen zu sein, in der die Idee
eines gemeinsamen Bundeslandes
Berlin-Brandenburg weiterlebt und
sich in konkreten Planungen und Pro-
grammen manifestiert. Zweifellos ist
in diesem Zusammenhang die Planung
des Großflughafens Berlin-Branden-
burg International in Berlin-Schöne-
feld eines der politisch wichtigsten ge-
meinsamen Projekte. Michael Arndt
liefert in seinem Beitrag dazu Argu-
mente aus spieltheoretischer Sicht.

Aber nicht nur aufgrund ihres Pla-
nungsraums ist die Gemeinsame Lan-
desplanung Berlin-Brandenburg ein-
zigartig. Sie ist es auch deshalb, weil
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Editorial

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

Sie halten ein Heft voller Ausnah-
men in Händen: Diese Ausgabe
von IRS aktuell erscheint außerhalb
des regulären quartalsmäßigen
Erscheinungsturnus und als eine
Doppelnummer. Wir nehmen das
zehnjährige Bestehen der Gemein-
samen Landesplanungsabteilung
der Länder Berlin und Brandenburg
(GL), die bereits eingeleitete raum-
bezogene Neuorientierung bei der
Logik der Förderung und die der-
zeitigen Prozesse der Leitbildent-
wicklung für die Hauptstadtregion
zum Anlass, um zurück zu schau-
en, um auf der Grundlage eigener
Forschungen Vergleiche zu ziehen,
aber auch um nach vorne zu bli-
cken. Für all das haben wir aus-
nahmsweise auch einige Gastbei-
träge aufgenommen – an promi-
nenter Stelle vor allem eine gemein-
same Positionierung der sachlich
zuständigen Ressortchefs, Senato-
rin Ingeborg Junge-Reyer (Berlin)
und Minister Frank Szymanski
(Brandenburg). Insgesamt konnte
so eine Fülle an interessanten In-
nen- und Außenansichten auf die
Zusammenarbeit zweier Bundes-
länder versammelt werden.
Der zweite Teil des Heftes ist auf-
grund des späteren Erscheinungs-
termins zwar ebenfalls etwas um-
fangreicher geraten. Er enthält
aber wie üblich kurze Informati-
onen über die laufenden Aktivitä-
ten des Instituts: Berichte aus Pro-
jekten, von Konferenzen und Work-
shops, Mitteilungen zu den neues-
ten Veröffentlichungen und zu den
jüngsten Vorträgen unserer Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler
sowie Angaben über die Lehrver-
anstaltungen, die von Angehörigen
des Instituts im gerade begonnenen
Sommersemester an den Berlin-
Brandenburger Universitäten ange-
boten werden.
Ich wünsche Ihnen eine anregen-
de und kurzweilige Lektüre.

Gregor Prinzensing

P.S.: Die nächste Ausgabe von IRS
aktuell (Nr. 53) wird regulär zum
1. Oktober 2006 erscheinen.

sie seit ihrer Gründung mit Herausfor-
derungen konfrontiert ist, die von an-
derer Qualität sind und weit über das
hinausgehen, was wir vor der deut-
schen Einigung als Probleme von Sub-
urbanisierung in großen Agglomera-
tionsräumen kennen gelernt haben: die
Bewältigung der räumlichen Folgen
der ökonomischen und politischen
Systemtransformation in Ostdeutsch-
land nach der deutschen Einigung. Ex-
emplarisch dafür steht das Land Ber-
lin. Nach fünfzig Jahren der Spaltung
und der politischen Konfrontation
waren West- und Ost-Berlin zu einer
Hauptstadtregion mit einem einheitli-
chen politisch-administrativen System
und mit einer einheitlichen Infrastruk-
turausstattung zusammenzuführen.

Die nachfolgenden Beiträge mit Be-
funden aus unserer Forschung belegen
einige der Aufgaben für Raumplanung
und Raumentwicklung, die in der Zu-
kunft noch zu bearbeiten sind. Daran
zeigt sich, dass die raumplanerischen
Aufgaben in Berlin-Brandenburg mit
denen in anderen deutschen Metropol-
regionen nur bedingt vergleichbar
sind.

Hohe regionale Disparitäten als
Folge von Deindustrialisierung und
Abwanderung
Die ländlich-peripheren Räume in
Brandenburg leiden rund 15 Jahre
nach der deutschen Einigung unter
starken Bevölkerungsverlusten, wäh-
rend sich ein räumlicher Konzen-
trationsprozess der Bevölkerung im
Großraum Berlin abzeichnet. Hans
Joachim Kujath nennt die Bevölke-
rungsveränderungen in Berlin-Bran-
denburg im Vergleich zu westdeut-
schen Regionen "dramatisch". Er
spricht von der "demographischen
Abwärtsspirale", die wiederum zu
Überkapazitäten bei den Infrastruktu-
ren und am Wohnungsmarkt sowie zur
Ausdünnung der Siedlungsstruktur in
Brandenburg führt.

Europäische Metropolregion in einer
erweiterten Europäischen Union
Seit 1995 ist die Region Berlin-Bran-
denburg in der deutschen Raumord-
nung als Europäische Metropolregion

ausgewiesen. Diese Entscheidung der
Ministerkonferenz für Raumordnung
muss eher als Auftrag und Verpflich-
tung denn als Bestätigung eines Sta-
tus quo verstanden werden. Mit der
Ost-Erweiterung der Europäischen
Union hat dieser Status für Berlin-
Brandenburg eine neue Qualität be-
kommen. Die Region ist aus der ge-
ographischen Randlage der Europäi-
schen Union deutlich in deren Zen-
trum gerückt. Sich als "Scharnier"
zwischen den west- und osteuropäi-
schen Metropolräumen zu positionie-
ren – darin liegt für die Zukunft der
Hauptstadtregion eine vitale Entwick-
lungsoption. Darauf verweisen die
Beiträge von Sabine Zillmer und Ulf
Matthiesen. Allerdings lässt sich der-
zeit noch keine osteuropäische Inte-
grationszone unter Einschluss von
Berlin-Brandenburg identifizieren.

Wandel von der Industriemetropole
zum Standort der Wissensökonomie
Wohlstand und wirtschaftliches
Wachstum in den großen städtischen
Agglomerationen werden künftig da-
von abhängen, wie es gelingt, diese als
Standorte der neu entstehenden Wis-
sensökonomie zu qualifizieren. Hans
Joachim Kujath zeigt in seinem Bei-
trag, dass Berlin-Brandenburg mit sei-
ner Vielzahl an hochqualifizierten
Wissensarbeitern Wachstumspotenzi-
ale in verschiedenen Feldern der Wis-
sensökonomie bietet. In den größeren
Städten Brandenburgs entstehen Clus-
ter neuer wissensintensiver Industri-
en und Dienstleister. Er nennt auch
Anforderungen, die erfüllt sein müs-
sen, sollen diese für neue Nutzungs-
ansprüche attraktiv sein. Ganz ähnlich
konstatiert Ulf Matthiesen, dass es im
"Berliner Umland als Kraftraum"
(noch) zu wenig "sticky knowledge
places" gibt, an denen sich heterogene
Wissenskulturen produktiv überlagern
und so gegenseitig stimulieren kön-
nen.

Neuausrichtung der regionalen För-
derpolitik und Revision des bishe-
rigen Leitbildes
Mit dem Leitbild der "Dezentralen
Konzentration" sollte eine Raument-
wicklung unterstützt werden, die sich
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an gesamträumlichen Ausgleichs-
zielen orientierte. Vorgesehen war
nicht nur die Verteilung von Wachs-
tumsüberschüssen aus dem Metropol-
raum Berlin in die Peripherie, sondern
auch die gezielte Förderung von Re-
gionalen Entwicklungszentren in ei-
niger Distanz zum Metropolenraum.
Von diesen Regionalen Entwicklungs-
zentren wiederum sollten Ausstrah-
lungseffekte der Städte für ihr Umland
ausgehen. Heute wissen wir, dass die
erfolgreiche Umsetzung dieses Leit-
bildes an Bedingungen geknüpft war,
die sich so in Berlin-Brandenburg
nicht erfüllt haben. Hans-Joachim
Bürkner reflektiert dies in seinem
Beitrag. Manfred Kühn bilanziert kri-
tisch die bisherige formelle Regional-
planung in Brandenburg und verweist
auf interessante Beispiele projektori-
entierter Planung. Gerhard Mahnken
setzt sich mit dem Prozess zur Gene-
rierung eines neuen Leitbildes ausein-
ander, der aktuell von der Gemein-
samen Landesplanung organisiert und
moderiert wird. Der Beitrag von Sunt-
je Schmidt belegt durch einen Ver-
gleich mit südeuropäischen Metropol-
regionen die Bedeutung des Leitbild-
prozesses.

Berlin-Brandenburg als Referenz-
raum
Für das IRS ist der Raum Berlin-Bran-
denburg ein bevorzugter Untersu-
chungsraum. Jede der vier For-
schungsabteilungen arbeitet an Projek-
ten, in denen auch Entwicklungen der
Hauptstadtregion und der Städte und
Regionen Brandenburgs untersucht
werden. Der Beitrag von Ludger Gai-
ling, der sich mit den Regionalparks
in Berlin und Brandenburg als Versuch
einer innovativen Kulturlandschafts-
politik auseinandersetzt, steht hier
stellvertretend für die empirische For-
schung in den Leitprojekten des Ins-
tituts. Ein Großteil der Dissertationen,
an denen derzeit im Institut gearbei-
tet wird, befasst sich in ihrem empi-
rischen Teil ebenfalls mit Referenz-
regionen im Raum Berlin-Branden-
burg. Dies gilt zumal auch für den Be-
reich der Politikberatung. Jüngstes
Beispiel dafür ist das Projekt "Starke
Städte – Masterplan Stadtumbau",

über das Petra Jähnke und Thomas
Knorr-Siedow berichten.

Dies gilt ebenso für unsere Wissen-
schaftlichen Sammlungen. Die Bestän-
de an Bild- und Schriftquellen zur Pla-
nungsgeschichte der DDR, die am IRS
aufbewahrt, gepflegt und der wissen-
schaftlichen Forschung zugänglich ge-
macht werden, sind als Brandenbur-
gisches Kulturgut registriert. Und dies
gilt natürlich für unsere Mitwirkung an
der akademischen Lehre. In den ver-
gangenen drei Jahren (2003-2005) ha-
ben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des IRS über fünfzig Lehrveranstal-
tungen an den Universitäten in Cott-
bus und Potsdam, aber auch an allen
drei Universitäten in Berlin durchge-
führt. Im selben Zeitraum sind über
achtzig Studentinnen und Studenten,
die überwiegend an den Universitäten
in Berlin und Brandenburg studieren,
bei uns als Praktikanten betreut wor-
den. Beides zeigt, wie sehr und wie
selbstverständlich die Kooperation
zwischen Berlin und Brandenburg im
IRS bereits Realität ist.

Ein Wort in eigener Sache, den Stand-
ort des Instituts in Erkner betreffend.
Ulf Matthiesen weist in seinem Bei-
trag darauf hin, dass gerade die Bran-
denburger Wissenschafts- und For-
schungseinrichtungen in besonders
massiver Weise nach dem Prinzip der
"Dezentralen Konzentration" lokali-
siert wurden. Dies trifft auch für das
IRS zu. Zur Institutseröffnung im
April 1996 hat das Institut ein "IRS
aktuell spezial" veröffentlicht. In ei-
nem der Beiträge wird Erkner als ein
widersprüchlicher Standort bezeich-
net, mit seinen stillgelegten Teer- und
Bakelite-Produktionsstätten, aber auch
mit seinem landschaftlichen Reichtum
an Seen, Flüssen und großen Wald-
gebieten. Optimistisch-zuversichtlich
wird formuliert, dass der Forschungs-
standort Erkner für das IRS problem-
nahe Arbeitsbedingungen biete, weil
damit vor Ort die stadtregionale
Freiraumplanung im suburbanen
Raum Berlins verfolgt und mitgestal-
tet werden könnte. Um es euphemis-
tisch zu formulieren: Diese Bedingun-
gen bieten sich heute, zehn Jahre spä-

ter, in unveränderter Form. Umso
mehr freuen wir uns deshalb über die
Bereitschaft der Stadt Erkner, nun-
mehr gemeinsam mit dem Institut den
Prozess der Standortentwicklung im
räumlichen Umfeld des IRS beherzt
anzugehen. Und umso mehr freuen
wir uns auch über die Unterstützung,
die die Landesregierung Brandenburg
dafür sowohl im Kuratorium wie im
Verein des Instituts signalisiert hat.

Zum Schluss bleibt mir die angeneh-
me Aufgabe, den Gast-Autoren für
ihre Beiträge zu danken. Wilhelm
Schulte, Leiter des Amtes für Landes-
planung der Freien und Hansestadt
Hamburg, schildert die seit geraumer
Zeit erfolgende Implementierung von
regional governance in der Metropol-
region Hamburg. Gerald Zahn, Ge-
schäftsführer der Arbeitsgemeinschaft
Regionaler Entwicklungszentren
(ARGE REZ), stellt Herausforderun-
gen des derzeit stattfinden Leitbild-
prozesses aus der Sicht des Städte-
kranzes Berlin-Brandenburg vor.

Mein herzlicher Dank geht an Frau
Senatorin Junge-Reyer und Herrn Mi-
nister Szymanski, die mit ihrem ge-
meinsamen Beitrag dem IRS eine be-
sondere Reverenz erwiesen haben. Im
Namen des Instituts gratuliere ich der
"Jubilarin" Gemeinsame Landespla-
nung Berlin-Brandenburg zum zehn-
jährigen Bestehen. Wir freuen uns auf
die weitere Zusammenarbeit in den
nächsten zehn Jahren.

Heiderose Kilper
Direktorin des Leibniz-Institutes
für Regionalentwicklung und
Strukturplanung
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Gastbeitrag

Ingeborg Junge-Reyer
Senatorin für
Stadtentwicklung

ren durchgeführt. Als besonderer Kon-
fliktbereich erweist sich bis heute die
Steuerung des großflächigen Einzel-
handels. Zur Überprüfung der Steue-
rungsinstrumente und zur Vorbereitung
entwicklungspolitischer Entscheidun-
gen wird die räumliche Entwicklung
im Rahmen der Raumbeobachtung mit
Hilfe eines leistungsfähigen Planungs-
informationssystems analysiert. Im

Ergebnis wurden zwei gemeinsame
Raumordnungsberichte und eine Reihe
anderer Veröffentlichungen vorgelegt.

Die Landesplanungskonferenz, die
zweimal jährlich unter dem Vorsitz der
beiden Regierungschefs tagt, hat sich
als effektives Gremium zur Abstim-
mung der Berlin-Brandenburger Lan-
despolitiken bewährt. Im Juni 2005 ha-
ben sich der Regierende Bürgermeis-
ter von Berlin, Klaus Wowereit, und
der Brandenburger Ministerpräsident,
Matthias Platzeck, darauf verständigt,
die Planungen beider Länder zu über-
arbeiten. Das Ziel besteht nunmehr
darin, die Gemeinsame Landesplanung
von einem Instrument des Interessen-
ausgleichs umzugestalten zu einer
Grundlage für wirtschaftliches Wachs-
tum und für Infrastrukturentwicklung
für den gemeinsamen Raum. Dazu
wird das Leitbild der Dezentralen Kon-
zentration abgelöst. Zunächst wollen
die beiden Länder im Diskurs mit al-
len relevanten Akteuren und Institu-
tionen ein neues gemeinsames Leitbild
für die Hauptstadtregion Berlin-Bran-
denburg entwickeln. Nach einem ersten
Auftaktworkshop im Dezember 2005
wurden von der Gemeinsamen Landes-
planung inzwischen zwei Fachkonfe-

Ingeborg Junge-Reyer

Frank Szymanski

Unser Weg zur Hauptstadtre-
gion Berlin-Brandenburg

Zu Beginn des Jahres 1996 gegründet,
arbeitet die gemeinsame Landespla-
nung Berlin-Brandenburg seit nun-
mehr zehn Jahren in Potsdam.
Die gemeinsame Landespla-
nung ist zugleich Teil der Ber-
liner Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung wie des
Brandenburger Ministeriums
für Infrastruktur und Raum-
ordnung. Sie wurde Mitte der
90er Jahre zeitgleich zur da-
mals erstmalig angestrebten
Fusion beider Länder gebil-
det. Daher verdankt sie ihre
Entstehung auch den damali-
gen Bemühungen beider Lan-
desregierungen, über gegen-
seitige Abstimmungen hinaus
auch zu gemeinsamen Projekten zu
kommen. Die Einrichtung einer Zwei-
länderbehörde war ursprünglich nur
auf eine Übergangsperiode bis zur Bil-
dung eines gemeinsamen Bundeslan-
des hin angelegt und ist auf dem Ge-
biet der Landesplanung einmalig in
Deutschland geblieben. Die gemein-
same Landesplanung hat sich als ein
zuverlässiges und zukunftsfähiges
Instrument der Abstimmung der ge-
meinsamen Ziele der Landesentwick-
lung zwischen Berlin und Branden-
burg bewährt.

Unbeschadet unterschiedlicher Inter-
essen in Einzelfragen ist es der Landes-
planung gelungen, die räumliche Ge-
samtentwicklung planmäßig und ein-
vernehmlich zu betreiben, und das
anerkanntermaßen mit beachtlichem
Erfolg. Die Gemeinsame Landespla-
nung hat im vergangenen Jahrzehnt ein
Landesentwicklungsprogramm und die
Landesentwicklungspläne für den en-
geren Verflechtungsraum, für den Ge-
samtraum und für die Flughafenstand-
ortentwicklung vorgelegt. Darüber
hinaus hat die Landesplanungsabtei-
lung für große Einzelprojekte wie z.B.
gewerbliche Ansiedlungen und Infra-
strukturprojekte Raumordnungsverfah-

renzen zum neuen Leitbild durchge-
führt.

Vor dem Hintergrund der Erfahrungen
europäischer Metropolregionen wurde
Anfang März mit internationaler Be-
teiligung über das Thema "Berlin-
Brandenburg in Europa" diskutiert. Mit
dem Thema "Wissen, Wirtschaft und
Infrastruktur" wurde diese Diskussion

am 31. März 2006 in Potsdam
fortgesetzt. Im April 2006
wurden zudem eine Reihe von
Foren mit den politisch Verant-
wortlichen aller Brandenburger
Regionen durchgeführt. Diese
Veranstaltungen wurden ge-
meinsam mit den kommunalen
Spitzenverbänden Branden-
burgs vorbereitet und auch Ber-
liner Vertreterinnen und Vertre-
ter hinzugeladen. Als gemein-
same europäische Metropolre-
gion und deutsche Hauptstadt-
region wollen Berlin und Bran-
denburg sich gegenseitig in ih-

ren sehr unterschiedlichen Talenten er-
gänzen, auf ihren jeweiligen Stärken
aufbauen und sich so erfolgreich den
Herausforderungen des internationalen
Wettbewerbs der Metropolregionen
stellen. Diese Zukunftsstrategie ist ge-
richtet auf Innovation und mehr zu-
kunftsfähige Arbeitsplätze.

Gleichzeitig wird die Gemeinsame
Landesplanung ein neues Landesent-
wicklungsprogramm und einen inte-
grierten Gesamtplan aufstellen, der die
bisherigen Landesentwicklungspläne
ablösen wird. Das System der landes-
planerischen Instrumente wird verein-
facht, bisherige Mehrfachregelungen
gleichen Inhalts in verschiedenen Plä-
nen abgeschafft und die Planungs-
inhalte auf das erforderliche Maß re-
duziert. Verbindliche Regelungen wer-
den nur noch in den Landesentwick-
lungsplänen festgelegt und dadurch die
Rechtssicherheit und Verständlichkeit
der Planungen erhöht. Auch in den
kommenden Jahren wird die Gemein-
same Landesplanungsabteilung eine
zentrale Rolle im Prozess der Zusam-
menarbeit und der Diskussion beider
Länder behalten und damit einen wich-
tigen Beitrag leisten für eine starke
Region Berlin-Brandenburg.

Frank Szymanski
Minister für Infrastruktur und
Raumordnung
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Petra Jähnke

Thomas Knorr-Siedow

Masterplan Stadtumbau –
Leitbilder auf Gegenseitigkeit

Diskussionen um Leitbilder und Mas-
terpläne haben in der Bundesrepublik
derzeit Konjunktur. Der Themenkanon
reicht von der allgemeinen Landesent-
wicklung und der Rolle der Städte da-
rin (z.B. Nordrhein-Westfahlen) über
die Gesundheitsversorgung und -wirt-
schaft (z.B. Baden-Württemberg) bis
zur kommunalen Wohnungspolitik
(z.B. Dortmund). Dies kann als Hin-
weis auf eine zunehmende Unüber-
sichtlichkeit der Entwicklung verstan-
den werden. Auch der Masterplan zur
Stärkung der Brandenburgischen Städ-
te1, der im Auftrag des Ministeriums
für Infrastruktur und Raumordnung
vom IRS gemeinsam mit Partnern aus
der Wissenschaft, der Landes- und
Kommunalverwaltungen sowie der
Planungspraxis entwickelt wurde, ge-
hört zu dieser Palette von Vorhaben. Sie
bewegen sich zwischen Zielformulie-
rung einerseits und Selbstvergewisse-
rung über den Stand der Dinge und die
Möglichkeiten des Handelns von Po-
litik, Verwaltungen und Zivilgesell-
schaft andererseits.

Beide Elemente – Visionen und Selbst-
vergewisserung über Potenziale und
Beschränkungen – scheinen gleich
wichtig dafür zu sein, Erfolg verspre-
chende Entwicklungskorridore abzu-
stecken. Die ostdeutschen Entwick-
lungsdiskurse haben in den vergange-
nen 15 Jahren widersprüchliche Pha-
sen durchlaufen. Nach einer empirisch
kaum begründeten euphorischen Peri-
ode des 'Alles ist möglich' der frühen
90er Jahre und der folgenden, lange
durch Abwehr und Verleugnung ge-
prägten Phase der Ernüchterung droht
nun eine durch die Realität von
Schrumpfung und Einsparungsnot-

wendigkeiten geprägte 'Angststarre' zu
folgen.

Dialog, Balance und Interessen
Regionale und städtische Leitbilder
sollen einen möglichst durch Konsens
der Akteure getragenen Handlungs-
rahmen für eine gemeinsame Zukunft
abstecken. Sie sollen einen zugleich
strategischen als auch reflexiven Cha-
rakter haben. Für wünschenswert und
für erreichbar erachtete Zukunftsbilder
über die Alltagsperspektiven einzelner
Akteure hinaus sind zu beschreiben
und sollen die Akteure in ihren Hand-
lungen an diesen Konsens über die
nähere Zukunft rückbinden. Dies allein
scheint kompliziert genug, zumal die
angestrebte Entwicklung selbst in ei-
nen dynamischen Kontext eingebunden
ist – hier sei nur an die Auswirkungen
der globalen Entwicklung auf die re-
gionale und lokale Wirtschaft, aber
auch an den Wandel der Demographie
und den Abbau von Bundes- und euro-
päischen Förderungen erinnert. Noch
komplizierter wird die notwendige
kontinuierliche Abgleichung zwischen
den Zielen und den Möglichkeiten,
wenn die unterschiedlichen Interessen
berücksichtigt werden, die sich in der
Stadtentwicklung institutionell ver-
flechten – Landes- und Stadtpolitik,
Eigeninteressen von Verwaltungen,
Wirtschaft, Bürger- und andere Parti-
kularinteressen. Insofern musste ein
auf eine gemeinsame Umsetzung durch
das Land und die Städte gerichteter
Masterplan für den Stadtumbau auf
zumindest drei Ebenen argumentieren.

· Realistische Analysen machen die
Notwendigkeit deutlich, Politik an-
gesichts der zukünftig radikal be-
grenzten finanziellen Spielräume
auf Erfolg versprechende Vorhaben
zu fokussieren und dafür intelligen-
te Bündelungen von Politiken und
Förderung zu organisieren. Darin
enthalten sind Forderungen nach
einer noch engeren Integration der
jeweiligen Ressortpolitiken – auf
Landes- und Stadtebene z.B. zwi-
schen Stadtplanung, Wirtschafts-
und Bildungsförderung – und einer
besseren Koordination der Landes-
ressorts untereinander zu einer ab-
gestimmten Politik für die Städte.

· Planungs- und entwicklungsorien-
tierte Systematisierungen lassen
erkennen, dass die brandenburgi-
schen Städte in der komplizierten
Landesstruktur zwischen metropo-
litanem Verdichtungs- und dem pe-
ripheren Raum unterschiedliche
Aufgaben erfüllen. Es wird unter-
schiedliche Typen von Städten mit
Schrittmacherfunktionen und mit
Ankerfunktion in der Region geben,
wobei dynamische Verschiebungen
in dieser Schichtung im Wettbewerb
unter den Städten erwünscht sind.
Um jedoch die Stärken der jewei-
ligen Städte zu fördern – nicht nur
in finanzieller Hinsicht, sondern
zunehmend durch Kompetenzent-
wicklung – werden klare Rollen-
verhältnisse herzustellen sein. Star-
ke Städte brauchen eigenverant-
wortliche Kompetenz, während
dem Land die Verantwortung für die
Entwicklung des Landes als Ge-
samtheit zukommt.

· Um Leitbild und Masterplan so um-
zusetzen, dass alle relevanten Ak-
teure in fairen und nachvollziehba-
ren Verfahren beteiligt werden und
die angestrebten win-win-Situatio-
nen entstehen können, sind kommu-
nikative und prozedurale Elemente
entscheidend. Die unterschiedli-
chen Akteure sind mit Vereinbarun-
gen und verlässlichen Verfahren an-
zuregen, ihre Kompetenzen ausge-
richtet auf die Potenziale und Res-
sourcen der Städte und mit ge-
schärftem Gespür für Innovation in
die Entwicklung einzubringen. Um
passfähige Ziel- und Methodenre-
lationen zu entwickeln sowie eine
gemeinsame Umsetzung und refle-
xive Erfolgskontrolle sicherzustel-
len, muss ein angemessener Gover-
nance-Prozess entwickelt werden.
Er soll es den beteiligten Ressorts,
den Städten in ihrer unterschied-
lichen Ausstattung und Potenz und
auch der Zivilgesellschaft möglich
machen, verlässlich ihren 'Gewinn'
abzuschätzen.

Sozialwissenschaftliche Raumfor-
schung und praktische Politik
Selten war das IRS bisher mit seiner
forschungsbasierten Beratung so dicht
an den Entwürfen komplexer Politiken

1 Starke Städte – Masterplan Stadtumbau: Be-
richt des Ministeriums für Infrastruktur und Raum-
ordnung an den Landtag (Dezember 2005) auf Basis
des Abschlussberichts der Gutachterphase; IRS in
Zusammenarbeit mit Ernst Baseler und Partner so-
wie Ingeborg Beer, Stadtforschung, (November
2005).
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Abb.1: Strategiefelder einer integrierten Politik für die Städte
Quelle: IRS (2005)

eines Auftrag gebenden Mi-
nisteriums beteiligt. Insofern
erscheint eine Prüfung sinn-
voll, ob der Masterplan aus
der Perspektive der Landes-
politik, der Städte und der
Forschung als die win-win-
Situation interpretiert wer-
den kann, die von Anfang an
als Ziel des Verfahrens be-
schrieben wurde.

Von Auftraggeber und Gut-
achtern wurde von Beginn
an eine kooperative Praxis-
forschung angestrebt. So
wurde der Masterplan Stadtumbau
nicht als ein 'Planwerk' für baulich-
räumliche Veränderungen oder Inves-
titionen im engeren Sinn verstanden,
sondern als ein handlungsorientiertes
Verfahren, um notwendige Prioritäten-
setzungen und angemessene Intensitä-
ten des Einsatzes von Fördermitteln an-
zuregen und eine strategische Verknüp-
fung mit den Strukturen und Projekten
vor Ort zu erreichen.

Im Ergebnis erwies sich die Zusam-
menarbeit als intensiver Lernprozess,
in dem Forschung und Praxis sich ge-
genseitig zur Revision von als gesichert
geltenden Erkenntnissen und Routinen
aufriefen – und entsprechend rea-
gierten. So fiel es den Forschern nicht
leicht, das in der Verwaltungs- und Go-
vernance-Forschung seit längerem ver-
tretene Postulat einer möglichst weit-
gehenden Verwaltungsintegration aus
der Verfahrenserfahrung von Einzelres-
sorts und Abteilungen kritisch zu hin-
terfragen. Dagegen hatte die ministe-
rielle Praxis daran zu knabbern, dass
eine Balance der Entwicklung nur
entstehen kann, wenn tatsächliche
Macht über Entwicklungen auf die
Ebene der Städte als den tragenden
Akteuren übertragen und Bürokratie-
abbau ernst genommen wird.

Insbesondere Analyseergebnisse und
zentrale Verfahrenselemente des Mas-
terplan Stadtumbau haben relativ kom-
plikationslos Eingang in die neue För-
derpraxis einer enger zwischen den un-
terschiedlichen Brandenburger Minis-
terien koordinierten Stadtpolitik ge-
funden. So erhalten Integrierte Stadt-

entwicklungskonzepte, die aus der
Perspektive der Städte entwickelt wer-
den, neben regelmäßigen ressortüber-
greifenden Förderkonferenzen eine
neue Bedeutung für die Steuerung von
Stadtentwicklungen. Andere Elemente,
wie die Aufforderung der Forschung zu
einer öffentlichen Auseinandersetzung
mit den Entwicklungsrestriktionen und
mit der Tatsache, dass es neben den
Schrittmacherstädten auch Verlierer-
städte geben wird, waren schwerer in
den Verfahren zu etablieren. Sie kön-
nen nur umgesetzt werden, wenn Städ-
te und Stadtpolitiker selbst bereit sind,
sich aktiv mit ihren Potenzialen und
Restriktion auseinanderzusetzen.

Win-Win auch für die Forschung?
Die Voraussetzungen für den Gewinn
einer sozialwissenschaftlich orientier-
ten Raumforschung aus dem Master-
planverfahren lagen auf zwei Ebenen.
Zum einen war entscheidend, dass sich
die disziplinären Gutachten des Mas-
terplans nah an grundlagenorientierten
Forschungen des Instituts zu Gover-
nance, Wissensmanagement und
Raumentwicklung bewegten. Genuine
Forschung – nicht mit Forschungs-
dienstleistung zu verwechseln – konnte
bearbeitet werden, ohne dass die Pra-
xispartner in die Lage von passiven
'Forschungsobjekten' rückten.

Basis für die selbstbewusste Kommu-
nikationskultur, die den Forschungs-
prozess trug, war jedoch auch das Ver-
trauenskapital, das in einer gemein-
samen Forschungs- und Beratungs-
tradition erarbeitet wurde. Zwar waren
Ansprüche aus der Theorie nicht immer

leicht vermittelbar, doch
konnte im Diskurs mit den
Planungs- und Verwaltungs-
experten der Praxis die Agen-
da einer raumwissenschaft-
lichen Grundlagenforschung
für eine Verbesserung der Pra-
xis mobilisiert werden. Die
Forschungs- und Beratungs-
beziehungen, die zwischen
dem IRS, dem MIR sowie
den Akteuren in den Städten
und dem Städtenetz der Re-
gionalen Entwicklungszen-
tren (ARGE REZ) seit Mitte
der 90er Jahre bei der Ent-

wicklung neuer Steuerungsformen der
Stadt- und Regionalentwicklung beste-
hen, haben damit den Rahmen gebil-
det für ein innovatives Kooperations-
projekt von Wissenschaft und Praxis.

Auch die sozialwissenschaftliche
Raumforschung kann durch einen sol-
chen Projekttyp eine neue Qualität er-
langen. Nachdem ressortnahe For-
schung sich vielfach zu sehr dem 'bes-
seren' Management der Steuerung eines
unkritisch erwarteten Wachstums und
der folgenden Krisenbewältigung ange-
schlossen hatte, besteht mit kommuni-
kativ ausbalancierten Vorhaben die
Chance zu einer Forschung, die sich
dem Verständnis der Praxis öffnet und
sie unterstützt. Neben dem notwendi-
gen Gewicht der Grundlagenforschung,
die in dieses Verhältnis eingebracht wer-
den kann, bekommen forschungsmetho-
dische Aspekte eine neue Bedeutung.

Als eine Konsequenz für die derzeiti-
ge Leitbildentwicklung für Berlin und
Brandenburg kann aus dem Master-
planprozess die Aufforderung abgelei-
tet werden, längerfristige Lernprozesse
und eine reflexive Rückversicherung
über die Leitbilder in die Verfahren
einzubauen. Dies sind Voraussetzungen
dafür, dass sie 'angenommen' und zur
eigenen Sache der Region erklärt wer-
den können. So wie der Masterplan
Stadtumbau sich erst in der Umset-
zungspraxis bewährt, nachdem der
wissenschaftliche Part als weitgehend
'erledigt' gelten kann, erweisen sich
Leitbilder erst, wenn sie Entwicklun-
gen tatsächlich tragen – sonst sind sie
verzichtbar.
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Michael Arndt

Spielregeln einer "wilden Län-
derehe" – Auch eine "wilde
Ehe" kann funktionieren

Über zehn Jahre sind seit dem Scheitern
des regionalen Zukunftsprojektes "Län-
derfusion Berlin-Brandenburg" vergan-
gen. Ein Jahr ist es her, dass der zwei-
te Anlauf "Länderfusion 2006" durch
das Land Brandenburg in die Zukunft
verschoben wurde. Daher rechnen
Optimisten im günstigsten Fall mit
weiteren vier bis fünf Jahren, bis die
Berliner und Brandenburger Bürger zu
einem neuen Votum aufgefordert wer-
den können. Pessimisten schauen gar
nicht mehr auf den Kalender, sie haben
das Projekt "Länderfusion" aufgegeben
und sich mit dem Status Quo arrangiert.
Aus der wissenschaftlichen Perspek-
tive lässt sich allerdings anmerken, dass
beide Länder auch in Form einer "wil-
den Ehe" gut zusammen arbeiten kön-
nen. Die sozialen Kosten einer nega-
tiven Fusionsentscheidung sind we-
sentlich höher als die Transaktionskos-
ten einer kooperativen Beziehung. Er-
innern wir uns: Zum einen war der
wirkliche Output der ersten Volksab-
stimmung "Beharrung und Konkur-
renz". Die sozialen Kosten dieser Ent-
scheidung lassen sich kaum exakt be-
ziffern. Zum anderen haben beide
Länder in den letzten Jahren durchaus
positive Erfahrungen in der Koopera-
tion gemacht. Ohne den unmittelbaren
Druck der "Länderfusion" wurde zum
Beispiel die Zusammenführung beider
Sendeanstalten (ORB, SFB), die ge-
meinsame Flughafenplanung sowie die
Zusammenführung der Oberlandesge-
richte organisiert. Dies mag für viele
nicht ausreichend sein. Derartige ko-
operative Schlüsselprojekte sind jedoch
notwendig, um eine Stimmung des
Aufbruchs und der regionalen Gemein-
samkeiten zu produzieren.

Szenen einer "wilden Länderehe"
Wie wird der Kooperationsprozess
zwischen beiden Ländern in der Zukunft
ablaufen und wird er funktionieren? Die
Krux ist: Weder die Öffentlichkeit noch
die beiden Länder selbst scheinen der-
zeit ihre genauen Absichten zu kennen.
Solange dieser Zustand anhält, werden

beide Länder ihre spezifischen Anfor-
derungen an eine Zusammenarbeit bzw.
auch an eine Fusion entweder erhöhen
oder in einer abwartenden Haltung ver-
harren, bis die gewählte Strategie zu
mehr Verlusten als zu Gewinnen führt.
Deutlich wurde dies mit der Aufkün-
digung der vorgesehenen Zeitplanung
der Länderfusion durch das Land Bran-
denburg. Die Antwort Berlins ist eine
abwartende Haltung gegenüber weite-
ren Projekten (z.B. eine gemeinsame
Wirtschaftsförderung). Dies würde eine
veränderte Lage Berlins im Gefüge der
Zusammenarbeit, d.h. einen partiellen
Souveränitätsverlust bedeuten. Eine an-
dere Schlüsselszene der "wilden Ehe"
war das Infragestellen des potenziellen
Standortes für den gemeinsamen Par-
lamentssitz in Potsdam durch den Par-
lamentspräsidenten des Berliner Abge-
ordnetenhauses. Erst von diesem Zeit-
punkt an kam aus dem Land Branden-
burg wieder Bewegung in die Diskus-
sion.

Kooperationsprozesse sind in erster
Linie Lernprozesse
Beide Beispiele zeigen: Kooperations-
prozesse sind in erster Linie Lernpro-
zesse, in denen Vertrauen gewonnen
wird und gegensätzliche Standpunkte
Schritt für Schritt abgebaut werden
müssen. Entscheidend ist nicht die
Anzahl von getroffenen Vereinbarun-
gen, sondern der "Mehrwert" der Pro-
zessresultate selbst. Positive Ergebnisse
werden situativ erarbeitet und können
allerdings auch das Verhalten anderer
regionaler Akteure beeinflussen. Letzt-
endlich wird ein Korridor gebildet, der
in ein "win-win-Denken" oder zu einer
"Mehrwert-Philosophie"1 führt.

Eine Methode, derartige Prozessver-
laufsmuster zu erklären, liefert die Spiel-
theorie. Mit der seit 1944 bekannten
Theorie werden strategische Probleme

analysiert und optimale Lösungswege
aus Konflikten erarbeitet. Bekannt ist
u.a. das 1985 veröffentlichte Buch des
Mathematikers und Politikwissenschaft-
lers Robert Axelrod "Die Evolution der
Kooperation". Er zeigt auf, dass wäh-
rend eines Kooperationsprozesses im-
mer mit Widersprüchen, Mehrdeutigkei-
ten und mit positiven, aber auch nega-
tiven Bekundungen zu rechnen ist. Die
Öffentlichkeit wird immer eine Melange
zwischen Kooperations- und Konkur-
renzverhalten im Handeln des einzelnen
Landes beobachten, d.h. die Gleichzei-
tigkeit von Cooperation + Competition
= Coopetition2. Die Antwort auf die Fra-
ge, was überwiegt, lässt sich nur situ-
ativ erschließen und kann nur bei Kennt-
nis der tatsächlichen Strategie der po-
tenziellen Kooperationspartner ge-
funden werden. Jeder potenzielle Ko-
operationspartner muss die Überlegun-
gen oder zumindest den politischen
Handlungsspielraum des anderen Mit-
spielers berücksichtigen – genauso wie
jener die Tatsache, dass sein Gegenü-
ber dies ebenfalls tut. Je mehr Informa-
tionen über die wahren Absichten der
Beteiligten vorliegen, umso einfacher
lässt sich eine angemessene Koopera-
tionsstrategie zum gegenseitigen Vorteil
entwickeln.

Neues Leitbild zur Beförderung ei-
nes win-win-Denkens.
Vielleicht lohnt es sich, auf der Grund-
lage derartiger Modelle die unterschied-
lichen und widersprüchlichen "Szenen
der wilden Länderehe" systematisch
aufzubereiten und wissenschaftlich zu
reflektieren. Auch die politische Ent-
scheidung des Landes Brandenburg,
den seinerzeitigen Fusionsfahrplan auf-
zukündigen, kann als Notbremse eines
Kooperationsprozesses verstanden
werden, um höhere soziale Kosten zu
vermeiden. Umgekehrt könnte die Ent-
wicklung eines neuen Leitbildes für die
Metropolregion Berlin-Brandenburg
eine Perspektive für ein gemeinsames
Wertschöpfungssystem öffnen, in dem
sich ein win-win-Denken entfaltet. Viel-
leicht, aber nur vielleicht, sind beide
Länder bereits viel weiter in der Ein-
übung kooperativer Verhaltensweisen
als die Öffentlichkeit glaubt.

Grafik: F.W. Bernstein

1 Walz, H.: http://www.fh-ludwigshafen.de/fb3/
walz/coopetition.htm

2 Nalebuff, B. ; Brandenburger, A.: Coopetition
(1996)
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Sabine Zillmer

Berlin-Brandenburg als Schnitt-
stelle europäischer Räume?

Durch die 2004 vollzogene EU-Oster-
weiterung hat sich die räumliche Lage
Berlin-Brandenburgs verändert. Berlin-
Brandenburg befand sich innerhalb der
EU 15 in einer geographischen Rand-
lage und hat nun eine deutlich zentra-
lere räumliche Lage innerhalb der EU
25 bzw. der zukünftigen EU 27 erlangt.
Vor dem Hintergrund dieser Lagever-
schiebung, aber auch aufgrund der
unterschiedlichen sozio-ökonomischen
Entwicklungen in Ostdeutschland und

in den neuen Mitgliedsländern ergibt
sich die Frage, inwieweit sich für Ber-
lin-Brandenburg neue Chancen erge-
ben haben bzw. in der nahen Zukunft
ergeben können. Kann sich die Metro-
polregion als Schnittstelle zwischen
dem westeuropäischen Kernraum der
EU und den östlichen Nachbarländern
etablieren oder bleibt die Veränderung
der räumlichen Lage ohne Konsequen-
zen für die räumliche Orientierung der
wirtschaftlichen Aktivitäten Berlin-
Brandenburgs?

Um dieser Frage nachzugehen, werden
im Folgenden v.a. ausgewählte Ergeb-
nisse aus den ESPON-Projekten 2.2.2

und 2.4.2 vorgestellt, welche unter
Beteiligung des IRS bearbeitet wurden.
Dazu ist zum einen die Erreichbarkeit
verschiedener Metropolräume mit
Blick auf die sie verbindende Trans-
portinfrastruktur zu hinterfragen. Nur
wenn hinreichend günstige Verbindun-
gen zwischen den Metropolen in ver-
schiedenen europäischen Räumen be-
stehen, kann eine Metropolregion
Schnittstellenfunktionen übernehmen.
Zum anderen gibt aber auch eine Ana-
lyse der metropolitanen Funktionen
Auskunft über deren Bedeutung in den
verschiedenen Regionen.

Auf der Grundlage von Erreichbarkei-
ten bzw. Reisezeiten zwischen den ein-
zelnen Metropolräumen lassen sich so
genannte 'global integration zones'
herleiten. Diese Zonen zeichnen sich
durch geringe Reisezeiten zwischen
den jeweiligen Metropolräumen und
gute Erreichbarkeiten von Zwischen-
räumen aus. Darüber hinaus sind alle
in den Analysen der ESPON-Projek-
te berücksichtigten metropolitanen
Funktionen (siehe dazu unten) mit zu-
mindest nationalem Bedeutungsum-
fang in jeder dieser Zonen vertreten.
Regionen, die Schnittstellen mehrerer
Zonen darstellen (hinge regions), ent-
stehen durch die Überlappung ver-
schiedener 'global integration zones'.
Um zu Aussagen hinsichtlich einer
'Schnittstelle Berlin-Brandenburg' zu
kommen, ist es notwendig, diese Re-
gion im Kontext der umliegenden euro-
päischen Metropolräume zu betrach-
ten.

Erreichbarkeit Berlin-Branden-
burgs
Berlin-Brandenburg zeichnet sich
durch eine Konzentration der Trans-
portmöglichkeiten nach Westen, Nor-
den und Süden aus. Mit Ausnahme
Prags ist keiner der in den neuen Mit-
gliedsländern der EU gelegenen Metro-
polräume innerhalb einer Stunde per
Bahn oder Flugzeug von Berlin-Bran-
denburg aus erreichbar. Dies bestätigt
eine anhaltende westeuropäische Ori-
entierung der Region.

Gleichzeitig vereint Berlin-Brandenburg
für die meisten betrachteten Funktionen
Aktivitäten von nationaler bzw. euro-

Europäische Integrationszone

Mögliche Erweiterung bei verbesserter Erreichbarkeit

Relevanz unterschiedlicher metropolitaner Funktionen zumindest auf nationaler

Ebene in MEGAs (Metropolitan European Growth Areas)

Global Integration Zones in Mittel-Ost-Europa
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Gastbeitrag

Wilhelm Schulte
Leiter des Amtes für
Landesplanung der Freien
und Hansestadt Hamburg

Wilhelm Schulte

Die Entwicklung von Metropol-
regionen im Spannungsfeld von
formeller und informeller Pla-
nung – dargestellt am Beispiel
der Metropolregion Hamburg

         

1 Die Metropolregion Hamburg
und die Entwicklung der Zusam-
menarbeit

Die Metropolregion Hamburg, eine
freiwillige Kooperation der drei Bun-
desländer Schleswig-Holstein, Nieder-
sachsen und Hamburg, erfasst beider-
seits der Elbe einen Siedlungs- und
Wirtschaftsraum von ca. 20.000 km²
mit ca. 4,3 Mio Einwohnern und 1,9
Mio Beschäftigten. Hervorgegangen
aus der Gemeinsamen Landesplanung
der 50er Jahre und zunächst ausgerich-
tet auf Projekte der Freizeit und Nah-
erholung im engeren Umland von
Hamburg, wurden die Planungsthemen
und Projektfelder in den 90er Jahren
neu bewertet und die territoriale Aus-
dehnung auf die o.a. Gebiete vorge-
nommen. Mitglieder der Metropolre-
gion sind neben den drei Bundeslän-
dern 14 Landkreise aus Schleswig-
Holstein und Niedersachsen. Die in-
haltliche Grundlage der Kooperation
bildet das gemeinsame Regionale Ent-
wicklungskonzept (REK) aus dem Jahr
2000 – der informelle "common sen-
se" der Metropolregion.

päischer Signifikanz. So sind die Ver-
waltungs-, Wissens-, Transport-, Tou-
rismus- und Industriefunktion von ho-
her Bedeutung für den Stellenwert der
Metropolregion. Im Zusammenhang
mit der Industriefunktion deuten die
jüngsten Entwicklungen der Exporte auf
eine zunehmende Bedeutung Osteuro-
pas für Berlin-Brandenburg hin. Es
fehlen aber die privatwirtschaftlichen
Entscheidungsfunktionen in Berlin-
Brandenburg. Zusammen mit nicht hin-
reichend ausgebauten Transportverbin-
dungen in die polnischen Metropol-
räume ergeben sich daraus Schwierig-
keiten, Berlin-Brandenburg zu einer
Schnittstelle zwischen west- und osteu-
ropäischen Regionen auszubauen.

Im Vergleich zu den benachbarten Re-
gionen in den neuen Mitgliedsländern
zeichnet sich die Region Berlin-Bran-
denburg durch eine vergleichsweise
gute Ausstattung mit verschiedenen
Potenzialfaktoren (Arbeitsmarkt-, In-
novations-, regionales Marktpotenzial
etc.) aus. Gleichzeitig vereint die Me-
tropolregion auch im Vergleich zu den
nächstliegenden polnischen Metropol-
räumen deutlich höhere funktionale Be-
deutungen mit einer größeren Vielfalt.

Gemeinsam mit den anderen Haupt-
stadtregionen Mittelosteuropas (Prag,
Wien, Bratislava, Budapest und War-
schau) bildet Berlin-Brandenburg ein
Triangel von Metropolräumen mit einer
vergleichsweise guten Potenzialausstat-
tung und umfangreichen metropolitanen
Funktionen, die von mindestens natio-
naler Bedeutung sind. Die bisherigen
Transportverbindungen zwischen die-
sen Metropolräumen sind jedoch nur
bedingt für die Schaffung einer inte-
grierten Zone in diesem Raum hinrei-
chend. Gleiches gilt für das Angebot an
Kommunikationsinfrastrukturen zwi-
schen diesen Metropolregionen. Insbe-
sondere Kommunikationsinfrastruktu-
ren für den zeitnahen Transfer großer
Datenmengen (Breitband) sind in die-
sem Raum unzureichend. Diese Ergeb-
nisse deuten darauf hin, dass für die
Schaffung eines integrierten Raumes
neben den sozio-ökonomischen Voraus-
setzungen auch entsprechende verkehr-
liche Beziehungen bzw. Transport- und
Kommunikationsinfrastrukturen zwi-

schen den Metropolräumen notwendig
sind. Der diesbezüglich existierende
Mangel beschränkt die Möglichkeiten
Berlin-Brandenburgs als Scharnier zu
den osteuropäischen Metropolräumen
zu fungieren.

Während also aus funktioneller Sicht
Potenziale für eine Scharnierfunktion
Berlin-Brandenburgs ersichtlich sind,
werden diese unter Erreichbarkeitsge-
sichtspunkten nicht wahrgenommen.

Ausblick
Zusammenfassend kann Berlin-Bran-
denburg demzufolge als Teil eines sich
integrierenden Raumes charakterisiert
werden, der sich weiterhin überwie-
gend an der alten EU 15 orientiert. Auf-
grund funktionaler Beschränkungen
im Bereich der privatwirtschaftlichen
Entscheidungsfunktion von Berlin-
Brandenburg und weitreichender funk-
tionaler Begrenztheit bei den meisten
benachbarten Metropolräumen in den
neuen Mitgliedsländern der EU sowie
infolge der genannten Erreichbarkeits-
mängel lässt sich derzeit noch keine
osteuropäische Integrationszone unter
Einschluss Berlin-Brandenburgs iden-
tifizieren. Dementsprechend ergibt sich
in dieser Region bisher keine Überlap-
pung verschiedener Zonen, durch die
Berlin-Brandenburg die Rolle einer
Schnittstelle europäischer Räume er-
halten könnte. Damit stellt Berlin-
Brandenburg – im Gegensatz zu Wien
– bisher kein multifunktionales Zen-
trum einer nach Osteuropa orientierten
Integrationszone dar.

Für die Zukunft lassen sich daraus An-
forderungen ableiten, die erfüllt wer-
den müssten, wenn sich Berlin-Bran-
denburg als Schnittstelle zwischen
west- und osteuropäischen Metropol-
räumen etablieren möchte. Vor allem
geht es dabei um den qualitativ ange-
messenen Ausbau entsprechender Ver-
kehrsverbindungen. Eine umfangreiche
Nutzung dieser Infrastrukturen wird je-
doch nur erreicht werden, wenn sowohl
Berlin-Brandenburg als auch die osteu-
ropäischen Metropolräume sowie die im
oben genannten Triangel eingeschlos-
senen Räume ihre jeweiligen kompara-
tiven Vorteile für eine sozio-ökonomi-
sche Integration realisieren.
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Abb. 2: Metropolcard

Abb. 3: Gewerbeimmo-
bilienmesse EXPANSION

2 Veränderte Rahmenbedingungen

Großen und bedeutenden Städten wie
Hamburg, den so genannten Metropo-
len, kommt nicht nur eine immer grö-
ßer werdende Bedeutung zu, sie haben
sich auch einem verschärften nationa-
len, europäischen und weltweiten
Standortwettbewerb zu stellen. Damit
stellt sich die Frage nach der Wettbe-
werbsfähigkeit der jeweiligen Metro-
polenstandorte eines Landes mit zu-
nehmender Brisanz. Diese Fähigkeit
wird ganz wesentlich von der kriti-
schen Masse bestimmt, mit der sich
die Metropole Hamburg mit ca. 1,7
Mio Einwohnern in einer Metropol-
region von ca. 4,3 Mio Einwohnern
diesem Wettbewerb stellen und auf
der "Wettbewerbsbühne" auftreten
kann. Regionalmarketing und Inter-
nationalisierung sind somit neue
Schlüsselprojekte einer Metropolre-
gion.

Die Metropole Hamburg will sich
mit dem "Leitbild der wachsenden
Stadt" diesen Herausforderungen
stellen. Sie will nachhaltig werden, das
heißt Qualität vor Quantität und für die
Metropolregion weniger Konkurrenz
nach innen als vielmehr bessere und
gemeinsame Wettbewerbsfähigkeit
nach außen. Das heißt aber auch, sich
gemeinsam im nationalen Schrump-
fungsprozess der Bevölkerung durch
Migrationsgewinne zu behaupten.

3 Inhaltliche Ausrichtung der Zu-
sammenarbeit

Die Umsetzung des Gemeinsamen Re-
gionalen Entwicklungskonzeptes er-
folgt nicht in formellen Regional-
plänen, sondern mit regionalen Ent-
wicklungsprojekten unter kommuna-
ler bis hin zu trilateraler Zusammen-
arbeit in der Metropolregion. Die Me-
tropolregion Hamburg unterscheidet
sich mit diesem informellen und pro-
jektorientierten Planungsansatz von
anderen Metropolregionen wie Frank-

furt a.M., Stutt-
gart oder Berlin-
Brandenburg,
die über formelle
Planungsinstru-
mente wie einen
in Aufstellung
befindlichen re-
gionalen Flä-
chennutzungs-
plan, einen Re-
gionalplan oder
eine gemeinsa-
me Landespla-

nung auf gesetzlicher Grundlage ver-
fügen. Diese formellen Planungsins-
trumente haben die Schwäche länge-
rer förmlicher Planverfahren, an not-
wendigen Kompromissen bei mehr-
heitlichen Beschlüssen orientierter
Wirksamkeit und schwindender Ak-
tualität mit der Dauer der Verfahren.
Eine zentrale Rahmenbedingung ist

aber die Akzeptanz. Ein formeller Plan
lebt von der Akzeptanz seiner Vorga-
ben oder häufig genug eher von der Ab-
weichung. Ein regionales Entwick-
lungsprojekt dagegen – orientiert an
der optimierten Umsetzung eines ge-
meinsamen informellen Entwicklungs-
konzeptes – ist durch die mit eigenen
Mitteln beteiligten lokalen Projekt-
träger mit einer hohen Erfolgsgarantie
behaftet. Dieser Erfolg wird auf
schnellstmöglichem Weg von der Pla-
nungsidee bis zum Investment gesucht.

Die regionalen Entwicklungsprojekte
wurden durch Wettbewerbe generiert,
an denen sich Gebietskörperschaften,
Vereinigungen, Verbände und andere
lokale wie regionale Akteure beteiligen
konnten. Aus über 100 qualifizierten
Projektvorschlägen wurden zuletzt
2003 28 neue Projekte als Modell- und
Leitprojekte der Metropolregion aus-
gewählt. Diese erhalten mit der Aner-
kennung eine Anspruchsberechtigung
auf eine Anschubfinanzierung aus den
beiden bilateralen Förderfonds, die
zusammen mit 2,4 Mio. Euro pro Jahr
ausgestattet sind. Die Metropole Ham-
burg beteiligt sich mit 50% an diesen
Förderfonds und an der Unterstützung
der regionalen Projekte, auch wenn
diese überwiegend nicht in Hamburg
selbst realisiert werden:
· die "Metropolcard" für die touristi-

sche Nutzung des Verkehrsverbun-
des und der Freizeit- und Kulturein-
richtungen der Metropolregion,

· die jährliche Gewerbeimmobilien-
messe EXPANSION,

· die touristische Erschließung der
Maritimen Landschaft Unterelbe,

· der gemeinsame Internetauftritt un-
ter www.hamburg.de zur Stärkung
des Regionalmarketings,

· der erste von weiteren geplanten
Regionalparks, "die Wedeler Au",
der Freiraum und Landschaft als
Entwicklungsfaktoren der Region
herausstellt und

· die "Süderelbe AG", ein Zusammen-
schluss dreier Landkreise und einer
Vielzahl ihrer Kommunen südlich
der Elbe mit dem Hamburger Stadt-
bezirk Harburg sowie der Freien und
Hansestadt selbst zu einer Aktienge-
sellschaft und Wachstumsinitiative.
Ziel der Süderelbe AG ist es, die ge-

Abb. 1: Die Metropolregion Hamburg in ihren Grenzen    Quelle: eigene Darstellung
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Abb. 4: Leitbild zur Förderung von Wachstum und Innovation

meinsame Entwicklung der regiona-
len Kompetenzcluster "Hafen/Logis-
tik", Luftfahrtindustrie (Airbus/
EADS) und andere voranzubringen,
verbunden mit der Nutzung von Sy-
nergieeffekten mit den Wissen-
schafts- und Forschungseinrichtun-
gen in der Region.

Diese Projekte und der damit verbun-
dene Aufbau von Netzwerken sind im-
mer stärker strategisch und an gemein-
samen "win-win-Effekten" ausgerich-
tet. Die kommunalen Akteure haben er-
kannt, dass die vorhandenen Potenzi-
ale der Region zu bündeln und in ko-
operativer Form einzusetzen sind, um
auf diese Weise eine "kritische Masse"
von regionaler Bedeutsamkeit und Wir-
kung zu erreichen.

4 Perspektiven der Kooperation

Mit der 2003 eingeleiteten Reorgani-
sation der Gremien und der internen
Arbeitsstrukturen sowie der inhaltli-
chen Konzentration auf die Kernthe-
men Wettbewerbsfähigkeit, Raum-
struktur und Daseinsvorsorge vollzieht
die Metropolregion derzeit eine Neu-
orientierung. Dabei werden die Kom-
petenzfelder der regionalen Wirt-
schaftsstruktur ("Stärken", "Cluster")
und die internationale Ausrichtung der
Kooperation in den Mittelpunkt der
künftigen Zusammenarbeit gestellt.

Zeitgleich werden die Arbeitsformen
effizienter organisiert und schrittweise
die Geschäftsstelle zu einer Art "Clea-
ringstelle" ausgebaut. Ihre Hauptauf-
gaben werden in Zukunft im Bereich
der Projektbegleitung, der Öffentlich-
keitsarbeit und des Informationsma-
nagements liegen, um die Region im
europäischen Wettbewerb noch besser
zu positionieren. Darüber hinaus wer-
den die Beratungs- und Entscheidungs-
gremien, der Regionsrat und die Regi-
onalkonferenz stärker kommunalisiert.
In der Regionalkonferenz werden die
Abgeordneten der Region aus den
Landtagen, Vertreter der Bürgerschaft
Hamburgs und Vertreter der Kreis-
parlamente aus der Metropolregion die
Diskussion um die Leitlinien der Re-
gionalentwicklung stärker bestimmen.
Im Regionsrat werden neben den Ver-

tretern der drei Landesregierungen alle
Landräte der Metropolregion sowie
eine gleich große Anzahl Bürgermeis-
ter und nicht nur jeweils zwei Vertre-
ter wie bisher Sitz und Stimme haben.

Die Metropolregion Hamburg hat mit
der erfolgreichen Teilnahme am Wett-
bewerb "Region der Zukunft" und der
Mitwirkung im Initiativkreis der deut-
schen Metropolregionen mit dazu bei-
getragen, ein neues strategisches Leit-
bild der Metropolregionen zu entwi-
ckeln und erfolgreich voran zu bringen.
Die Ministerkonferenz für Raumord-
nung hat dazu einen Prüfauftrag zur
Fortschreibung der Leitbilder der
Raumentwicklung erteilt. Die Diskus-
sion der Leitbilder darf aber bezogen
auf die Metropolregionen nicht an de-
ren aktuellen Grenzen und den derzeit
noch engen Kooperations- und Ver-
flechtungsräumen enden. Auch wenn
im Rahmen nationaler und europäi-
scher Förderpolitiken zukünftig auch
die "Wachstumsmotoren" gestärkt
werden sollen und damit über spezi-
fische Fördermöglichkeiten und -not-
wendigkeiten nachzudenken sein wird,
kann man auf eine Ausgleichspolitik

zur Unterstützung und Heranführung
der peripheren Räume nicht verzichten.
Beides bedingt sich gegenseitig. Es
wird künftig noch stärker darauf an-
kommen, die Mitverantwortung der
Metropolen über ihre Metropolregion
hinaus bis an ihre jeweilige Peripherie
zu begründen und daraus so etwas wie
regionale Verantwortungsgemeinschaf-
ten für überregionale oder europäisch
bedeutsame Wirtschaftsräume zu bil-
den, wie sie beispielhaft auch Eingang
in die Leitbilddiskussionen gefunden
haben. Diese können auch mehrere
Großstädte und Metropolenkerne ent-
halten. Sie sollen und können die vor-
handene administrative Raumbildung
der Gebietskörperschaften nicht erset-
zen, aber sie können Netzwerke regi-
onaler Kompetenzen bilden, um damit
"Metropolisierungsprozesse" in ge-
meinsamer selbst organisierter Verant-
wortung zu gestalten und zu steuern.
Die Perspektive der Agglomerationen
und für die Metropolregion Hamburg
könnte deshalb auch in einem erwei-
terten Regionalverbund eines europä-
isch bedeutsamen Wirtschaftsraumes
liegen, gemeinsam mit der Metropol-
region Bremen/Oldenburg bis in die
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und Brandenburg. Die südeuropäi-
schen Partner zeigen großes Interesse
an dieser institutionalisierten Form
einer übergreifenden räumlichen Pla-
nung. Aus ihrer Sicht ist eine derarti-
ge Einrichtung einmalig und eröffnet
Erfolg versprechende Optionen für eine
nachhaltige und ausgeglichene Entwick-
lung. Im Folgenden werden die Modelle
der räumlichen Planung in den südeu-
ropäischen Metropolregionen kurz vor-
gestellt, um mögliche übertragbare Ele-
mente hervor zu heben.

So ist die räumliche Planung in Grie-
chenland stark hierarchisch und formal
organisiert, eine institutionalisierte
übergreifende Raumentwicklungspo-
litik für die Metropolregion wurde erst
spät in Form der Präfektur von Athen
eingeführt. Eine formelle Beteiligung
privater oder zivilgesellschaftlicher
Akteure wird bis jetzt nicht praktiziert
und erfolgt lediglich bei Eigeninitia-
tiven auf Projektbasis. Obwohl die
Metropolregion Athen als stärkster
Entwicklungsmotor des Landes aner-
kannt ist, fehlt es an Instrumenten und
Leitbildern, die eine Kooperation zwi-
schen den Gemeinden und Städten so-
wie der Präfektur vereinfachen. Erst als
1983 eine Art Flächennutzungsplan von
den Kommunen gefordert wurde, ent-
wickelte sich allmählich eine abge-
stimmte regionale Entwicklungspla-
nung für die Metropolregion. 1985
wurden der Regulatory Plan and Pro-
gramme of Environment Protection in
G.A.A. mit dem Ziel der Einrichtung
spezieller Entwicklungszonen und -ach-
sen sowie der "Regulatory Urban Plan"
(RUP) verabschiedet. Durch eine Ge-
bietsreform und Neuorganisation der
Verwaltung erhielt die Präfektur von
Athen ein erweitertes Kompetenzfeld.
Zu den wichtigsten Neuerungen zählt,
dass in einem Vierjahresturnus ein
Präfekt, ein Konzil sowie sechs Komi-
tees gewählt werden, die unabhängig
vom Staat Entscheidungen treffen und
Maßnahmen umsetzen können. Inhalt-
liche Schwerpunkte der Komitees bil-
den die wirtschaftliche Entwicklung,
die Stadtplanung sowie die Verkehrs-
und Kommunikationsnetze. Derzeit be-
steht das Problem darin, dass die ein-
zelnen Kommunen in der Präfektur
Athen zum Teil gegensätzliche Inter-

essen verfolgen. Um Entwicklungsleit-
linien und -maßnahmen umzusetzen,
müssen zwischen den Kommunen und
der Präfektur Verträge und Vereinba-
rungen abgeschlossen werden. Dies
verzögert und hemmt eine praktische
Umsetzung. Darüber hinaus deckt die
Präfektur nicht das gesamte Gebiet der
Metropolregion der "Greater Athens
Area" (G.A.A.) ab, so dass zusätzliche
Abstimmungsprozesse durchgeführt
werden müssen.

In Spanien wurde mit der Verfassung
von 1978 eine umfassende Gebietsre-
form durchgeführt. Aus dieser gingen
1983 17 autonome Regionen, 52 Pro-
vinzen und 8.111 Gemeinden hervor.
In diesem Zusammenhang wurde auch
die autonome Region Madrid gebil-
det, die aus der Metropole und 179 Ge-
meinden besteht. Darüber hinaus lässt
die Verfassung auch die Bildung wei-
terer Gebietseinheiten zu (z.B. Makro-
regionen, Bezirke und Metropolregi-
onen). Es ist Aufgabe der autonomen
Region, per Erlass Metropolregionen
mit den entsprechenden administrati-
ven Organen zu gründen, deren Kom-
petenzen zu definieren sowie deren
politische Legitimation zu sichern.
Trotz dieser Option hat sich eine sol-
che Organisation für Madrid nicht
durchgesetzt. Grund hierfür ist u.a. der
Widerstand von Seiten der suburbanen
Gemeinden, die dadurch einen Kom-
petenzverlust befürchteten. Erst 1987
erwies sich das politisch unterstütze
Programm Madrid Region Metropoli-
tana als eine erfolgreiche Alternativ-
lösung zur Regionsbildung. Die er-
folgreiche Unterstützung des Wahl-
kampfs der Federación Socialist Mad-
rilena in der Metropole und im Umland
sicherte politische Kontinuität und
führte zur Neuformulierung der Ent-
wicklungsstrategien für den Gesamt-
raum. Die Region wurde von öffentli-
cher Seite weniger als Metropole mit
ländlichem Hinterland, sondern erst-
mals als zusammenhängende funktio-
nale Metropolregion wahrgenommen.
Schon im folgenden Jahr wurde die öf-
fentlich finanzierte Entwicklungsagen-
tur ARPEGIO eingerichtet: "As an
independent authority with financing
capacity, ARPEGIO could buy land,
prepare it for development (infrastruc-

peripheren Verflechtungsräume in Nie-
dersachsen, Schleswig-Holstein und
Mecklenburg-Vorpommern.

Die in der Metropolregion Hamburg
praktizierte interkommunale Koopera-
tion über drei Ländergrenzen hinweg
auf informeller Basis hat sich schon
jetzt bewährt. Die Kommunen haben
die Chancen gemeinsamer regionaler
Projekte erkannt und genutzt. Die an-
grenzenden Räume insbesondere in
Schleswig-Holstein streben angesichts
dieser Erfolgsaussichten nach erwei-
terter Kooperation im Sinne großräu-
miger Verantwortungsgemeinschaften,
wie sie aktuell mit den neuen Leitbil-
dern in der Ministerkonferenz für
Raumordnung diskutiert werden. Wenn
es gelingt diese Zusammenarbeit von
metropolitanen Kernen, ihren engeren
und weiteren bis peripheren Verflech-
tungsräumen flächendeckend für die
Bundesrepublik zu entwickeln, dann
erhält auch der raumordnerische
Grundsatz gleichwertiger Lebensbe-
dingungen eine neue gestalterische
Kraft.

Agglomerationen eröffnen also neue
Perspektiven und Gestaltungsspiel-
räume für die Raumentwicklung; sie
gilt es zu nutzen!

Suntje Schmidt

Modelle räumlicher Planung
in südeuropäischen Metropol-
räumen

Ein Austausch über Potenziale und
Engpässe sowie Handlungsoptionen
für die räumliche Entwicklung von
Metropolregionen steht im Mittelpunkt
des Interreg IIIC-Projektes "Coronas
Metropolitanas". Für die beteiligten
Metropolregionen Athen, Berlin-Bran-
denburg, Madrid und Rom wurden je-
weils sehr unterschiedliche Konstrukte
der räumlichen Planung gefunden. Sie
reichen von zeitlich begrenzten, pro-
jektbezogenen Verbünden einzelner
Institutionen bis hin zu dem stabilen
Konstrukt der Gemeinsamen Landes-
planungsabteilung der Länder Berlin
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ture, utilities, etc.), and develop/co-
develop it."1 Somit bestand die regio-
nale Entwicklungsplanung für die Me-
tropolregion aus einer Planungseinheit
sowie einer Einrichtung zur Umsetzung
der Pläne. Anfang der 90er Jahre wurde
der Einfluss dieser Organisation schwä-
cher. Seitdem wird versucht, die bis
dahin flexibel gestalteten Abkommen
und Vereinbarungen zwischen den Ge-
meinden, der autonomen Region und
Madrid durch institutionalisierte Ver-
fahrensabläufe wieder zu stabilisieren.

In Italien werden fünf Gebietskörper-
schaften unterschieden: funktionale
Einheiten (Nord-, Zentral- und Süd-
italien), Regionen (20), Provinzen
(103), Gemeinden und Sonderformen
(z.B. Zusammenschlüsse mehrerer
Gemeinden). Als eine Sonderform
wurde 1990 bzw. 2000 das Konzept der
Metropolräume eingeführt, das zwölf
Metropolen als Kerne definierte. Zu
den Aufgabenbereichen der jeweiligen
Regierungsbehörde für den Metro-
polraum zählen u.a. Territorial- und In-
frastrukturplanung (Transport, Abwas-
ser und Wasser, Energie, öffentliche
Dienstleistungen im Gesundheits- und
Bildungsbereich) sowie Schutz und
Vermarktung kultureller Bestände und
der Umwelt. Gleichzeitig wurden
"Metropolitane Konferenzen" einge-
richtet, die sich aus dem Präsidenten
der Provinz sowie den Bürgermeistern
der Provinzgemeinden zusammenset-
zen. Ziele der Konferenz sind die Ab-
stimmung gemeindeübergeordneter
Politiken, die Definition der räumlichen
Abgrenzung des Metropolraumes und
das Formulieren von Vorschlägen zur
Institutionalisierung eines politischen
Organs für den Metropolraum. Ende
der 90er Jahre stellte die Konferenz zur
Abgrenzung des Metropolraumes von
Rom ihre Arbeit ein, weil die Interes-
senlage der Gebietskörperschaften zu
unterschiedlich war. Inzwischen wurde
der Diskussionsprozess erneut aufge-
nommen, bereits 25 von 119 Gemein-
den der Provinz haben formal bestätigt,

sich an einer Abgrenzung und Institu-
tionalisierung des Metropolraumes zu
beteiligen. Währenddessen werden
Maßnahmen zur Stabilisierung der
sozio-ökonomischen Entwicklungen
im Metropolraum allein auf Projekt-
basis durchgeführt, für die jeweils
zeitlich befristete, projektgebundene
Konsortien von Gemeinden und Insti-
tutionen gebildet werden.

Die Beispiele zeigen, dass bestehen-
de institutionelle Rahmenbedingungen
und die nationale Logiken regionaler
und lokaler Planung die Möglichkei-
ten und Handlungsoptionen der Pla-
nung beeinflussen. Ein einheitliches
Modell zur Organisation der räum-
lichen Planung für Metropolregionen
kann so nicht gebildet werden. Den-
noch sind einige Elemente der süd-
europäischen Modelle besonders er-
wähnenswert:
· Einer der Hauptgründe für die Kri-

se des spanischen Modells liegt
darin, dass es an gemeinsam formu-
lierten Zielen und Leitbildern fehlt.
Die übergeordnete Planung und
Umsetzung entstand als Reaktion
auf vorhandene Probleme. Auf-
grund fehlender gemeinsamer Ziel-
vorstellungen wurden keine ge-
meinsamen Entwicklungsstrategien
zum Ausbau des vorhandenen An-
satzes entwickelt.

· Das griechische Beispiel zeigt,
dass hoher administrativer Auf-
wand Entwicklungsansätze ver-
langsamt und schließlich dazu
führt, dass Planungen nicht umge-
setzt werden. Erschwert wird die
Umsetzung darüber hinaus durch
die fehlende Einbindung von Akteu-
ren außerhalb der Verwaltung. Die
Sensibilisierung für die Notwendig-
keit einer regionalen Planung in der
Metropolregion fehlt. Ferner wer-
den Zielvorstellungen entwickelt,
die an den Interessen und Bedürf-
nissen der Akteure vorbei gehen
und Konflikte verursachen.

· Auch das Beispiel der Metropol-
region von Rom zeigt, dass admi-
nistrative Grenzen und Gesetze die
Raumentwicklung einer Metropol-
region behindern können. Wie in
Griechenland entstehen Spannun-
gen zwischen den Kompetenzen

und Einflussbereichen unterschied-
licher Raumeinheiten (Gemeinden
– Präfekturen bzw. Gemeinden –
Provinzen). Divergierende kom-
munale Interessen gewinnen Vor-
rang gegenüber gemeinsamen Zie-
len und behindern eine stringente
Raumentwicklungspolitik für die
Metropolregion.

· Allen vorgestellten Beispielen ge-
meinsam ist das Problem einer Ab-
grenzung der Metropolregion. Das
spanische Beispiel zeigt, dass – so-
fern eine Planungseinheit besteht –
der Erfolg von Planungen in einer
räumlich klar definierten Region
auch von einer institutionalisierten
Umsetzungseinheit mit eigenen
Kompetenzen und finanziellen Res-
sourcen für Projekte abhängt.

Eine metropolitane räumliche Planung
konnte in keiner der vorgestellten
Metropolregionen binnen kurzer Zeit
etabliert und umgesetzt werden. Alle
Modelle haben auch nach Jahrzehnten
gemeinsamer Anstrengungen noch
keine vollständig zufrieden stellende
Lösung gefunden. Daher ist es bemer-
kenswert, dass in der Metropolregion
Berlin-Brandenburg nur sechs Jahre
nach einer tief greifenden politischen
Wende und einem anhaltenden gesell-
schaftlichen und wirtschaftsstrukturel-
len Wandel eine länderübergreifende
Landesplanung eingerichtet werden
konnte. Es liegt in der Natur der Sache,
dass nicht sofort für alles eine zufrie-
den stellende Lösung gefunden wur-
de. Gesellschaftliche Entwicklungen
sowie innerregionale Probleme erfor-
dern ein ständiges Überdenken und
Überarbeiten vorhandener Instrumente.
Starre Planungssysteme behindern eine
solche flexible Ausrichtung. Die hier
vorgestellten Beispiele machen dies
deutlich. Sie unterstreichen, dass ge-
meinsam entwickelte Leitbilder und
vor allem die gesicherte Umsetzung
der Leitbilder in Projekten neben der
Einbindung öffentlicher und zivilge-
sellschaftlicher Akteure entscheiden-
de Erfolgsfaktoren für die Entwicklung
von Metropolregionen sind.

www.coronasmetropolitanas.org
www.irs-net.de/coronas

1 Neuman, M.; Gavinha, J. (2005): The Planning
Dialectic of Continuity and Change: The Evoluti-
on of Metropolitan Planning in Madrid. In: Euro-
pean Planning Studies Vol. 13, No. 7 Oct. 2005,
S. 985-1012.
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Ulf Matthiesen

Von Krafträumen und Speck-
würfeln. Ein Beitrag zur cluster-
orientierten Brandenburger Ent-
wicklungspolitik

1 Zum gegenwärtigen Stand der
Debatte

Vor einem Jahr wurde von Seiten der
brandenburgischen Landesregierung
ein scharfer Kurswechsel in der För-
der- und Entwicklungspolitik des Lan-
des Brandenburg proklamiert. Im all-
täglichen Politikdiskurs wird das seit-
her als "Cluster-Politik" oder als "För-
derung regionaler Wertschöpfungs-
Cluster" gehandelt: weg von der Gieß-
kanne, hin zur Förderung von schon
funktionierenden Wachstumskernen
und (mehr oder weniger) vernetzten
Branchenschwerpunkten im institu-
tionellen Rahmen eines vereinfachten,
stark auf das Berliner Umland konzen-
trierten raumplanerischen Zentren-
systems.

Die öffentliche Meinung hat das auf
der einen Seite als ehrlichen und über-
fälligen Kurswechsel begrüßt. Anderer-
seits ist ein scharfer öffentlicher Streit
im Gange über die Auswirkungen die-
ses Politikwechsels auf das ohnehin
schon stark disparitäre Verhältnis von
engerem Verflechtungsraum (eV) und
äußerem Entwicklungsraum (äE) Bran-
denburgs. Zustimmung und Ablehnung
scheinen hier stark "raumgebunden":
die entrüstete "Peripherie" sieht die
Effekte der Cluster-Förderung natur-
gemäß anders als die Speckwürfel im
"Speckgürtel".

Die Hauptgründe für die (späte!) Kurs-
korrektur sind hinlänglich bekannt: a.
die Folgen des demographischen Wan-
dels, b. schrumpfende Förderkulissen,
c. weiter eskalierende Entwicklungs-
spreizungen zwischen dem eV und
dem entwicklungsschwachen äE. Hin-
zu tritt d. ein gravierendes wissens-
gesellschaftliches Kompetenzproblem:
die Abwanderung der Jungen und Gut-
ausgebildeten, insbesondere junger
Frauen (Brain Drain) sowie eine neue
Doppelkonstellation von hoher struktu-
reller Dauerarbeitslosigkeit bei gleich-

zeitigen Kompetenzdefiziten auf dem
Felde lokaler und regionaler Ökonomi-
en und ihrer Wertschöpfungsketten
gerade in den peripheren Räumen mit
hohem Entwicklungsbedarf.

2 Eine undiskutierte Kernannahme
und eine Gegenthese

Im Windschatten dieser Diskussionen
ist eine zentrale Voraussetzung für die
neue Förderpolitik und ihre Entwick-
lungskonzeption in frappierender Wei-
se undiskutiert geblieben: die Annah-
me, dass das brandenburgische Um-
land Berlins schon jetzt ein dynamisch
vernetzter Speckgürtel mit pulsieren-
den Wachstumskernen und Bran-
chenschwerpunkten ist. Minister-
präsident Platzeck hat dafür den
sportiven Entwicklungsbegriff des
"Kraftraums" eingeführt. Oranien-
burg, Falkensee, Potsdam, Teltow,
Ludwigsfelde und Dahlewitz bil-
den danach die räumlichen Kerne
dieses bestens aufgestellten, eng
vernetzten Kraftraums.

Diese den entwicklungspolitischen
Kurswechsel tragende Kraftraum-
These mit ihrer Annahme von gut
vernetzten, potenziell selbsttragen-
den Entwicklungsdynamiken in
den Wachstumskernen und Bran-
chenclustern des eV möchten wir
mit unserem Diskussionsbeitrag ein
wenig aus dem diskursiven Windschat-
ten ziehen.

Für eine realistische Neu-Formulie-
rung der brandenburgischen Entwick-
lungspolitik sehen wir eine möglichst
wirklichkeitsgetreue und differenzieren-
de Analyse dieses Teilraumes und sei-
ner Potenziale als entscheidend an.
Deshalb konzentrieren wir unseren
Kommentar zum Paradigmenwechsel
der brandenburgischen Entwicklungs-
politik auf diesen einen, allerdings zen-
tralen Punkt.

Gegen die in unseren Augen überzo-
gene Kraftraum-These möchten wir die
Gegenthese eines insgesamt stagnie-
renden Wirtschaftsraums – mit einer
peripheren Metropole in ihrer Mitte –
stellen. Zwar ist dieser Raum von einer
Reihe (allerdings noch nicht optimal

vernetzter) "Speckwürfel" sowie "Wis-
sens- und Kompetenzinseln" an den
gerade markierten Standorten geprägt.
Keinesfalls aber ist er schon durch ei-
nen geschlossenen, kräftig-dynamisch
und wissensbasiert sich entwickelnden
"Speckgürtel" gekennzeichnet.

3 Empirische Evidenzen

Wir müssen uns hier auf wenige Be-
lege beschränken (Datenbasis sind
Strukturdatenanalysen innerhalb des
DFG-Vergleichsprojektes "Suburbani-
sierung im 21. Jahrhundert" – gemein-
sam mit der HafenCity Universität
Hamburg).

Die Berliner Metropolregion ist bislang
weithin kein dynamischer, sondern
eher ein suboptimal vernetzter stagnie-
render Wirtschaftsraum. Gerade die
Metropole selbst nimmt bislang – nicht
zuletzt wegen ihres weit unterdurch-
schnittlichen Wirtschaftswachstums –
eine periphere Stellung innerhalb der
europäischen Städtenetze ein. Weder
ist Berlin in das Netz der westeuropä-
ischen Wachstumsregionen eingeglie-
dert, noch hat diese Metropolregion
bislang zu einer deutlichen Drehschei-
ben-Funktion zwischen West- und Ost-
europa gefunden. Vielmehr laboriert
Berlin weiter an ähnlichen Strukturpro-
blemen wie die anderen ostdeutschen
Bundesländer (Stichwort: De-Industri-
alisierungseffekte). Selbst die massive
Clusterung von Wissenschafts- und For-
schungsinstitutionen in der Metropol-
region – neben der Hauptstadtfunktion
ein unzweifelhaftes Potenzial – konn-
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te bislang nicht hinreichend in ge-
schlossene Wertschöpfungsketten in-
tegriert werden.

Insgesamt verdichtet sich vor dem Hin-
tergrund aktueller Strukturdaten für
den "Kraftraum" folgendes Bild: Der
engere Verflechtungsraum Branden-
burgs ist bislang kein geschlossenes
und sich dynamisch vernetzendes
Standortgebiet – kein Kraftraum oder
"Speckgürtel" also, sondern allenfalls
ein Band von nicht systematisch ver-
netzten Speckwürfeln. Das gilt trotz
der mit Recht hervorgehobenen Bran-
chencluster im Bereich von BioTech,
Luft- und Raumfahrt, Medien, Verkehr,
Kulturtourismus. Vor allem im Ver-
gleich mit anderen Metropolregionen
ähnlicher Größe zeigt sich, wie im Fal-
le Berlins Gewerbe- und Wohnsubur-
banisierungsprozesse seit 1990 insge-
samt eher verhalten als dynamisch ver-
laufen sind. Die Zahl der Arbeitsorte
mit hoher Wirtschaftskraft im eV ist
vergleichsweise gering geblieben. Das
gleiche gilt für die Entwicklung von
Pendlerverflechtungen, die Dynamiken
der Achsenräume etc. Zudem verteilen
sich die Arbeitsorte räumlich stark ge-
streut. "Gewinner" und "Verlierer" der
Verflechtungsprozesse von Kernstadt
und engerem Verflechtungsraum liegen
nicht selten in unmittelbarer Nachbar-
schaft.

4 Abschließende Bemerkungen zur
Rolle der Humanressourcen

Die deutlichen Unterschiede in der
Real- und Potenzialanalyse des "Kraft-
raumes" haben natürlich Auswirkun-
gen auf die Zieldimension der branden-
burgischen Entwicklungspolitiken. Vor
dem Hintergrund unserer skeptische-
ren Lagebeurteilung scheinen einige
abschließende Bemerkungen zum jetzt
zentralen Politikfeld der Stärkung von
Humanressourcen für das "rohstoffar-
me und küstenferne" Flächenland
Brandenburg angebracht:
· Zunächst spricht vieles dafür, dass

auch hier parallel zu den neuen
branchenspezifischen "Cluster-"
und Kompetenzfeld-Förderungen
der globale Trend einer Stärkung
der Humanressource "Wissen" auf-
gegriffen wird. Allerdings ist eine

solche Politik längst kein unumstrit-
tener Selbstläufer mehr. Die Kau-
salitäten, die nicht-intendierten Ne-
beneffekte sowie die Implementie-
rungszwänge einer konkurrenzfähi-
gen wissensbasierten Regional-
entwicklungspolitik sind alles ande-
re als klar. Vieles spricht dafür, dass
sich unter der Ägide wissensbasier-
ter Raumentwicklungen und ihrer
harten Exzellenzdynamiken Dispa-
ritäten und Differenzen eher weiter
verstärken werden. Nun ist gerade
die Brandenburger Wissenschafts-
und Forschungslandschaft in beson-
ders massiver Weise nach dem För-
derprinzip der "Dezentralen Kon-
zentration" lokalisiert worden, mit
einer geringen Bündelung der Res-
sourcen, wenigen kritischen Mas-
sen und einigen Fehlallokationen.
Insgesamt gibt es – mit Ausnahme
von Potsdam – auch im "Kraftraum"
zu wenig "sticky knowledge pla-
ces", also Orte, an denen sich hete-
rogene Kompetenzen produktiv
überlagern und stimulieren.

· Ungewiss bleibt weiter auch die
unterstellte Funktion des "Kraft-
raums" als Zielgebiet von Kompe-
tenz-Wanderungen, die im äußeren
Entwicklungsraum ausgelöst wer-
den. Es gibt keine Hinweise dafür,
warum hoch qualifizierte und hoch
mobile Fachkräfte auf dem Weg zu
profitablen Arbeitsmärkten ihre Su-
che abrupt im schwachen "Kraft-
raum" abbremsen. Eher ist es so,
dass etwa im veritablen Speckwürfel
Dahlewitz (Rolls Royce) von 1.200
auf globalen Kompetenzmärkten ak-
quirierten Fachkräften nur extrem
wenige Personen und ihre Familien
im Umland siedeln und dort Steu-
ern zahlen. Stattdessen haben sie die
internationalen Schulen und die grü-
ne Urbanität des Berliner Südwes-
tens schätzen gelernt. Auch das ein
Hinweis, dass sich die Kraftraum-
potenziale des eV nur mit und nach
einer Fusion werden perspektivi-
scher nutzen lassen.

· Dazu muss die Statur und der Sta-
tus des "Kraftraumes" noch einmal
neu und schärfer begutachtet wer-
den. Die reale und heterogene
Spezifik der Teilräume der Metro-
polregion wird immer wichtiger.

Darauf scheint die beschlossene
Schwerpunktförderung noch zu we-
nig justiert. Unsere Speckwürfel-
These legt hier unter anderem nahe,
gerade Vernetzungsprozesse im eV
zu verstärken – auch da, wo sie zu-
nächst nur die eigenen Interessen in
den Blick nehmen (etwa bei den
Vernetzungsversuchen zwischen
Stahnsdorf, Kleinmachnow und
Teltow). Über Prioritäten muss viel
stärker öffentlich gestritten werden,
um den Paradigmenbruch in den
Leitideen für die Berlin-Branden-
burger Metropolregionsentwick-
lung lernfähig zu halten und in
Richtung auf einen größeren Rea-
lismus zu verbessern.

· Sicher ist schließlich: Eine räumlich
beziehungsweise lokal differenzier-
te Förderpolitik sollte lokale Bega-
bungen dort fördern, wo sie aufzu-
finden sind. Das erfordert aber neue,
unkonventionelle Suchprozesse,
nicht nur eine Änderung der Förder-
topf-Abflussrichtungen unter dem
Label Cluster. Generelles Credo
muss hier sein, lokale und regiona-
le Potenziale in ihrem Zusammen-
spiel korrekter einzuschätzen. Aller-
dings drohen auch hier Fallen: etwa
die einer zu großen Endogenitäts-
emphase ("Aus eigener Kraft!").
Klar ist einerseits: Ohne lokale und
regionale Selbstorganisationspoten-
ziale geht fast nichts mehr. Zugleich
aber darf gerade die lokale Ebene
nicht überlastet werden – etwa
durch die Delegierung der Lösung
von überlokalen Strukturproblemen
nach unten. Hier kommt alles auf
neue Mischungen von "weichen"
mit "harten" Netzwerken, die För-
derung heterogener Wissenskulturen
sowie die Optimierung der Wissens-
kreisläufe von der Forschungs- und
Hochschulseite bis zur Produktebene
an. Eines ist gewiss: Die posttradi-
tionale Wissensgesellschaft hält ge-
rade für den potenziellen "Kraft-
raum" der Berlin-Brandenburger
Metropolregion insgesamt große
neue Herausforderungen und neue
Disparitäten bereit. Uns scheint es
zwingend, diese Herausforderun-
gen anzunehmen und in einer öf-
fentlichen Debatte noch prononcier-
ter abzuwägen.



16 IRS aktuell 51/52 Juni 2006

Hans Joachim Kujath

Demographischer und wirt-
schaftlicher Strukturwandel –
Konsequenzen für die Planung
in der Metropolregion Berlin-
Brandenburg

Demographischer Wandel, wirt-
schaftsräumliche Polarisierung
Das wohl auffälligste Phänomen des
Wandels in der Metropolregion Ber-
lin-Brandenburg ist der beschleunigte
demographische Wandel, der mit
wirtschaftlicher Strukturschwäche
und sozialer Differenzierung ver-
schränkt ist. Die Bevölkerungsver-
änderungen sind in Berlin-Branden-
burg im Vergleich zu westdeutschen
Regionen dramatisch. Aktuelle regi-
onalisierte Bevölkerungsanalysen und
-prognosen zeigen, dass die einzelnen
Regionsteile stark voneinander ab-
weichende und sogar gegenläufige
Entwicklungen im Hinblick auf Ein-
wohnerzahlen, Alterung und Hetero-
genisierung der Bevölkerung durch-
laufen. So zeichnet sich ein räum-
licher Konzentrationsprozess der Be-
völkerung im Metropolraum Berlin
ab (Abwanderungen vollziehen sich
von den Randregionen Brandenburgs,
außerhalb des Metropolenraumes,
nach Berlin und in die westlichen
Bundesländer). Durch die Abwande-
rung junger Bevölkerungsteile, vor
allem Frauen, beschleunigt sich die
demographische Alterung.

Die demographischen Prozesse sind
verschränkt mit dem wirtschaftlichen
Wandel. Problematisch ist, dass die
im Rahmen des DDR-Industriepro-
gramms planmäßig auf- und ausge-
bauten Industriestandorte – von Aus-
nahmen (Schwedt) abgesehen – inner-
halb weniger Jahre weitgehend zusam-
mengebrochen sind. Der radikale Ab-
bau von Industriearbeitsplätzen hat in
vielen Gebieten der Region die demo-
graphische Abwärtsspirale befördert.
Überkapazitäten der Infrastrukturen
und des Wohnungsangebots sind die
Folge. Diese Entwicklung wird ver-
schärft, weil viele dieser Gebiete nicht
oder nur sehr begrenzt in die entste-
hende neue Arbeitsteilung der durch
Wissen geprägten post-industriellen

Ökonomie einbezogen sind; hier steht
das Humankapital im Mittelpunkt. Der
Wechsel von einer auf Rohmaterialien
basierenden Wirtschaft zu einer Wirt-
schaft, in der Wissen zum entscheiden-
den Produktionsfaktor wird, führt zum
Entstehen einer Vielzahl neuer Indus-
trien und Dienstleistungen, aber oft an
anderen Standorten als denen der "al-
ten" Industrien.

Regionale Wachstumsstrategie oder
Ausgleichspolitik?
Vor diesem Hintergrund stehen die Re-
gional- und Raumpolitik in Berlin und
Brandenburg vor der grundsätzlichen
Herausforderung, sich entweder wei-
ter am grundgesetzlichen Gebot der
"einheitlichen Lebensverhältnisse" zu
orientieren und die benachteiligten Re-
gionsteile zu fördern oder sich darauf
zu konzentrieren, die wirtschaftlichen
Wachstumskräfte an den entwicklungs-
fähigen Standorten freizusetzen. Instru-
mente der Raum- und Landesplanung
in Verbindung mit verschiedenen struk-
turpolitischen Instrumenten (Infrastruk-
turpolitik, GA) waren im Wesentlichen
darauf ausgerichtet, einen Ausgleich
zwischen den wachsenden Verdich-
tungsräumen und den ländlichen Peri-
pherien herzustellen. In diesem Ansatz
sind die Agglomerationsräume wirt-
schaftliche Wachstumsmotoren ohne
Förderungsbedarf, während man dieses
Wachstum in die benachteiligten länd-
lichen Regionsteile tragen wollte. Die
Strategie setzte auch in der Metropol-
region Berlin-Brandenburg auf Kapi-
tal- und Investitionsförderung sowie In-
frastruktur in den klassischen Sektoren
der Fertigung.

Antworten auf den Strukturwandel
(großräumige Schrumpfungsgebiete,
Wissensökonomie) sind in diesem Po-
litik- und landesplanerischen Ansatz
strukturell nicht vorgesehen. Es erstaunt
deshalb nicht, dass in Berlin-Branden-
burg eine grundlegende Revision der
Landesplanung eingeleitet wurde. Es
geht jetzt mehr um eine der jeweiligen
Situation und den Stärken der Landes-
teile entsprechenden Qualifizierung, die
langfristig wieder in den Pfad der Her-
stellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse münden kann. Konkret bedeutet
dies, dass die Landesplanung sich (1)

auf Berlin und das Umland als Stand-
orte der neuen Wissensökonomie kon-
zentrieren muss. Ferner sind (2) die
mittleren Städte in dieses auf Wissen
gestützte Wachstumskonzept einzube-
ziehen und (3) Auffangstrategien für
die peripheren Räume zu entwickeln.
Für jede dieser Raumkategorien sind
spezifische landesplanerische und
strukturpolitische Maßnahmen gefragt,
die bis zur aktiven Entwicklung von
Wirtschaftsstandorten und zum Flä-
chenmanagement reichen.

Strategien für den "Zentralraum"
der Metropolregion
Metropolen sind heute Standorte der
neu entstehenden Wissensökonomie.
Dieser Wirtschaftskomplex ist auf die
Erzeugung und Kommerzialisierung
von Informationen spezialisiert und
trägt zur Verbreitung von neuem Wis-
sen und Innovationen in den globalen,
arbeitsteilig organisierten Firmennetz-
werken bei. Während sich die traditi-
onelle industrielle Fertigung zuneh-
mend global verteilt und diese Verla-
gerungsprozesse gerade in Ostdeutsch-
land zu einer weitgehenden Deindus-
trialisierung geführt haben, bietet die
Bundesrepublik in den großen städti-
schen Agglomerationen mit den hoch-
qualifizierten Wissensarbeitern Wachs-
tumspotenziale. Wohlstand und wirt-
schaftliches Wachstum sind hier an
wissensbasierte Produkte und Dienst-
leistungen im Vorfeld (FuE, Produkt-
design) oder am Ende der globalen
Fertigungsketten (Marketing) gebun-
den. Eine Wachstumsstrategie für die
Agglomerationsräume muss sich daher
vor allem auf das Humankapital bzw.
die Wissensarbeiter richten und Ange-
bote schaffen, die diese Standorte für
die neuen Nutzungsansprüche attrak-
tiv machen:

· Die neuen Wachstumsindustrien
suchen meist hochwertige inner-
städtische Standorte. Hier lassen
sich Altindustrie- und Konversions-
flächen mobilisieren. Die Gewerbe-
gebietsentwicklung zielt ferner auf
"Parklandschaften" und Nutzungs-
mischung.

· Neben der verkehrlichen Erreich-
barkeit sind Breitbandanschlüsse
der Telekommunikation heute die
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Auffangstrategien für
ländlich-periphere
Regionen

Ziele:
- Unterbrechung der Negativ-
spirale

- Verbesserung der kommuni-
kativen und verkehrlichen
Verknüpfung mit den mittleren
Stadtregionen und der Metropole

- Mindeststandards für Infra-
strukturen der Daseinsvorsorge
in den ländlichen Zentren

- Stärkung der Eigenverantwortung
der Kommunen und „Hilfe zur
Selbsthilfe“ bei der Entwicklung
der endogenen Potentiale

- Wettbewerb der Teilregionen
um Fördermittel

Wachstumsstrategien
für mittlere
Stadtregionen

Ziele:
- Förderung von Wachstum
- Stärkung regionaler Allein-
stellungsmerkmale und
Spezialisierung

- Fokussierung auf die
Wissensökonomie durch
Zusammenarbeit mit
Hochschulen (Wissenstransfer)

- neue Standortqualitäten und
neue Ästhetik des Raumes,
Imageverbesserung

Strategien
für die Metropole
und das Umland

Ziele:
- Regionale Profilierung und
Sicherung der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit

- Stärkung der regionalen und
interregionalen Vernetzung
(Verkehr und Kommunikation)

- Bildungs- und
Forschungsinfrastrukturen,
Infrastrukturen für den
Informationsmarktplatz

- stadtregionale Strategien als
stadtübergreifende
Stadtentwicklung und
Regionalplanung

Regional angepasste Entwicklungsstrategien
„Regionale Förderpakete“

wichtigste Transportinfrastruktur
für die regionalen Innovationssys-
teme. Agglomerationen bilden zen-
trale Knoten im Rückgrat der IuK-
Infrastruktur, was eine Vorausset-
zung für den Wissensaustausch und
die Wissensverarbeitung ist.

· Ferner bedarf das wirtschaftliche
Netzwerk auch des Ausbaus zu leis-
tungsfähigen Infrastrukturknoten
des Personentransports (Flughäfen,
Bahnhöfe), aber auch zu Treffpunk-
ten der Wissenscommunities (Mes-
se-, Kongress-, Tagungszentrum,
Hotellerie etc.).

· Für die Wissensarbeiter sind ent-
sprechend hochwertige Kultur- und
Unterhaltungsangebote vorzuhal-
ten.

All dies heißt, dass die Restrukturie-
rung zu einem neuen "Zentralraum für
die Wissensökonomie" zu forcieren ist.
Im Umland dieses Zentralraumes fin-

det ebenfalls eine Expansion der Wis-
sensökonomie statt: Gewerbeparks
kombinieren Büro-, Lager- und Ser-
viceflächen. Sie dienen einer Nachfra-
ge aus Handel, Informationsdienstleis-
tungen, Telekommunikations- und
Technologieunternehmen.

Wachstumsstrategien für die mittle-
ren Stadtregionen in Brandenburg
In Westdeutschland werden die mitt-
leren Städte im ländlichen Raum als
eigenständige Standorte der Wissens-

ökonomie in die metropolitanen
Wirtschaftszusammenhänge einbezo-
gen. Auch in Berlin und Brandenburg
zeigt sich, dass in den größeren Städ-
ten Brandenburgs ansatzweise Clus-
ter neuer wissensintensiver Industri-
en und Dienstleister entstehen. Aller-
dings genügt dieses Wachstum bisher
bei weitem nicht, um den industriel-
len Niedergang zu kompensieren. Die
Politik muss bei den Dienstleistern
und Industrien der Wissensökonomie
und nicht bei der bisher geförderten
Grundstoffindustrie und den Schwer-
punkten der klassischen Industrie
ansetzen. Ansätze finden sich z.B. in
Potsdam (Medienindustrie, Kultur-
wirtschaft), Neuruppin (Bildung, Kul-
tur, Tourismus), Jüterbog/Luckenwal-
de (Biotechnologie) und anderen grö-
ßeren Städten.

Eine wichtige Aufgabe ist in diesem
Zusammenhang die Verknüpfung von

bildungs-, wissenschafts-, wirtschafts-
und raumentwicklungspolitischen
Maßnahmen:

· Die regionale Wirtschaftsförderung
(EU-Strukturförderung und GA)
sollte mehr als bisher auf den Wan-
del zur wissensbasierten Wirtschaft
gerichtet werden und die Entwick-
lung regionaler Innovationssysteme
mit den Fachhochschulen und Uni-
versitäten als Kerne in den Mittel-
punkt stellen.

· Die Wissensökonomie bedarf be-
sonders leistungsfähiger Kommuni-
kations- und Transportinfrastruk-
turen. Der Ausbau der Verkehrs-
und Kommunikationsinfrastruktu-
ren und ihre Vernetzung mit den
großen Agglomerationen sind zu
forcieren.

· Für die neuen Wachstumsindustrien
sind Altindustrie- und Konversions-
flächen zu hochwertigen innerstäd-
tischen Standorten umzugestalten.

· Ferner ist zu berücksichtigen, dass
sich die Qualitätsansprüche an das
Wohnen, die sozialen und auch kul-
turellen Angebote sowie die Ästhe-
tik des Raumes an der Entwicklung
zur Wissensgesellschaft orientieren.

Eine derartige Wachstumsstrategie
kann auch zur demographischen Sta-
bilisierung beitragen, junge hochqua-
lifizierte Menschen halten und anzie-
hen.

Auffangstrategien für ländlich-peri-
phere Regionsteile
Ein besonderes regional- und struktur-
politisches Problem stellen die Rand-
gebiete der Metropolregion dar, die un-
ter besonders starken Bevölkerungsver-
lusten leiden. Ihnen geht so das Hu-
manpotenzial für eine Strategie der
Wissensökonomie und des wirtschaft-
lichen Wachstums verloren. Im Mittel-
punkt sollten Handlungskonzepte ste-
hen, die anerkennen, dass die regionale
Wirtschaft und die soziale Basis nicht
mehr auf dem in den Jahren der Nach-
wendezeit angestrebten Niveau gehal-
ten werden können. Stabilisierungsstra-
tegien sind hier, obwohl auch sie öf-
fentliche Mittel beanspruchen, nicht
mit Ausgleichspolitik gleichzusetzen,
weil es hier – zumindest derzeit – nicht
um die räumliche Steuerung von wirt-
schaftlichen Aufholprozessen geht.

Auffangstrategien für die peripheren
Regionsteile sorgen in diesem Zusam-
menhang dafür, dass

· die Erreichbarkeit Berlins und der
mittleren Stadtregionen von den pe-
ripheren ländlichen Gebieten aus
verbessert und so das Verbleiben der
jungen erwerbsfähigen Bevölke-
rung gefördert wird,
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Rückzug aus der Fläche –
beschlossene Sache?

Konzentration auf das Wesentliche
Es ist nicht zu übersehen: in die ost-
deutsche Förderlandschaft ist Bewe-
gung gekommen. Nach der ersten De-
industrialisierungswelle der 90er Jahre
sowie einigen Konsolidierungsten-
denzen gegen Ende des Jahrzehnts, die
sich hauptsächlich auf die wirtschafts-
stärkeren Großstadtregionen be-
schränkten, ist inzwischen offensicht-
lich geworden, dass die alten Patent-
rezepte für die Bewältigung der aktu-
ellen Herausforderungen nicht mehr
taugen. Anhaltende regionale Wirt-
schaftskrisen und Bevölkerungsrück-
gänge haben die öffentlichen Kassen
geleert. Wichtige Steuer-Einnahme-
quellen fehlen, während die Kosten
für die Bereitstellung und Unterhal-
tung von Infrastrukturen massiv stei-
gen. Diese Entwicklungstrends beein-
flussen auch die weitere Entwicklung
der Lebensverhältnisse in den von
Schrumpfung betroffenen Regionen.

Die klassische staatliche Versorgungs-
politik zielte in der Vergangenheit auf
die Herstellung gleichwertiger Lebens-
grundlagen ab. Die staatliche Daseins-
vorsorge hatte dazu ein verbindliches
Modell entwickelt, das nicht nur eine
hohe Versorgungsqualität sicherstellen,
sondern darüber hinaus die Vorausset-
zungen für staatliche Integration und
die gesellschaftliche Partizipation brei-
ter Bevölkerungsschichten bzw. -grup-
pen schaffen sollte. Während dieses
Modell in den Wachstumsphasen der
alten Bundesrepublik weitgehend rei-
bungsfrei funktionierte, fehlten in Ost-
deutschland von Anfang an die ökono-
mischen Voraussetzungen dafür: Aus-
bleibendes Wachstum und Schrump-
fung auf breiter Front haben das staat-
liche Versorgungsmodell ins Leere lau-
fen lassen. In Ländern wie Branden-
burg sind Infrastrukturinvestitionen in
Milliardenhöhe buchstäblich verpufft
– sie haben nicht die erhofften wirt-
schaftlichen Entwicklungserfolge ge-
zeitigt, sondern eher noch Entzugs-
effekte gehabt. Angesichts mangelnder
Arbeitsplätze haben sie einer mobilen,

im Lande aber chancenarmen Bevöl-
kerung den Fortzug oder das Pendeln
in andere Bundesländer erleichtert.
Faktisch ist damit in den peripheren
Regionen Ostdeutschlands die materi-
elle Basis für einen umfangreichen
brain drain, d.h. die Abwanderung
qualifizierter Arbeitskräfte entstanden.

Länder und Kommunen versuchen un-
ter diesen Umständen, die knapper
werdenden finanziellen Mittel effizi-
enter einzusetzen. "Weg von der För-
derung mit der Gießkanne" heißt die
generelle Devise. Ein derartiger Wech-
sel der förderpolitischen Grundsätze
bedeutet auch, dass sich der Staat
nach einer Phase der Implementation
westdeutscher, wachstumsorientierter
Raumordnungsprinzipien nun auf brei-
ter Front aus der Fläche zurückzieht.
Alte wohlfahrtsstaatliche Ziele wie z.B.
der Ausgleich regionaler Disparitäten
werden tendenziell aufgegeben. Mitt-
lerweile formulieren einige Bundeslän-
der, darunter das Land Brandenburg,
Ideen zur Kontraktion von Regionen
und Stadtregionen auf entwicklungs-
fähige Standorte oder Siedlungskerne,
zum Rückbau von wenig nachgefrag-
ten Infrastrukturen und zur Neuord-
nung zentralörtlicher Funktionen.

Die Logik, nach der jetzt umgesteuert
wird, scheint auf den ersten Blick ein-
leuchtend zu sein. Fördergelder, die
keinen strukturpolitischen Ertrag brin-
gen, gelten als verloren; ihr Einsatz ist
politisch kaum legitimierbar. Aus der
Sicht der Kommunen und der betrof-
fenen Bevölkerung kann mit den Rück-
zugsstrategien jedoch erhebliches
Konfliktpotenzial verbunden sein.
Schließlich geht es nicht nur um die
Frage, wie sich die lokalen Lebensver-
hältnisse unter den neuen Schwer-
punktsetzungen entwickeln werden,
sondern auch darum, wie die Kommu-
nen mit der veränderten Rolle des Staa-
tes überhaupt umgehen können. Was
für die einen – die relativ Starken, Er-
folgreichen – aufgrund zielgerichteter
Stärkenförderung als fortgesetzte Po-
litik des stützenden Staates, des "en-
abling state" wirksam wird, kann sich
für die relativ Schwachen, Gefährde-
ten als "disenabling" oder gar "disem-
powerment", d.h. als politische Ab-

· die Telekommunikationsinfrastruk-
tur auf den neuesten Stand gebracht
wird und attraktive Landschafts-
räume partiell zu spezialisierten
Standorten der Wissensökonomie
aufsteigen können,

· der Rückzug von umfassender Da-
seinsvorsorge mit einer Stabilisie-
rung der Klein- und Mittelstädte als
Städte für die Nahversorgung ver-
bunden wird,

· die Verantwortlichen in diesen Räu-
men stimuliert werden, endogene
Entwicklungsstrategien zu suchen
(z.B. in der Gesundheitswirtschaft,
in der alternativen Verwertung von
natürlichen Rohstoffen), die die
Standortattraktivität heben und ein
zusätzliches Stabilisierungselement
sind.

Fazit
In den nächsten Jahren wird sich kaum
vermeiden lassen, dass sich die demo-
graphische, soziale, wirtschaftliche und
räumliche Ungleichheit in der Metro-
polregion Berlin-Brandenburg vergrö-
ßert. Die auf Wachstumspole orientier-
te Politik wird erst mittelfristig Früchte
tragen und die Ressourcen erzeugen,
die eine Rückkehr zur wirtschaftsräum-
lichen Ausgleichspolitik gerechtfertigt
erscheinen lassen. Derzeit gilt es, die
Wachstumsschwäche in der gesamten
Region, die hohe Arbeitslosigkeit, den
Rückstand in der wirtschaftlichen
Produktivität, in den FuE-Leistungen
der Privatwirtschaft zu überwinden. Ins-
gesamt hat die Stadt- und Regionalpo-
litik sich auf eine wachsende postin-
dustrielle Klientel mit hohen Ansprü-
chen an die Qualität des eigenen Ar-
beitsplatzes, an das Design der Städ-
te, deren Image und Kulturangebot ein-
zustellen. Eine derartige Wachstums-
strategie vernachlässigt nicht automa-
tisch die zurückgebliebenen Regions-
teile. Auffangstrategien, die die Spi-
rale des demographischen Schrump-
fungsprozesses stoppen können, sind
vor allem die gute verkehrliche Ver-
knüpfung mit den Wachstums- und In-
novationszentren, die Entwicklung der
ländlichen Städte zu Orten der infra-
strukturellen Nahversorgung sowie
die Entdeckung der eigenen Potenzi-
ale für eine angepasste wirtschaftliche
Entwicklung.
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kopplung und Entlassung in lokale
Handlungsunfähigkeit äußern.

"Die Starken stärken" – Wirt-
schaftsförderung auf neuen Wegen?
In Brandenburg offenbart sich in die-
sem Zusammenhang ein politisches
Koordinationsproblem. Zum einen ver-
sucht die Landesregierung derzeit, die
Logik der älteren Ausgleichspolitiken
beizubehalten. Wichtige Versorgungs-
leistungen sollen auf dem Wege der
partiellen Reform des Zentrale-Orte-
Systems sichergestellt werden. Durch
eine geplante Verringerung der Zahl
der Zentralen Orte sollen die verblei-
benden aufgewertet werden und als
"Anker" für die sie umgebenden Mik-
roregionen dienen. Insbesondere die
abwandernde Bevölkerung aus dem
ländlichen Raum soll hier "aufgefan-
gen" werden.

Zum anderen wird in einer unabhän-
gig davon geführten Diskussion über
die Umgestaltung und Neuausrichtung
der Förderpolitiken nachgedacht. Seit
ca. einem Jahr sind dabei veränderte
Förderlogiken im Gespräch, die auf der
Idee der Stärkung bereits starker Stand-
ort aufbauen. Das vom Wirtschaftsmi-
nisterium des Landes entwickelte Kon-
zept der 'Regionalen Wachstumskerne'
setzt gezielt auf die Entwicklung zu-
kunftsträchtiger Branchen-Kompetenz-
felder. Diese Kompetenzfelder werden
jeweils konkret verortet, und zwar in
Form der Festlegung von so genann-
ten Branchen-Schwerpunktorten. So-
fern diese größer als 20.000 Einwoh-
ner sind und zudem wissenschaftliche
Einrichtungen und ökonomische Ent-
wicklungspotenziale aufweisen, erhal-
ten sie den Status von "Regionalen
Wachstumskernen" und werden bevor-
zugt gefördert. Ziel ist es, die jewei-
ligen Standorte im globalen Wettbe-
werb gut zu positionieren und darüber
hinaus Ausstrahlungseffekte für das je-
weilige Umland zu erzielen.

Diese Logik war in Teilen bereits in
den 90er Jahren in der sog. Cluster-
politik enthalten. Die Förderung von
innovativen Clustern, d.h. von räum-
lichen Konzentrationen klein- und mit-
telgroßer Unternehmen in technologie-
und wissensintensiven Branchen, die

in globale Netzwerke integriert und
teilweise auch am Standort vernetzt
sind, hat zumindest punktuell für die
Etablierung von lokalen Knotenpunk-
ten der flexiblen Produktion, wissens-
basierter Dienstleistungen sowie in
geringerem Maße auch von Forschung
und Entwicklung gesorgt. Allerdings
haben kleinere Cluster der Mikroelek-
tronik, der Biotechnologie, der Luft-
und Raumfahrttechnik sowie des Fahr-
zeugbaus, wie sie in Brandenburg ent-
standen sind, nicht die erhofften Be-
schäftigungseffekte gehabt. Sie haben
darüber hinaus auch kaum Ausstrah-
lungseffekte für die jeweiligen Regio-
nen gezeitigt.

Generell stecken die neuen, auf globale
Integration abzielenden Politikansätze
in Brandenburg immer noch in den
Kinderschuhen. Politische Strömun-
gen, die die missglückten symboli-
schen Großprojekte der Ära Stolpe in
den 90er Jahren für die Speerspitze der
Modernisierung hielten, wirken bis
heute nach. Eine dezidierte, auf die
Schaffung und Stärkung von Innova-
tionen sowie auf die Integration in glo-
bale Wirtschaftszusammenhänge aus-
gerichtete Wirtschaftspolitik kann unter
diesen Umständen nur mit Mühe for-
muliert und öffentlich kommuniziert
werden.

Die neue Konzentrationspolitik be-
günstigt vor allem die Metropolregion
Berlin. Im Berliner Umland sind wich-
tige Cluster und wachstumsträchtige
Dienstleistungsbereiche angesiedelt.
Dagegen existieren keine nennenswer-
ten Vorstellungen über den Umgang
mit den immer weiter zurückfallenden
Peripherien, von der vagen Hoffnung
auf neue Ausstrahlungseffekte, die von
den sog. Wachstumskernen ausgehen
sollen, einmal abgesehen. In den der-
zeit in demographischer und ökonomi-
scher Hinsicht leer laufenden Rand-
regionen kann das neue politische
laissez faire dagegen auf lange Sicht
für kumulierende Problemlagen sor-
gen. Während die Effekte der teilweise
bereits vorliegenden Konzepte für die
"starken" Standorte noch nicht einzu-
schätzen sind, ist für die nicht konkur-
renzfähigen Standorte eine relative
Entwertung zu erwarten.

Offene Fragen
Es ist nicht zu übersehen: Von der ge-
samten Debatte kaum berührt wird die
Frage nach der Zukunft der Peripheri-
en. Angesichts der neuen Entwick-
lungshoffnungen drohen sie schlicht
vernachlässigt zu werden. Wird nun der
Durchmarsch wirtschaftsdarwinisti-
schen Denkens in den Regionen ge-
probt? Oder steht uns nur – nach den
"blühenden Landschaften" der 90er
Jahre – eine Neuauflage unrealistischer
Prosperitätsträume bevor, dieses Mal
eben auf wenige Erfolg versprechen-
de Standorte begrenzt? Es erscheint
dringend geboten, die verfügbaren
Optionen für die Entwicklung der
Randregionen nüchtern zu sichten und
nach realistischen Fördermöglichkeiten
Ausschau zu halten.

Es spricht vieles dafür, dass reine
Wachstumspolitiken unter den neuen
Vorzeichen zu einer beschleunigten
Abkopplung der Peripherien führen
werden. Korrigierende Politiken, die
die negativen Effekte für die Periphe-
rien zumindest partiell mildern wollen,
kommen vermutlich ohne ein Mindest-
maß an Ausgleichsdenken nicht aus.
Allerdings sind derzeit in fast allen
Bundesländern einschlägige Überle-
gungen nahezu ausschließlich auf die
Reform des Zentrale-Orte-Systems
gerichtet, unter anderem mit dem Ziel,
die Grundsicherung für die Städte neu
zu definieren. Starre Kriterien- und
Ausstattungskataloge werden jedoch
den neuen Ansprüchen an politisch-
strategische Flexibilität und reaktions-
schnelle Weichenstellungen kaum ge-
recht.

Werden Wachstums- bzw. Konzentra-
tionskonzepte und Ausgleichskonzepte
ohne Abstimmung untereinander in-
stalliert, so wie dies bislang häufig der
Fall war, kann es zu fortschreitenden
Kumulationseffekten kommen – posi-
tiven für die "starken", negativen für die
"schwachen" Städte. Ohne eine dif-
ferenzierte Förderpolitik, die Wachs-
tums- und Ausgleichsziele neu ausba-
lanciert und insbesondere die Grund-
versorgung in den Städten und Dörfern
der Randregionen mit dem Blick auf
veränderliche Alltagserfordernisse fle-
xibel definiert, werden die anvisierten
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Ziele – z. B. städtische "Anker" für die
Regionen zu bilden – vermutlich kaum
realisiert werden können. Nur passive
Sterbehilfe für im Wettbewerb abge-
schlagene Städte zu geben und ansons-
ten auf eine neue Funktionalität der
Randregionen – als Erholungsräume,
Experimentierfeld für alternative Le-
bensformen, renaturierte Landschaften
usw. – zu setzen, wird angesichts der
häufig zu beobachtenden Ortsverbun-
denheit der verbliebenen Bevölkerung
vermutlich nicht ausreichen.

Heike Liebmann

Stadtumbau im Land Branden-
burg

Die am IRS angesiedelte Bundestrans-
ferstelle Stadtumbau Ost begleitet als
programmspezifisches Kompetenzzen-
trum seit Anfang 2004 den Stadtum-
bauprozess in den fünf neuen Ländern
und im Ostteil Berlins. Aus dieser Tä-
tigkeit heraus wird der Stadtumbau in
Brandenburg dargestellt.

Das Programm Stadtumbau Ost strebt
– in der Kopplung von stadtplaneri-
schen und wohnungswirtschaftlichen
Zielen – die Sicherung von Lebensqua-
lität in den von Schrumpfung und Leer-
stand betroffenen Städten und Stadt-
quartieren an. Es ist derzeit das wich-
tigste stadtentwicklungsrelevante För-
derprogramm, mit dem versucht wird,
auf die Folgen der Schrumpfungspro-
zesse in den Städten zu reagieren. Das
Programm eröffnet Chancen, mit zu-
rückgehenden Einwohnerzahlen aktiv
umzugehen.

Im Land Brandenburg ist die Stadtent-
wicklung vor allem in den peripheren
Regionen vielfach gekennzeichnet
durch Bevölkerungsrückgänge, Woh-
nungsleerstand, sozialstrukturelle Aus-
differenzierungen, eine schwache Dy-
namik der wirtschaftlichen Entwick-
lung sowie damit zusammenhängende
Folgeprozesse u.a. in Bezug auf die so-
ziale und technische Infrastruktur.
Leerstand und brachfallende Flächen
sind dabei die am deutlichsten sicht-
baren Zeichen einer grundlegenden
Umstrukturierung der Städte.

Dementsprechend konzentriert sich der
Stadtumbau in Brandenburg derzeit
vorrangig auf Groß- und Mittelstädte
abseits des Berliner Agglomerations-
raumes. Finanziell gefördert wird der
Stadtumbau zurzeit in 31 Kommunen.
Im Vergleich mit den anderen Flächen-
ländern ist dies die geringste Zahl an
Kommunen im Bund-Länder-Pro-
gramm Stadtumbau Ost. Brandenburg
wird damit in besonderer Weise der
Zielstellung des Programms Stadtum-
bau Ost gerecht, die größeren Städte als
Kerne der regionalen Entwicklung zu
stärken. Gut ein Viertel der Einwohner
des Landes lebt in Stadtumbaukommu-
nen. Aufgrund anderer Prioritätenset-
zungen liegt dieser Anteil in den ande-
ren Flächenländern bei rund 50 bis
60 Prozent der Bevölkerung.

Gleichzeitig nimmt Brandenburg eine
konsequente Zentrierung der Fördermit-
tel auf die Städte und Stadtteile mit den
größten Leerstandsproblemen vor. So
liegt die durchschnittliche Leerstands-
quote in den Fördergebieten mit 21 %
um ca. acht Prozent höher als die Leer-
standsquote im Landesdurchschnitt.

In Brandenburg wurden bislang ca.
24.000 Wohneinheiten abgerissen. Bis
2009 sollen es rund 50.000 Wohnun-
gen sein. Insgesamt stehen in Branden-
burg aus Mitteln des Bundes, des Lan-
des und der Kommunen rund 400
Millionen Euro für den Rückbau und
für Aufwertungsprojekte zur Verfü-
gung. Bisher bewilligt ist ein Mittel-
volumen von rund 195 Millionen Euro
Bundes- und Landesmittel. Davon
entfallen rund 120 Millionen auf den
Programmteil "Abriss" und rund 75
Millionen auf den Programmteil "Auf-
wertung". Ursprünglich war der Ein-
satz der Abriss- und der Aufwertungs-
mittel im Verhältnis 50:50 vorgesehen,
inzwischen hat sich dieses Verhältnis
auf 63/37 zugunsten des Abrisses ver-
schoben (Pressemitteilung des MIR Nr.
014/2006 vom 15.02.06).

Mit der stärkeren Konzentration auf die
Reduzierung der baulichen Strukturen
sowie die Stabilisierung des Woh-
nungsmarktes erhoffen sich viele Kom-
munen – gemäß dem Prinzip "eins
nach dem anderen" – Handlungsspiel-

räume für künftige Maßnahmen einer
urbanen Regeneration. Teilweise sind
die Kommunen bisher auch davon aus-
gegangen, dass sich Regenerierungs-
prozesse in den Kernstädten und pla-
nerisch definierten "Konsolidierungs-
gebieten" zum Teil selbsttragend ent-
wickeln und diese Gebiete quasi auto-
matisch von Wohnungsabrissen am
Stadtrand profitieren. Es zeigt sich
aber, dass diese erwünschten Folgewir-
kungen (beispielsweise erhöhter Zuzug
und steigende Bestandsinvestitionen in
der Innenstadt) bisher nur in wenigen
Fällen tatsächlich eintreten. Während
einige Städte mit historischen Stadtker-
nen in diesen Bereichen seit einigen
Jahren erfreulicherweise erhöhte Zu-
züge feststellen können, gilt dies nicht
gleichermaßen für alle anderen inner-
städtischen Quartiere, insbesondere
nicht für diejenigen mit gründerzeitli-
chem Bestand. Notwendig erscheint
daher auch im Stadtumbau – neben
dem Rückbau von Wohnungen in
Schwerpunktgebieten – eine stärkere
Konzentration auf die Qualifizierung
der zu erhaltenden Quartiere in den
Innenstädten. Der Stadtumbau muss
für die Bewohner mit der Erfahrung
verknüpfbar sein, dass die Verände-
rungsprozesse in den Städten auch mit
konkret wahrnehmbaren Verbesserun-
gen der Lebensqualität verbunden sind.
Gleichzeitig dürfen Stadtplanung und
Städtebau in ihren Wirkungen nicht
überschätzt und die wesentlichen Ver-
ursachungszusammenhänge und Pro-
blemfolgen der Schrumpfungsprozesse
nicht aus den Augen verloren werden.
Städtische und regionale Schrump-
fungsprozesse, demographischer Wan-
del und der damit verbundene Stadtum-
bau sind mehrdimensionale Problem-
lagen, mit denen die Kommunen sich
durch vielschichtige Ansätze und Stra-
tegien auseinandersetzen müssen.
Notwendig scheint es daher, ein erwei-
tertes Stadtumbauverständnis zu ent-
wickeln. Im Land Brandenburg wur-
de deshalb – unter maßgeblicher Mit-
wirkung des IRS – ein Masterplan
Stadtumbau erarbeitet. Stadtumbau
ist danach eine gesamtstädtische stadt-
entwicklungspolitische Aufgabe und
bedarf einer "integrierten Politik für die
Städte als Wirtschafts- und Lebens-
raum".
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Manfred Kühn

Regionalplanung – vom Plan
zum Projekt

Die Regionalplanung wurde 1993 im
Land Brandenburg gesetzlich einge-
führt. Als Träger wurden fünf Pla-
nungsgemeinschaften bestimmt: Prig-
nitz-Oberhavel, Uckermark-Barnim,
Oderland-Spree, Lausitz-Spreewald
und Havelland-Fläming. Mitglieder
sind jeweils die Landkreise und kreis-
freien Städte. Damit ist die märkische
Regionalplanung kommunal verfasst.
Die Planungsregionen sind wie "Tor-
tenstücke" keilförmig auf Berlin hin
zugeschnitten und erstrecken sich von
der inneren bis zur äußeren Landes-
grenze. Intention dieses Zuschnitts war
es, "eine innerregionale Solidarität und
Identität zwischen den Gemeinden,
Ämtern und Landkreisen des engeren
Verflechtungsraumes und denen des
äußeren Entwicklungsraumes zu beför-
dern" 1. Einzige gesetzliche Pflichtauf-
gabe der Regionalplanung ist die Er-
stellung und Fortschreibung des Regio-
nalplans. Nach aktuellem Stand liegt
in keiner der fünf Planungsregionen ein
genehmigter integrierter Regionalplan
vor. In vier Regionen wird der Planent-
wurf überarbeitet, in der Region Ha-
velland-Fläming wurde ein 1998 be-
reits genehmigter Regionalplan ge-
richtlich für nichtig erklärt. Lediglich
sachliche Teilpläne (Windenergienut-
zung, Zentrale Orte, Rohstoffsiche-
rung) liegen in allen fünf Regionen vor.

Diese Bilanz der formellen Regional-
planung dreizehn Jahre nach ihrer
Gründung fällt ernüchternd aus. Wel-
che Gründe gibt es dafür?
· Die schwache Stellung der Regio-

nalplanung in Brandenburg im
Spannungsfeld zwischen Landes-
planung und den Planungen der
Landkreise: Von der Landesseite her
wird die Siedlungs- und Freiraum-
entwicklung im brandenburgischen

Umland von Berlin seit 1998 bereits
relativ fein durch den "Landesent-
wicklungsplan für den engeren Ver-
flechtungsraum Brandenburg-Ber-
lin" gesteuert, der nach Maßstab
und Darstellungsart zwischen ei-
nem Landes- und Regionalplan
liegt. Von der kommunalen Seite her
bestehen starke Konkurrenzen zu
den Landkreisen, die teilweise ei-
gene Kreisentwicklungspläne auf-
stellen. Manche Landräte akzep-
tieren die Regionalplanung nur
schwer, andere fordern öffentlich
bereits deren Abschaffung. Auch
bei vielen Bürgermeistern in den
Wachstumsgemeinden ist der Re-
gionalplan nicht sonderlich beliebt,
da er teilweise mit Restriktionen für
die kommunale Bauleitplanung ver-
bunden ist.

· Der räumliche Zuschnitt der Pla-
nungsregionen als "Tortenstücke":
Ursprünglich gedacht, um einen ak-
tiven Ausgleich zwischen dem
wachsenden Berliner Umland und
den schrumpfenden Randregionen
zu ermöglichen, verhindert gerade
die Strukturheterogenität der "Tor-
tenstücke" die Herausbildung einer
regionalen Identität. Die fünf Pla-
nungsregionen sind gerade kein
"weitgehend miteinander verfloch-
tener Lebens- und Wirtschaftsraum"
– wie es im § 3 des Landesgesetzes
zur Regionalplanung heißt. Wäh-
rend im brandenburgischen Teil des
engeren Verflechtungsraumes aus-
geprägte Pendler-, Einkaufs- und
Ausflugsbeziehungen mit Berlin
bestehen, sind weite Teile der Rand-
regionen aufgrund der großen
Raumdistanzen und dünnen Besied-
lung nur gering mit Berlin und sei-
nem Umland verflochten. Teilwei-
se orientieren sich die Bürger der
Lausitz stärker nach Dresden, die
der Prignitz nach Hamburg. Die re-
gionalen Planungsstellen verfügen
praktisch über keine Instrumente,
um der Auseinanderentwicklung
und Verschärfung von Disparitäten
zwischen dem engeren Verflech-
tungsraum und dem äußeren Ent-
wicklungsraum entgegenzuwirken.

Eine vorläufige Bilanz der Regionalpla-
nung in Brandenburg kann sich jedoch

nicht auf die formellen Planwerke und
Pflichtaufgaben beschränken. Die Stär-
ke der Regionalplanung liegt in der Kür
informeller Aufgaben: der Initiierung
von Projekten auf regionaler Ebene.
Konkrete Projekte können viel eher und
sichtbarer Impulse für die Regionalent-
wicklung erzeugen als abstrakte Regio-
nalpläne. Projekte werden durch die
Kooperation privater und/oder öffent-
licher Akteure getragen – Adressaten,
die der klassische, auf Flächen bezogene
Regionalplan überhaupt nicht erreicht.
Aktuelle Beispiele für eine projektori-
entierte Regionalplanung sind etwa die
Internationale Bauausstellung Fürst-
Pückler-Land und die regionale Agenda
in der Region Lausitz-Spreewald, die
Erarbeitung eines regionalen Kompe-
tenzprofils für erneuerbare Energien in
der Region Uckermark-Barnim oder das
Europäische Netzwerk für Windenergie-
nutzung in der Region Havelland-Flä-
ming.

Die zunehmende Ausrichtung der Re-
gionalplanung auf Projekte entspricht
durchaus einem zeitgemäßen Pla-
nungsverständnis (das allerdings noch
nicht gesetzlich verankert ist). Anderer-
seits besteht die Gefahr, dass mit die-
sem Inkrementalismus strategische
Perspektiven für die Planungsregionen
kaum mehr entwickelt werden. Dies ist
auch schwierig, weil die Planungsre-
gionen in Brandenburg aus den ge-
nannten Gründen kaum Handlungs-
regionen sind. Zudem wirft die starke
Projekt-Orientierung die Frage nach
den Vorteilen der Regionalplanung im
Vergleich mit anderen Akteuren auf.
Regionale Projekte werden auch von
Fördervereinen, Entwicklungsgesell-
schaften, Regional-Managern, profes-
sionellen Moderatoren, kommunalen
Arbeitsgemeinschaften, Nachbar-
schaftsforen und Zweckverbänden
initiiert und getragen. Zudem wird die
Erarbeitung Regionaler Entwicklungs-
konzepte – wie sie § 13 des Bundes-
raumordnungsgesetzes vorsieht – in
Brandenburg im Unterschied etwa zu
Thüringen oder Mecklenburg-Vor-
pommern bisher nicht als eine Aufgabe
der Regionalplanung betrachtet.

Die vorliegenden Vorschläge der Po-
litik zur Reformierung der Raumord-

1 Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz
und Raumordnung des Landes Brandenburg; Se-
natsverwaltung für Stadtentwicklung des Landes
Berlin (Hrsg.): Zweiter gemeinsamer Raumord-
nungsbericht der Länder Berlin und Brandenburg,
Berlin 2004, S. 147.
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trument der Regionalparks 1998 im
Landesentwicklungsprogramm
(LEPro) und im Landesentwicklungs-
plan für den engeren Verflechtungs-
raum (LEPeV) verankerte. Mit dem
LEPro wurde die Richtung vorgege-
ben: "Im engeren Verflechtungsraum
ist unter Einbeziehung von Flächen des
Berliner Stadtgebietes ein Grüngürtel
durch eine Kette von Regionalparks zu
sichern und zu entwickeln". Mit dem
Status abwägungspflichtiger Grundsät-
ze – also ohne "harte" Bindungskraft –
versehen, wurden im LEPeV Such-
räume für länderübergreifende Konzep-
te und Maßnahmen der Landschaftsent-
wicklung definiert: eine Kette aus acht
Regionalpark-Entwicklungsräumen, die
mit einem Radius von ca. 15 bis 30 km
einen Ring um Berlin bilden. Die Ziel-
stellung der Regionalparks bestand
darin, als Gegenstrategie zum befürch-
teten "Speckgürtel" einen Beitrag zur Si-
cherung der vielerorts noch prägnan-
ten "Stadtkante" und der Freiraumqua-
litäten in den von Siedlungsflächen-
wachstum bedrohten Zwischenräumen
der Berliner Siedlungsachsen zu leis-
ten. Dort sollte eine verträgliche Struk-
tur von kleinräumiger Siedlungsent-
wicklung, zu schützenden Landschafts-
bestandteilen, Erholungsformen und
ökologisch verträglicher Land- und
Forstnutzung erreicht werden.

Damit hatte die GL ein neues informel-
les Planungsinstrument sowie eine
konkrete Gebietskulisse definiert und
in ihr formelles Plansystem integriert.
Da regionale Managementfunktionen
oder andere umsetzungsorientierte
Aufgaben laut Landesplanungsvertrag
nicht in den Kompetenzbereich der GL
fallen, waren die Regionalparks aber
lediglich als landesplanerisches Ange-
bot an die Brandenburger Kommunen,
die Berliner Bezirke sowie die priva-
ten Akteure und freiraumerhaltenden
Landnutzer konzipiert. Es waren kei-
ne gesonderten rechtlichen Instrumen-
te, Verwaltungsstrukturen oder Finanz-
mittel vorgesehen. Die Initiatoren bau-
ten auf die Selbstorganisationsleistung
freiwilliger Akteure und auf die Über-
zeugungskraft ihrer Idee. Die GL setzte
allerdings für die als Regionalpark-Ent-
wicklungsräume definierten Gebiete
mit Unterstützung privater Planungs-

büros fachliche Impulse (z.B. über
gutachterliche Entwicklungskonzepte,
begleitende Moderation, die Erstellung
von Regionalpark-Broschüren, die
Entwicklung eines Dachlogos, die Fi-
nanzierung von Geschäftsstellentätig-
keit). Dies geschah weniger im Sinne
einer expliziten Steuerung über Geld-
oder Machtmittel, sondern vielmehr als
eine Art "Hilfe zur Selbsthilfe". Die
Erfolgschancen der Regionalpark-
strategie sind daher in hohem Maße
abhängig von der Motivation und Ein-
satzbereitschaft einzelner Akteure vor
Ort, ihrer Bereitschaft zur Kooperation
und ihrer Fähigkeit, externen Sachver-
stand einzuholen und Finanzmittel zu
akquirieren.

Eine Zwischenbilanz
Zehn Jahre nach der Institutionalisie-
rung der GL und acht Jahre nach der
Verankerung der Regionalparkidee im
landesplanerischen Instrumentarium
fällt die Bilanz der Regionalparkent-
wicklung in Berlin und Brandenburg
ambivalent aus. Misst man die Effek-
te an der weitgehenden Abhängigkeit
von Selbstorganisationsprozessen, so
ist die Regionalparkentwicklung als Er-
folg zu bezeichnen. Misst man sie an
der anspruchsvollen Zielformulierung,
sind noch Defizite zu konstatieren. Sie
bestehen vor allem in folgenden As-
pekten:
· Die GL hat mit der Regionalpark-

strategie einen Vorschlag für regio-
nales Management entwickelt, ver-
fügt aber weder über die finanzi-
ellen noch über die organisatori-
schen Mittel, um ein dauerhaftes
Regionalparkmanagement in jeder
Teilregion und damit ein effektives
System zur Projektrealisierung zu
installieren. Ein handlungsfähiges
Regionalparkmanagement konnte
folglich nicht in allen Teilregionen
entstehen. In manchen Regional-
park-Entwicklungsräumen konnte
sich gar keine Kooperationsstruktur
etablieren, so dass diese nur als blo-
ße Planelemente existent sind.

· Ohne eine gesicherte Finanzierung
konnten zu wenig sichtbare Projekte
entwickelt werden. Die GL verfügt
über keine eigenen Fördermittel und
diejenigen Berliner oder Branden-
burger Ministerien, die potenziell

nung in Berlin-Brandenburg unter dem
neuen Leitbild der "Europäischen Me-
tropolregion" sehen eine Abschaffung
der Dezentralen Konzentration und der
Kategorien "engerer Verflechtungs-
raum" und "äußerer Entwicklungs-
raum" vor. Die Ausgleichsfunktion der
Planung wird dadurch zugunsten der
Wachstumsförderung zurückgenom-
men. Darüber hinaus werden auch eine
Entflechtung der einzelnen Planungs-
ebenen und eine Verschlankung der
Planwerke angestrebt. Sollte der ge-
plante zweite Anlauf für eine Länder-
fusion von Berlin und Brandenburg er-
folgreich sein und es im Zuge einer
Länderneugliederung auch zu einer
bereits diskutierten Fusion von Land-
kreisen zu größeren Einheiten kom-
men, dann wird sich vermutlich die
Konkurrenzfrage für die Regionalpla-
nung erneut und in verschärfter Form
stellen.

Ludger Gailing

Regionalparks – der Versuch
einer landesplanerischen Inno-
vation

Das hohe Siedlungs- und Verkehrs-
flächenwachstum hat in den 90er Jah-
ren die Grenzen formeller Planungs-
instrumente für den Schutz stadtregi-
onaler und suburbaner Freiräume auf-
gezeigt. In einigen deutschen Stadtre-
gionen wurden daher in Ergänzung zu
dem vorhandenen Instrumentarium
Ideen zur Implementierung regionaler
Landschaftsparks als neue strategie-
und projektorientierte Konzepte der
stadtregionalen Freiraumentwicklung
und der Qualifizierung von Stadtland-
schaften formuliert. Freiraum und die
stadtregionale Kulturlandschaft wur-
den dabei nicht mehr nur als bloße
Schutzgüter, sondern als Entwick-
lungsfaktoren interpretiert.

Auch in Berlin und Brandenburg wur-
de diese Regionalparkstrategie rezipiert
und innovativ weiterentwickelt. Maß-
geblicher Akteur war dabei die Ge-
meinsame Landesplanungsabteilung
Berlin-Brandenburg (GL), die das Ins-
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Regionalparks: Berlin-Brandenburger Kulturlandschaftsentwick-
lung angeregt durch die GL

Beiträge hätten leisten kön-
nen, haben dies nur in ge-
ringem Umfang getan. Ein
wesentliches Hindernis in
Brandenburg war die För-
dersystematik, die im Sin-
ne des Leitbilds der de-
zentralen Konzentration
den engeren Verflechtungs-
raum um Berlin weitgehend
aus der Förderung ausklam-
merte. Dies galt auch für
freiraumpolitische Maßnah-
men, obwohl angesichts des
Siedlungsdrucks im Berliner Um-
land gerade hier der größte Hand-
lungsbedarf in den Bereichen Frei-
raumschutz, Landschaftsentwick-
lung und Naherholungsplanung be-
steht. Als Folge dieser ungünstigen
Rahmenbedingungen sind die Ak-
teure in den Regionalparks zur
kreativen Suche nach Finanzie-
rungsmöglichkeiten (in der Regel
aus Mitteln zur Unterstützung des
Zweiten Arbeitsmarktes) gezwun-
gen.

Dennoch kann im Zusammenhang mit
der Umsetzung der Regionalparkstra-
tegie auf spezifische Stärken verwie-
sen werden, so dass sie zu Recht als ei-
nes der erfolgreichen Kooperationsvor-
haben der Länder Berlin und Branden-
burg (siehe www.regionalpark.de) be-
zeichnet werden kann:
· Hervorzuheben sind insbesondere

die entstandenen bürgerschaftlichen
oder interkommunalen Organisati-
ons- und Trägerstrukturen. Die aus
der Sicht der Arbeitseffizienz zu kri-
tisierende Strategie der Delegierung
von Verantwortung an lokale Akteu-
re hat positive Wirkungen gehabt:
Es wurde Kooperation in Teilräu-
men angeregt, wo zuvor keine Koo-
perationsbereitschaft vorhanden war,
und es wurden – wie im Fall des Re-
gionalparks Barnimer Feldmark –
bereits bestehende Netzwerke akti-
ver, engagierter Bürger gestärkt.
Landwirte, Naturschützer und Tou-
rismusanbieter sind in die Regional-
entwicklung eingebunden worden.
Kommunales, zivilgesellschaftli-
ches und auch ökonomisches Enga-
gement konnte trotz der geringen
Anreizstrukturen generiert werden.

· Insgesamt wurden immerhin rund
120 Projekte in den Regionalparks
umgesetzt. Beispiele sind die Ver-
marktung regionaler Produkte,
Landschaftspflegemaßnahmen, die
Ausschilderung von Wegenetzen,
Dorf- und Biotopgestaltungsmaß-
nahmen oder die Schaffung von tou-
ristischen Informationszentren.

Innovative Kulturlandschaftspolitik
Die Regionalparks in Berlin und Bran-
denburg sind der Versuch einer inno-
vativen Kulturlandschaftspolitik: Ge-
meinschaftsgutfunktionen wie die
Naherholung oder der Freiraumschutz
sollen nicht über ordnungsbehördliche
Schutzmaßnahmen, sondern über ko-
operativ und "bottom-up" definierte
Entwicklungsmaßnahmen gesichert
werden.

Strukturelle Mängel fallen vor allem im
Vergleich zu anderen Metropolregio-
nen auf, die eine Regionalparkentwick-
lung aktiv betreiben1. Im Ruhrgebiet
wird mit EU-Strukturfondsmitteln –
zunehmend aber auch mit Unterstüt-
zung der beteiligten Kommunen – der
Emscher Landschaftspark entwickelt.
Aufgaben des langfristig ausgerichte-
ten freiraumbezogenen Regionalma-
nagements haben dabei beispielsweise
der Regionalverband oder Entwick-
lungsgesellschaften (wie die ehemalige
IBA Emscher Park GmbH oder die
Projekt Ruhr GmbH) übernommen. Im
Regionalpark RheinMain setzen eine
Regionalparkdachgesellschaft sowie

zahlreiche interkommunale
Durchführungsgesellschaften in
Kooperation mit dem regiona-
len Planungsverband Freiraum-
projekte in stadtregionaler Pers-
pektive um. Beiden Beispielen
mangelt es weder an interkom-
munaler Kooperation noch an
umsetzungsorientierter Frei-
raumentwicklung oder spekta-
kulären landschaftsarchitekto-
nischen Projekten, wohl aber an
den in einigen der Berlin-Bran-
denburger Regionalparks vor-

handenen, dezentral aktiven Regional-
parkfördervereinen und Kooperations-
netzwerken diverser Landnutzer.

Ausblick
Regionalparkentwicklung ist eine sehr
langfristige Aufgabe. Insbesondere bei
fehlenden "top-down" geschaffenen
Managementstrukturen sind Prozesse
der Persuasion und Bewusstseinsbil-
dung wichtig. Die Unterstützungsbereit-
schaft in Landes- und Kommunalpoli-
tik, die interkommunale und ressort-
übergreifende Kooperation sowie die
Akzeptanz und Bekanntheit in der Be-
völkerung wachsen nur langsam und be-
dürfen beharrlicher Akteure und Lob-
by-Arbeit. Daher hat sich 2003 ein
Dachverband der Regionalparks etab-
liert; 2004 konstituierte sich ein offizi-
eller Beirat für den Dachverband, um
über die oftmals ehrenamtlich arbeiten-
den Akteure der einzelnen Regional-
parks hinaus weitere Partner aus Poli-
tik und Verwaltung der Länder Berlin
und Brandenburg in die Regionalpark-
entwicklung einzubinden. Ziel ist die Er-
schließung von Förder- und Finanzie-
rungsmöglichkeiten der EU, des Bun-
des und der Länder. Regionalparks sol-
len demnach künftig Priorität bei der
Vergabe von Fördermitteln (z.B. im
Rahmen der integrierten ländlichen Ent-
wicklung) genießen. Dazu soll die
länder- und landkreisübergreifende Ko-
operation forciert werden. Unabhängig
davon, ob diese Ziele erfüllt werden: Die
GL hat mit den Regionalparks in Bran-
denburg und Berlin einen innovativen
Entwicklungsprozess in Gang gesetzt,
dessen erfolgreicher Verlauf nun vor al-
lem von den Akteuren in den Regional-
parks und den Fördermittelgebern in
Berlin und Potsdam abhängt.

1 Gailing, Ludger: Regionalparks – Grundlagen
und Instrumente der Freiraumpolitik in Verdich-
tungsräumen. Dortmunder Beiträge zur Raumpla-
nung, Bd. 121. Dortmunder Vertrieb für Bau- und
Planungsliteratur, Dortmund, 2005. – 234 S.
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Gerald Zahn
Ernst Basler+Partner,
Geschäftsstelle des Städte-
kranzes Berlin-Brandenburg

Gastbeitrag

Gerald Zahn

"Das beste am Kern ist oft das
Drumherum"

         

... so lautete ein Slogan auf einer
Werbeseite des RBB im Programmheft
zur Potsdamer Schlössernacht im Au-
gust 2000 und meinte damit die enge
Beziehung von Berlin und Branden-
burg. So sehen es natürlich in erster
Linie die Brandenburger, und sie sehen
sich als gleichberechtigte Partner, die
vieles in die Gemeinschaft beider Län-
der einbringen können. Nicht nur Pots-
dam mit seiner Schlössernacht mag
hier als Beispiel dienen. Die Aufzäh-
lung ließe sich in den Städtekranz-
Städten beliebig fortsetzen: Fläming-
Skate, Festival des osteuropäischen
Films in Cottbus, Familiengarten in
Eberswalde, die Feierlichkeiten zum
750- bzw. 850-jährigen Bestehen der
Städte Neuruppin bzw. Cottbus, ein
Besuch der historischen Altstadt von
Jüterbog kombiniert mit einem Kon-
zertbesuch im Kulturquartier Mön-
chenkirche und, und, und ...

"Gemeinsamkeiten verbinden – Ge-
meinschaft stärkt" – so lautet das
Motto des Städtekranzes Berlin-Bran-
denburg. Es könnte auch als Motto der
Gemeinsamen Landesplanung Berlin-
Brandenburg dienen. Neben vielen Un-
terschieden gibt es auch viel Verbin-
dendes und viele Gemeinsamkeiten.
Zuallererst natürlich die Lage, aber
auch die Geschichte, Tradition und die
Mentalität der Menschen. "Gemein-

schaft stärkt" muss man eigentlich
nicht weiter erläutern, ist aber in der
Praxis oftmals erstaunlich schwer zu
vermitteln. Das betrifft die Zusammen-
arbeit von Berlin und Brandenburg
ebenso wie die Kooperation der Bran-
denburger Städte mit ihren Umlandge-
meinden. Hier gibt es viele Widerstän-
de und Ängste zu überwinden.

Zehn Jahre Gemeinsame Landespla-
nung – Elf Jahre Städtekranz Ber-
lin-Brandenburg.
Zusammengefunden haben sich die
Städte auf der Basis des Raumordne-
rischen Leitbilds der dezentralen Kon-
zentration, welches der Gemeinsamen
Landesplanung seinerzeit zu Grunde
gelegt wurde. Danach bilden die an der
ARGE REZ (Arbeitsgemeinschaft Re-
gionaler Entwicklungszentren) betei-
ligten Städte die so genannten "Regi-
onalen Entwicklungszentren des Städ-
tekranzes (um Berlin)". Sie sind die
"Kristallisationskerne" der regionalen
Entwicklung und sollten nach den lan-
desplanerischen Festlegungen als Ent-
wicklungskerne gestärkt werden und
so für die Entwicklung der Regionen
eine wichtige Stabilisierungs- und Im-
pulsfunktion übernehmen. Aus dem
Bestreben heraus, diese Funktion best-
möglich auszufüllen, sahen die Städ-
te im Erfahrungsaustausch und in der
Kooperation in wichtigen Sachfragen
mögliche Synergieeffekte für alle Be-
teiligten, aber auch für die Entwicklung
des Gesamtraumes Berlin-Branden-
burg. Generell war und ist diese Form
der interkommunalen Kooperation ein
Novum, da die Städte weder in unmit-
telbarer Nachbarschaft noch in einer
Region liegen, sondern nur durch die
gleiche landesplanerische Funktion
geeint werden.

Zusammenarbeit von Städtekranz
und Gemeinsamer Landesplanungs-
abteilung
Von Beginn an hat der Städtekranz ei-
nen intensiven Kontakt zur Gemein-
samen Landesplanungsabteilung ge-
halten, die mit einem "Gäste-Status" an
allen Sitzungen der Steuerungsgruppe
und der Mitgliederversammlung der
ARGE REZ beteiligt ist. Für den Städ-
tekranz standen bei der Zusammenar-
beit mit der Gemeinsamen Landespla-

nungsabteilung immer folgende As-
pekte im Vordergrund:
· Konsequente Anwendung und Be-

rücksichtigung der gesetzlich festge-
legten Grundsätze der Gemeinsamen
Landesentwicklungsplanung,

· Vermeidung von Entwicklungen,
die einer stabilisierenden und Im-
pulsfunktion der landesplanerisch
definierten Entwicklungszentren
entgegenstehen bzw. Vermeidung
von Entwicklungen, die zu einer
weiteren Dezentralisierung staatli-
cher Subventionen führen,

· Intensivierung der Zusammenarbeit
mit dem Land Berlin mit dem Ziel
der Fusion beider Länder.
Der Städtekranz Berlin-Brandenburg
hat hier sogar eine Vorreiterrolle ein-
genommen. Neben gemeinsamen
Veranstaltungen zur Eruierung po-
tenzieller Kooperationsfelder haben
die Städte des Städtekranzes und
Berliner Stadtbezirke im INTER-
REG-Projekt Metropolitan Areas mit
der Gemeinsamen Landesplanungs-
abteilung als Lead Partner gemein-
sam die Metropolregion Berlin-
Brandenburg vertreten. Anhand
konkreter lokaler Projekte in den
beteiligten Metropolenräumen bzw.
Hauptstadtregionen von Berlin,
Oslo, Stockholm und Vilnius wur-
de der Erfahrungsaustausch und die
Zusammenarbeit insbesondere in
folgenden Fragen vorangetrieben:

· Vergleich der verschiedenen Ent-
wicklungen und Handlungsstrate-
gien in den Metropolenräumen: Er-
fahrungsaustausch hinsichtlich der
Probleme und ihrer Lösung, der or-
ganisatorischen Strukturen der
Handlungsträger und Instrumente.

· Umsetzung der Planungsstrategi-
en in den lokalen Projekten (Ber-
lin-Brandenburg war mit Projekten
in den Städtekranzmitgliedsstädten
und einem Projekt in Berlin Tem-
pelhof-Schöneberg vertreten. Pro-
jektvoraussetzung: Alle ausge-
wählten Projekte mussten zur Ver-
stärkung der überörtlichen und
überregionalen Standortqualitäten
beitragen.)

· Erfahrungsaustausch und Transfer
von Know-how zu besonderen
Fragen der Nachhaltigkeit in der
Raumordnung.
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Gemeinsame Themenschwerpunkte
In den Arbeitsgremien des Städtekran-
zes – d. h. in den Projektgruppen – be-
stimmten und bestimmen folgende
landesplanungsrelevante Themen die
Arbeit:
· Realisierung einer funktions- und

aufgabengerechten Finanzausstat-
tung der Städte mit dem Ziel der
Ermöglichung einer selbstständigen
und eigenverantwortlichen Funkti-
onswahrnehmung der Städte im In-
teresse ihrer jeweiligen Funktions-
räume,

· Realisierung einer leistungsstarken
und attraktiven Verkehrsverbindung
der Städte von und nach Berlin –
insbesondere auch im Schienenper-
sonennahverkehr (SPNV).

· Die demographische Entwicklung
des Landes und deren konkrete Aus-
wirkungen in den Städten wurden
schon in der zweiten Hälfte der 90er
Jahre in der Projektgruppe "Woh-
nen" thematisiert. Heute werden in
der Projektgruppe "Stadtumbau"
Erfahrungen zu diesem alle betei-
ligten Städte betreffenden Thema
ausgetauscht und Strategien zur
Stärkung der Städte als "Anker-
städte" im Raum entwickelt.

· Angesichts der anhaltenden wirt-
schaftlichen Stagnation und der de-
mographischen Entwicklung haben
die Städte schon früh erkannt, dass
die vorhandenen Kräfte noch kon-
zentrierter und effizienter eingesetzt
werden müssen. Eine stärkere res-
sortübergreifende Abstimmung von
Vorgehensweisen und Förderstrate-
gien sowie eine stärkere räumliche
Fokussierung des Kräfte- und Mit-
teleinsatzes waren Forderungen, mit
denen sich der Städtekranz bereits
Mitte der 90er Jahre an die Landes-
regierung gewandt hatte.

· Seit Ende der 90er Jahre widmet
sich der Städtekranz verstärkt dem

Thema Stadt-Umland-Kooperation
und diesbezüglicher (erforderli-
cher) Rahmensetzungen seitens des
Landes bzw. der Gemeinsamen
Landesplanung. Ziel ist die koope-
rative Entwicklung attraktiver und
leistungsstarker Stadtregionen. Im
Rahmen des Projektes "StadtRe-
gion 2015" wurden funktionale Ver-
flechtungen, bestehende Koopera-
tionen und potenzielle Koopera-
tionsansätze sowie die spezifischen
Image- und Profilbildungsfaktoren
der Kernstädte analysiert.

· Das "Netzwerk Wirtschaftsförde-
rung" ist damit befasst, Ansatzpunk-
te und Wege zur Attraktivitätssteige-
rung der Wirtschaftsstandorte und
zur Optimierung der Wirtschaftsför-
derung zu eruieren und auf diese
Weise einen Beitrag zur Stärkung der
lokalen Wirtschaft zu leisten. Die
Entwicklung eines web- und daten-
bankbasierten Berichtssystems
"Kommunale Wirtschaftsberichte"
ist eine der Aktivitäten, mit der eine
Grundlage für die effiziente Nut-
zung der Standortpotenziale und für
ein dauerhaftes Monitoring zur Ent-
wicklung der Wirtschaftsstandorte
geschaffen werden soll.

Die Weiterentwicklung der Gemein-
samen Landesplanung
Die Städtekranz-Städte sehen sich im
Rahmen der derzeitigen Diskussion um
eine Neuausrichtung der Struktur- und
Förderpolitik in wesentlichen Teilen
ihrer Arbeit bestätigt. Das sind in erster
Linie:
· eine stärkere räumliche Konzentra-

tion auf die Entwicklungsschwer-
punkte des Landes, welche in der
Regel durch Berlin und die großen
bzw. größeren Städte des Landes
Brandenburg markiert werden,

· eine Konzentration auf die vorhan-
denen Stärken und Entwicklungs-

potenziale und die Förderung der
Potenzialaktivierung,

· Landesentwicklung nach polyzen-
tralen Gesichtpunkten,

· eine integrierte Abstimmung der
Ressortpolitiken,

· die weitere Intensivierung der Zu-
sammenarbeit zwischen Berlin und
Brandenburg mit dem Ziel der Stär-
kung der Gesamtregion.

Die Städte selbst und der Städtekranz
werden ihre Leitbilder, Strategien und
integrierten Entwicklungskonzepte
weiterentwickeln und dabei immer
auch die Einbindung der Städte in die
regionalen Bezüge im Auge behalten.
Dies bildet die Grundlage dafür, dass
sie ihrer bisherigen Funktion als Re-
gionale Entwicklungszentren auch
künftig als "Regionale Wachstumsker-
ne" und "Ankerstädte" gerecht werden.

Im Rahmen der aktuellen Leitbild-
diskussion für die Metropolregion Ber-
lin-Brandenburg setzt sich der Städte-
kranz für eine stärkere "Vision" im Sin-
ne einer stärkeren Betonung von iden-
tifikationsstiftenden und motivierenden
Elementen ein. Dies bedeutet insbeson-
dere, dass die profilbestimmenden Stär-
ken des Landes Brandenburg noch
deutlicher herausgearbeitet werden
müssen. Bürger und Wirtschaftsunter-
nehmen der beiden Länder müssen sich
in dem Leitbild wiederfinden und zum
Engagement für die gemeinsame Re-
gion motiviert werden. Nach "außen"
soll das Leitbild Interesse erzeugen –
Interesse an einem Besuch, Interesse,
hier zu leben und Interesse, hier zu in-
vestieren. Berlin-Brandenburg ist eine
Region mit ausgesprochen vielfältigen
und interessanten Angeboten und Zu-
kunftsperspektiven ...

... und: "Das beste am Kern ist oft das
Drumherum"
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Kommunikative Bezugsebenen im Leitbild-
prozess.

Gerhard Mahnken

Jetzt nur keinen kurzen Leitbild-
Prozess

Bald ist es amtlich. Die Länder Berlin
und Brandenburg sollen sich als Haupt-
stadtregion profilieren. Schon lange sind
die mit Fragen des länderübergreifenden
Kommunikationsmanagements befassten
Akteure in diesem Raum auf der Suche
nach einem überzeugenden Raumbild,
das sich im Wettbewerb der europäischen
Metropolregionen sowohl innen- als auch
außenwirksam profilieren lässt und als
regionale Marke erkennbar wird. Marken
bedürfen aber bekanntlich der ständigen
kommunikativen Pflege. Wie die laufen-
de Leitbilddebatte der letzten Monate un-
ter Federführung der Gemeinsamen Lan-
desplanungsabteilung Berlin-Branden-
burg (GL) zeigt, bleibt in diesem Zusam-
menhang die Frage, was denn nun das
Besondere dieses Raumes sei, immer
noch zu klären und vor allem: zu kom-
munizieren. Die vorangegangenen An-
leihen reichen vom Preußischen Adler
und vom strapazierten Toleranz-Gedan-
ken bis zu den bekannten, austauschbaren
sowie meist auf Berlin fokussierten Po-
sitionierungsmustern der "Kulturmetro-
pole", der "kreativen Stadt im Umbruch",
der "Drehscheibe zwischen Ost und
West" und in letzter Zeit zunehmend zum
viel versprechenden "Wissensraum", der
sich jetzt im attraktiven Spannungsver-
hältnis zwischen Urbanität und Natur-
raum weiter entwickeln soll.

Das IRS hat sich in den vergangenen
Jahren immer wieder mit konzeptuel-
len und zum Teil auch instrumentellen
Grundfragen des räumlich orientierten
Kommunikationsmanagements befasst.
Dabei ist klar geworden, dass es sich
hierbei um einen kommunikativen Pro-
zess handelt, der sich keineswegs wie
ein beliebiger Arbeitspunkt auf der re-
gionalen Agenda eben mal abhaken
lässt. Die Leitbilddebatte ist deshalb so
wichtig für die Hauptstadtregion, weil
sie in ihrem Prozessverlauf eine Wer-
tediskussion beinhaltet und weil sie die-
sen Raum durch die Steigerung von
Selbstbeobachtung und Selbstbeschrei-
bung auf neue Weise handlungsfähiger
macht. Es geht hier langfristig mithin
um die Generierung von Orientierungs-

wissen und erst in einem zweiten Schritt
um knackige Slogans oder Images.

Berlin und Brandenburg sind ein beson-
ders spannender Fall für das räumlich
orientierte Kommunikationsmanage-
ment, weil es sich hier immer noch um
einen transformativen Raum handelt, der
ganz offensichtlich eigenen und auch ei-
genwilligen Prozessdynamiken folgt.
Vielleicht hört das nie auf und vielleicht
war das hier schon immer so. Gleich-
wohl wird jetzt angestrebt, die Leitbild-
debatte im Sommer dieses Jahres abzu-
schließen und dann mit der 'Umsetzung'
zu beginnen. Das geht vermutlich an der
Realität vorbei und ist riskant. Offenbar
gibt es noch sehr unterschiedliche Vor-
stellungen darüber, was denn das ziel-
führende Leitbild sei und weswegen es
gebraucht wird. Die raumpolitischen Ak-
teure scheinen jedenfalls ganz unter-
schiedliche Deutungsmuster bereit zu
halten, die mit der sozialräumlichen
Wirklichkeit manchmal mehr und
manchmal auch weniger zu tun haben.
Die Kommunikationsexpertin Uli
Mayer-Johanssen von 'Metadesign' gab
hierzu auf einem Podium zur Leitbild-
debatte im März den hilfreichen Hin-
weis, dass der Leitbildbegriff sowohl
eine rationelle (leiten) als auch eine emo-
tionelle Konnotation (Bild) verbinden
muss. Was zunächst profan klingt, trifft
die Sache im Kern. Leitbilder öffnen ei-
nen Entscheidungskorridor für die Be-
rücksichtigung unterschiedlicher Emo-
tionen, Mentalitäten, Strategien und In-
strumente. Nur ein solcher kommunika-
tiver Korridor kann dabei helfen, den
Menschen in einer disparitär strukturier-
ten Gesamtregion dauerhaft Orientierung
und einen proaktiven Spirit zu geben. Wir
sollten uns deshalb nicht selbst vorschrei-
ben, wann der Leitbildprozess zu enden
hat. Auch dies macht die aktuelle Debat-
te wieder deutlich: Gegenüber Wien und
London beispielsweise hat die deutsche
Hauptstadtregion in den letzten Jahren
vieles verpasst. Der daraus resultierende
und neuerdings häufiger zu vernehmen-
de Vorwurf, hier würde man sich zu viel
mit sich selbst beschäftigen ist jedoch
nicht richtig. Das Gegenteil ist der Fall.
Und jetzt soll mit Hochdruck das Allein-
stellungsmerkmal (sic!) "Hauptstadtre-
gion" in kürzester Zeit alles richten, da-
mit wir nicht den Anschluss verpassen?

Nicht zu vergessen ist in diesem Zusam-
menhang: Der Terminus Hauptstadtregi-
on bezieht neuerdings ganz Brandenburg
mit ein. Und nebenbei: Was sollen die so-
zialen Milieus in der Prignitz oder in der
Uckermark jetzt auf einmal mit Strategie-
begriffen wie 'Alleinstellungsmerkmal
Hauptstadtregion' anfangen? Jedenfalls
verschwindet das so genannte Identitäts-
problem einer zunehmend disparitär sich
entwickelnden Gesamtregion nicht ein-
fach von der Tagesordnung, nur weil wir
den Findungsprozess kappen. Erstaun-
licherweise halten sich bewährte Zentra-
lismusskeptiker und erprobte Bedenken-
träger angesichts des manchmal unkri-
tischen Gebrauchs von Marketingvoka-
beln um den Topos 'Hauptstadtregion'
in letzter Zeit ziemlich bedeckt. Auch
scheint man unbedingt daran interessiert
zu sein, jeglichen Top-Down-Verdacht
auszuräumen. Die Eckpunkte des Leitbil-
des stehen seit Wochen als Arbeitsentwurf
der GL im Netz (www.metropolregion-
berlin-brandenburg.de) und die raum-
politisch interessierte Öffentlichkeit ist
ausdrücklich aufgefordert, sich per E-Mail
kreativ einzubringen. Auch das IRS wird
im Rahmen seines anwendungsbezoge-
nen Leitprojekts in der Forschungsabtei-
lung 3 zu wissensbasierten Stadtregions-
entwicklungen weiterhin aktiv und kritisch
dazu beitragen, den Prozess der Leit-
bildentwicklung in der Hauptstadtregi-
on in diesem Sinn dauerhaft zu befördern.
Weil der Weg allein nicht das Ziel sein
kann, sollte sich vielleicht jeder, der hier
über Raumbilder mitredet, zunächst
selbst einmal ein Bild von dieser Region
machen – wann und wo es nur geht. Sie
verändert sich ständig. Sie ist kompliziert.
Und vor allem ist sie renitent gegen zwei-
dimensionale Ver-Kürzungen.

Politischer Raum
Sozialer Raum

Wirtschaftsraum
Wissensraum

Lern- und Bildungsraum
Kulturlandschaftsraum

Siedlungsraum
Verkehrsraum
Grenzraum
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Fünf der 12.000 Teilnehmer am World Water Forum: Dr. Timothy
Moss (IRS), Ortrud Bonnet (LAI), Dr. Günther Grassmann (ucb),
Gregor Prinzensing (IRS) und Carsten Zehner (IRS) (v.l.n.r.)

Alle Projektverantwortlichen des PlaceMeg-Projektes auf einen Blick
(vorn v.l.n.r.): Carlos Riojas (INESER), Heiderose Kilper (IRS), Jesus
Arroyo Alexandre (DUCEA – Universität Guadalajara), Timothy Moss
(IRS), Carsten Zehner (IRS)

IV. World Water Forum in
Mexiko-Stadt

Vom 16. bis 22. März 2006 fand in
Mexiko-Stadt das "IV. World Water
Forum" (WWF) statt, organisiert vom
World Water Council in Kooperation
mit der Mexikanischen
Comisión Nacionál de
Agua. Das Forum stand un-
ter dem Motto "Local Ac-
tions for a Global Challen-
ge" und gliederte sich in
fünf thematische Schwer-
punkte:
1. Water for Growth and

Development,
2. Implementing Integrated

Water Resources Mana-
gement,

3. Water and Sanitation for
All,

4. Water Management for
Food and the Environ-
ment,

5. Risk Management.

In über 200 Veranstaltungen
wurden verschiedene The-
men mit besonderem Fokus
auf guten lokalen Beispielen
diskutiert.

Unter den 12.000 Teilneh-
mern des WWF war das IRS
im Rahmen des PlaceMeg-
Projektes mit Dr. Timothy
Moss, Carsten Zehner und
Gregor Prinzensing sowie
den Projektpartnern Dr.
Günther Grassmann (utility
competence berlin – ucb)
und Ortrud Bonnet (Freie
Universität Berlin – Latein-
amerika-Institut – LAI) vertreten. Das
PlaceMeg-Projekt wurde in der Aus-
stellung "local actions" mit einem Pos-
ter präsentiert.

Aus Sicht des IRS standen folgende
Eindrücke im Vordergrund: Anders als
bei früheren Konferenzen wurden Pro-
bleme im Bereich der Wasserver- und
Abwasserentsorgung nunmehr weniger
im technologischen Bereich identifi-

ziert. Vielmehr hob man als zentrale
Herausforderung für eine ökologisch
nachhaltige, ökonomisch tragfähige
und sozial gerechte Organisation im
Wasserdienstleistungsbereich das je-
weilige institutionelle Arrangement
und den entsprechenden politischen

Willen hervor. Die Stärkung der insti-
tutionellen Kapazitäten auf Gemeinde-
und Regionalebene, einhergehend mit
einer weitreichenden Einbindung der
Zivilgesellschaft, wurde als Voraus-
setzung für effektives und adäquates
Management der Ressource Wasser
deutlich heraus gestellt. Darüber hin-
aus debattierten die Teilnehmer kon-
trovers über das Thema der Finanzie-
rung und der entsprechenden Mecha-

nismen. In diesem Zusammenhang
wurde ein Paradigmenwechsel von an-
gebotsorientierter hin zu einer bedarfs-
gerechten Versorgung gefordert. Au-
ßerdem wurde die Notwendigkeit be-
tont, das hochkomplexe Wirkungs-
gefüge der Ressource Wasser in inter-

disziplinärer Sichtweise
wahrzunehmen, um die da-
mit zusammenhängenden
Probleme zu analysieren und
entsprechende Lösungsstra-
tegien zu entwickeln.

Neben dem World Water
Forum fanden in Mexiko-
Stadt zahlreiche Alternativ-
veranstaltungen zum Thema
Wasser statt. Im Rahmen des
von NGOs organisierten "In-
ternational Forum in the
Defense of Water" wurden
verstärkt Themen der Priva-
tisierung, Demokratisierung
und Ökologie diskutiert. Die
Richter des "Tribunal Latino-
americano del Agua" verhan-
delten symbolisch Klagen
und sprachen Urteile über
konkrete Fälle von Wasser-
konflikten.

Die frischen Erkenntnisse
dieser Veranstaltungen konn-
te das Projektteam des IRS in
der anschließenden Place-
Meg-Workshopserie "Con-
cepts and Applications" in
Guadalajara vom 27. bis 29.
März 2006 einbringen, die
zusammen mit den mexika-
nischen Kooperationspart-
nern der Universität von Gu-
adalajara Dr. Jesús Arroyo

Alexandre und Dr. Carlos Riojas orga-
nisiert wurde.

Seitens des IRS nahmen Prof. Dr. Hei-
derose Kilper (Direktorin des IRS), Dr.
Timothy Moss, Prof. Dr. Hans-Joachim
Bürkner, Gregor Prinzensing, Carsten
Zehner, Simone Schnabel und Astrid
Beilke teil. Von den deutschen Place-
Meg-Projektpartnern waren Dr. Gün-
ther Grassmann, Prof. Dr. Marianne

Internationale Kooperationen
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Braig (Freie Universität Berlin – LAI),
Prof. Dr. Reinhard Liehr (Freie Univer-
sität Berlin – LAI), Dr. Jürgen Bau-
mann (Centrum für Internationale Mi-
gration und Entwicklung – CIM) und
Thomas Bendzulla (Verein für interna-
tionalen und interkulturellen Austausch
e.V. – VIA e.V.) anwesend.

Im Rahmen der Workshopserie wurden
vier Sessions mit verschiedenen Grup-
pen aus den Bereichen Forschung, Ver-
waltung, Stadtplanung und NGOs
durchgeführt. Mit den lokalen Akteu-
ren diskutierte die Gruppe das metho-
dologische Vorgehen des Projektes und
die Konzepte "Place Making" und
"Technological Recesses" im Hinblick
auf die Rahmenbedingungen Guada-
lajaras. Sie wurden bereits intensiv im
Rahmen des PlaceMeg-Workshops
"Methods and Concepts" vom 20. bis
22. Februar 2006 in Erkner im bi-na-
tionalen Projektteam zusammen mit in-
ternationalen Wissenschaftlern behan-
delt. Darüber hinaus fanden zwei Ex-
kursionen durch Guadalajara statt, die
besonders die Problematik unzurei-
chender Wasserver- und Abwasserent-
sorgung in marginalisierten Stadtteilen
verdeutlichten.
Kontakt: Dr. Timothy Moss, Tel.:
03362/793-185, mosst@irs-net.de
Dipl.-Ing. Carsten Zehner, Tel. 03362/
793-256, zehner@irs-net.de

*

Transnationales Projekttreffen:
ProgreSDEC – ESDP Steps

Am 16. und 17. Februar 2006 begeg-
neten sich Vertreter regionaler Institu-
tionen aus Italien, Spanien, Griechen-
land, den Niederlanden und Branden-
burg zum zweiten ProgreSDEC-
Projekttreffen am IRS in Erkner. Pro-
greSDEC wird als Regional Frame-
work Organisation (RFO) im Rahmen
von INTERREG IIIC gefördert und
durch die Regione Lazio (Metropolre-
gion Rom) geleitet. Im Mittelpunkt des
Treffens stand die Ausschreibung von
Sub-Projekten, mit denen transnatio-
nale Kooperationen zwischen weiteren
Akteuren der beteiligten Regionen in
raumrelevanten Planungsfeldern ange-
stoßen werden. ProgreSDEC liefert

damit einen wichtigen Beitrag zur
Umsetzung des Europäischen Raum-
entwicklungskonzeptes auf lokaler und
regionaler Ebene. Die Erfahrungen der
Sub-Projekte sowie ihre Einbettung in
die bestehenden Planungsstrukturen
der beteiligten Regionen wird unter
Leitung des IRS durch das Projektteam
evaluiert. Grundlegende Diskussionen
zu geeigneten Evaluationsmethoden
waren ebenfalls Inhalt des zweiten Pro-
jektreffens. Die Auswahl der Sub-Pro-
jekte, die mit einer Laufzeit von bis zu
einem Jahr im Sommer 2006 beginnen
werden, erfolgt beim nächsten Projekt-
treffen im Juli 2006 in Turin.
Kontakt: Kirsten Kunkel, Tel. 03362/
793-154, KunkelK@irs-net.de

*

Coronas Metropolitanas

Am 20. Februar 2006 lud das Projekt-
team von "Coronas Metropolitanas" in
Kooperation mit der Technologie- und
Innovationsberatungsstelle TIB der FH
Eberswalde zum zweiten regionalen
Workshop ein. Rund 40 Teilnehmer aus
der regionalen Wirtschaft, der Fach-
hochschule und der Stadtverwaltung,
aus Ministerien, Kammern und Ver-
bänden nutzten die Gelegenheit zu
einem Erfahrungsaustausch. Ziel dieser
Transferveranstaltung war es, durch
gelungene Beispiele aufzuzeigen, wie
eine Kooperation zwischen For-
schungseinrichtungen und Unterneh-
men funktioniert und wie die Zusam-
menarbeit konkret organisiert werden
kann. Dazu wurden gelungene Ko-
operationen aus anderen Regionen
Brandenburgs ausgewählt und Erfolg
versprechenden Ansätzen aus der Re-
gion Eberswalde/Barnim gegenüber-
gestellt.

Geschildert wurden die externen Er-
fahrungen und die Beiträge aus der
Region jeweils aus der Sicht eines Un-
ternehmers und eines Angehörigen der
Hochschulen. In der abschließenden
Diskussion zeigte sich, dass die Be-
reitschaft zur Kooperation auf allen
Seiten besteht. Allein der Mangel an
Zeit, Personal, Anschubfinanzierun-
gen und konkreten Ansatzpunkten
behindert die Zusammenarbeit zwi-

schen FH und regionalen Unterneh-
men. Das auch in der Analysephase
immer wieder benannte Problem
mangelnder Kommunikation soll im
weiteren Verlauf des Projekts durch
einen im April gestarteten Studieren-
denwettbewerb zum Thema Marke-
ting angegangen werden.
Jörn Krupa

*

Projektreffen von "Coronas
Metropolitanas" in Athen

Im Rahmen des Interreg III C-Projekts
"Coronas Metropolitanas" trafen sich
die internationalen Projektpartner vom
29. März bis 1. April 2006 in Athen,
um sich über die Fortschritte des Pro-
jekts in den Metropolregionen Madrid,
Rom, Athen und Berlin-Brandenburg
auszutauschen. Im Mittelpunkt standen
dabei die lokalen Pilotprojekte, die eine
Umsetzung von Strategien der Reba-
lancierung ungleichgewichtiger Ent-
wicklungen innerhalb der vier beteilig-
ten Metropolregionen darstellen. Das
Projektteam des IRS, in Athen durch
Prof. Dr. Hans Joachim Kujath, Suntje
Schmidt und Jörn Krupa (alle For-
schungsabteilung 1) vertreten, beschäf-
tigt sich in dieser Umsetzungsphase mit
der Kooperation zwischen regionaler
Wirtschaft und Wissenschaft am Bei-
spiel der Fachhochschulen in Ebers-
walde und Brandenburg an der Havel.
Das IRS stellte die bisherigen Ergeb-
nisse des lokalen Pilotprojekts vor und
berichtete von den regionalen Aktivi-
täten  (Workshops, Newsletter und Stu-
dierendenwettbewerbe). In der Zusam-
menschau der Partnerberichte wurde
deutlich, welche Bedeutung Kommu-
nikation und Netzwerkbildung bei der
Umsetzung der Strategien haben. Nach
organisatorischen Abstimmungen in
der Steuerungsrunde stand eine Exkur-
sion durch das Umland der gastgeben-
den Metropole auf dem Programm.
Insgesamt ergaben sich im Verlauf des
Meetings zahlreiche Gelegenheiten
zum transnationalen Wissenstransfer
im Kontext regionaler Entwicklungs-
strategien.
Kontakt: Jörn Krupa, Tel. 03362/793-
156, KrupaJ@irs-net.de
www.coronasmetropolitanas.org
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Teilnehmer der IRS-IUP Kulturlandschaftstagung im Leibniz-
haus der Universität Hannover

Kulturlandschaft –
Neue Steuerungsformen in

Planung und Politik

Am 17. März 2006 fand in Hannover die
Tagung "Kulturlandschaft – Neue Steu-
erungsformen in Planung und Politik"
statt, die gemeinsam vom
Institut für Umwelt-
planung der Universität
Hannover (IUP) und vom
IRS ausgerichtet wurde.
Sie ist ein Ergebnis der
Kooperation zwischen
dem DFG-Projekt zur
"Entstehung und Funk-
tionsweise von Regional
Governance bei Gemein-
schaftsgütern des Res-
sourcenschutzes" des IUP
und dem Leitprojekt "In-
stitutionelle Entwick-
lungspfade und Gemein-
schaftsgutfunktionen re-
gionaler Güter" der IRS-
Forschungsabteilung 2. Die Teilnahme
von über hundert Wissenschaftlern und
Praxisvertretern aus dem deutschspra-
chigen Raum machte die Relevanz des
Themas für die Regionalentwicklung
deutlich.

Prof. Dr. Heiderose Kilper, Direktorin
des IRS, eröffnete die Tagung und ver-
wies auf die zunehmende Bedeutung
von Kulturlandschaften für die regio-
nale Entwicklung in Europa. Die Bei-
träge des ersten Tagungsblocks näher-
ten sich dem Thema Kulturlandschaft
aus drei unterschiedlichen Perspekti-
ven. Klaus Einig vom Bundesamt für
Bauwesen und Raumordnung (BBR)
in Bonn stellte dar, welche Möglich-
keiten die Raumordnung hat, Kultur-
landschaftsentwicklung über rechtliche
Planungsinstrumente oder Leitbilder zu
beeinflussen. Prof. Dr. Ulf Matthiesen
vom IRS thematisierte raumkulturelle
Aspekte der Kulturlandschaft und er-
örterte dabei die Frage, wie viel Kul-
tur und vor allem welche in den hyb-
riden Kulturlandschaften der Gegen-
wart steckt. Prof. Dr. Dietrich Fürst un-
tersuchte, inwieweit sich aus Placema-
king-Prozessen Arrangements von Re-
gional Governance entwickeln können.

Im zweiten Tagungsblock standen the-
oretische Zugänge und empirische Be-
funde der Forschungsprojekte des IUP
und des IRS im Mittelpunkt. Ludger
Gailing und Andreas Röhring stellten
Untersuchungsergebnisse des IRS zu
institutionellen Dimensionen und

Pfadabhängigkeiten der Kulturland-
schaftsentwicklung vor. Beispielregi-
onen waren die suburbane Kulturland-
schaft des Barnim sowie die ländlich-
periphere Kulturlandschaft des Oder-
bruchs in der Region Berlin-Branden-
burg. Dr. Kim Pollermann vom IUP
präsentierte Ergebnisse des DFG-Pro-
jekts am Beispiel von fünf Biosphä-
renreservaten in Großbritannien und
Deutschland (u. a. Rhön und Schaal-
see).

Im dritten Tagungsblock wurden Er-
fahrungen mit regionalen kulturland-
schaftsbezogenen Steuerungsansätzen
zur Diskussion gestellt. Michael Bö-
cher vom Institut für Forstpolitik,
Forstgeschichte und Naturschutz der
Georg-August-Universität Göttingen
referierte über politische Rahmenbe-
dingungen für die Kulturlandschafts-
entwicklung und die Bedeutung von
Regional Governance bei der Umset-
zung von "Leader plus" und "Regionen
aktiv" im ländlichen Raum. Dieter
Popp von der FUTOUR GmbH in
München erläuterte am Beispiel der
Zukunftsinitiative Eifel, wie die Eta-
blierung einer Regionalmarke in einer
Kulturlandschaft Impulse für die Ent-

wicklung des ländlichen Raumes ge-
ben kann. Dr. Lorenz Rautenstrauch
von der Regionalpark RheinMain
GmbH vermittelte Erfahrungen, wie
ein patchworkartiger Ballungsraum als
Kulturlandschaft wieder entdeckt wur-
de.

Zum Abschluss der Tagung wurden
u.a. die Überlagerung von unterschied-
lichen Handlungsräumen, die Entwick-
lung von tragfähigen Images sowie das
Spannungsfeld zwischen bestehenden
Regelungen (z.B. der Regional- oder
Landschaftsplanung) und neuen ent-
wicklungs-, marketing- und koopera-
tionsorientierten Instrumenten disku-
tiert.
Die Tagungsbeiträge sind auf der Ho-
mepage des IRS unter www.irs-net.de
verfügbar.
Kontakt: Andreas Röhring, Tel. 03362/
793-170, RoehringA@irs-net.de

*

Tagung "Interregionale Aus-
gleichspolitik auf dem Prüfstand:

Empirische Befunde des
Forschungsprojekts 'Bundesstaat-

liche Ordnung und Bedeutung
finanzieller Ausgleichssysteme für

die Raumordnung'"

Ausgleichspolitische Maßnahmen zu-
gunsten ökonomisch benachteiligter
Regionen zählen zu den elementaren
Maßgaben des bundesdeutschen föde-
rativen Systems. Finanziert werden die-
se Maßnahmen vor allem von jenen
Regionen, die sich durch eine hohe
wirtschaftspolitische Wachstumsdyna-
mik auszeichnen. Angesichts anhalten-
der Wachstumsschwäche der gesamten
Volkswirtschaft wird zunehmend da-
rüber diskutiert, mit welchen Verände-
rungen der Ausgleichspolitik den Emp-
fänger-Regionen nachhaltiger als
bisher geholfen werden kann. Für die
Raumordnung sowie für die Regional-
politik stellen sich hier zunehmend
Fragen: Sollte ein zumindest teilweiser
Wechsel von der Ausgleichspolitik zu
einer eher wachstumsorientierten
Raumentwicklungspolitik erfolgen?
Welche konkreten Maßnahmen kom-

Konferenzen und Tagungen
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men hierfür in Frage? Mit welchen In-
strumenten sollte in Zukunft für die
ökonomisch benachteiligten Regionen
gesorgt werden?

Gemeinsam mit dem Institut für Wirt-
schaftsforschung Halle (IWH) (Pro-
jektleitung) und der Gesellschaft für
Finanz- und Regionalanalysen, Mün-
ster (GEFRA) war das IRS an der Be-
arbeitung dieser Fragestellungen betei-
ligt. Auf einer Tagung am 30. Januar
2006 im Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung in
Berlin, an der über 80 Experten teilge-
nommen haben, sind die Ergebnisse
des Projekts vorgestellt worden. Die-
se lassen sich wie folgt zusammenfas-
sen:

1. Es gibt nur schwache Indizien für
die Vorteile einer Umlenkung von
Finanzmitteln zugunsten der Geber-
regionen, aber eine Neufokussie-
rung der Ausgleichspolitik zuguns-
ten strukturschwacher Regionen
kann erfolgreich sein.

2. Im Rahmen der Neuorientierung
ausgleichspolitischer Maßnahmen
könnte der Bund eine wachstums-
orientierte Politik der Länder und
intraregionale Kooperationen (auch
über Ländergrenzen hinweg) gezielt
belohnen.

3. Die Regionen selbst sollten bei der
Umsetzung ihrer wachstumspoliti-
schen Maßnahmen die eigenen Po-
tenziale und gegebene Schwächen
stärker beachten und den Aus-
tausch über "Best Practices" ver-
stärken.

Der Endbericht sowie ein umfangrei-
cher Materialienband liegen vor, u.a.
mit einem Arbeitspapier zur Typisie-
rung der deutschen Arbeitsmarkt-
regionen als wachstumsstarke bzw.
wachstumsschwache Regionen sowie
als Geber- und Nehmerregionen im
System der interregionalen Ausgleichs-
politik, einer makroökonomischen
Analyse zu den Effekten der interregi-
onalen Ausgleichspolitik in Deutsch-
land und je drei Fallstudien über Aus-
gleichsregionen in West- und Ost-
deutschland.
Kontakt: Prof. Dr. Heiderose Kilper,
Tel. 03362/793-115, kilper@irs-net.de

Workshops
Raum- und Sozialbezüge von Wis-

sen bei Siemens in Erlangen

Im Rahmen des Leitprojekts "Wissens-
basierte Stadtregionsentwicklungen –
Vergleichende Fallanalysen zur Dyna-
mik und zu Steuerungsoptionen neu-
erer Raumentwicklungstendenzen" ha-
ben Prof. Dr. Ulf Matthiesen und Ker-
stin Büttner (beide IRS) am 23. und 24.
Februar 2006 einen gemeinsamen
Workshop mit dem Institut für Sozio-
logie der Friedrich-Alexander Univer-
sität Erlangen-Nürnberg (Leitung:
Prof. Dr. Ilja Srubar) am IRS durchge-
führt. Der Workshop mit dem Thema
"Raum- und Sozialbezüge von Wissen
bei Siemens in Erlangen" diente dem
wissenschaftlichen Austausch empiri-
scher Ergebnisse zu Fragen der Entste-
hung von Wissensmilieus in Erlangen,
zu deren Kommunikationsstrukturen
und räumlichen Bezügen.

Während sich die Erlanger Soziologen
im Rahmen ihres DFG-Forschungspro-
jekts insbesondere mit der Frage nach
dem Zusammenhang von Wissensar-
beit und den (kommunikativen) Bezü-
gen der Akteure in Unternehmen sowie
über die Grenzen von Unternehmen
hinaus beschäftigten, richtet sich der
Forschungsfokus der Forschungsabtei-
lung 3 des IRS insbesondere auf die
Wechselbeziehungen zwischen loka-
len Standortbindungen und der Flexi-
bilisierung der Wissensproduktion des
Siemens Konzerns.

In der intensiven Diskussion der Vor-
träge wurde deutlich, wie der Siemens-
Konzern eine Einbettungsstruktur für
bürger- und zivilgesellschaftliche wie
für global agierende Wissensmilieus
schafft. Diese entsteht durch die Kon-
struktion einer Firmenkultur, die im
Sinne einer "re-invention of tradition"
an traditionelle Vorstrukturen der Stadt
anknüpft und diese aufgrund globali-
sierter gesellschaftspolitischer Ent-
wicklungen diskursiv neu verortet.
Durch die Ausweitung seiner Raum-
profilierungen in stadtpolitische The-
menfelder hinein befördert der Global
Player Siemens ein informelles Bezie-
hungsnetz (und damit eine Milieu-

struktur). Dies bietet zugleich Anknüp-
fungspunkte für weltweite Siemens-
Kunden und für High-Tech-Firmen im
Medizintechnikbereich. Siemens treibt
zusammen mit der Erlanger Stadtver-
waltung eine Stärkung des Leitbildes
"Medizin- und Gesundheitsstadt Erlan-
gen" als wirtschaftspolitischen Stand-
ortfaktor voran. Mit der "Familien-
freundlichen Stadt" wird zugleich ein
gesellschaftspolitisch relevantes The-
ma besetzt. Damit bekommt der auf die
hugenottische Gründung zurückge-
hende Slogan "Erlangen – offen aus
Tradition" eine neue Bedeutung: Er
öffnet sich für global agierende High-
Tech-Milieus und folgt einer zuneh-
menden Internationalisierung der Ar-
beitsstrukturen.

So werden vom Konzern und den sich
anlagernden Wissensmilieus die zusam-
men mit Stadt und Land vorangetrie-
benen Investitionen in Forschungs-,
Entwicklungs- und Bildungsinstituti-
onen sowie internationale Schulen und
Kindergärten inzwischen als zwingend
notwendige Standortfaktoren ge-
schätzt. Zudem wird auch auf der Wis-
sensseite in Erlangen in spezifische
Wissensmilieustrukturen eingebettetes
"Domänenwissen" im Medizintechnik-
bereich als Alleinstellungsmerkmal ge-
handelt. Als neue Integrationsebene
dieser unterschiedlichen Wissens- und
Interaktionsstrukturen fungiert das
Identitätsprofil der "Offenheit" des
Standortes gegenüber neuen gesell-
schaftspolitischen Umbrüchen.

Während das IRS-Leitprojekt mit Hilfe
der Forschungsheuristiken von "Wis-
sensmilieus"1 seine empirischen Ergeb-
nisse präzisierte, verfolgte das Erlan-
ger Forschungsnetz die Spur, wie Wis-
sensmilieus entsprechend ihrer arbeits-
und lebensweltlichen Kommunika-
tions- und Interaktionsstrukturen als
biographischer Raum durch neue
work-life-balances strukturiert werden.
Dieser biographische Raum und die da-

1 Vgl. Matthiesen, U. (Hg.) (2004): Stadtregion
und Wissen. Wiesbaden: VS Verlag und Matthie-
sen, U. (2005): KnowledgeScapes – Pleading for
a knowledge turn in a socio-spatial research
(working paper), Erkner.
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Prof. Dr. Brake (Berlin) (li.) und Johann Jessen
(Universität Stuttgart)

mit verbundenen wechselseitigen Ver-
trauens- bzw. Anerkennungsverhältnis-
se ist nicht lokal oder regional begrenzt
(aber eben auch nicht: virtuell), son-
dern durch die soziale Zeit und einen
vorgängigen gemeinsamen Erfah-
rungsraum der Beteiligten strukturiert.

Die Ergebnisse beider Forschungsteams
erweisen sich insofern als komplemen-
tär, als sie für alle untersuchten Unter-
nehmensbereiche zeigen, wie sich neue
hybride KnowledgeScapes und biogra-
phisch strukturierte Räume parallel zu
einem veränderten Modus der Wissens-
produktion etabliert haben, der unter
dem Titel "Mode 2 der Wissensproduk-
tion"2 mit flachen Hierarchien firmiert.
Dieser Modus zeichnet sich im Kern u.a.
durch eine stärkere Verschränkung von
Verwertungsinteressen und wissen-
schaftlichen Interessen aus. Mit diesem
Modus der Produktion ist keineswegs
die Auflösung systemischer Eigenlogi-
ken von Wirtschaft und Wissenschaft
verbunden, sondern vielmehr ein Amal-
gam von unterschiedlichen Logiken
(Sachlogik versus Verwertungslogik
versus differente Organisationslogiken),
die von den Akteuren in ihre jeweiligen
Arbeitskontexte zu übersetzen und zu
bearbeiten sind. Entsprechend dem
'Knowledge-Scapec'-Ansatz zeigen sich
jetzt Hybridstrukturen auf ganz unter-
schiedlichen Ebenen und für unter-
schiedliche Wissensformen (Experten-
wissen, Steuerungswissen, ökonomi-
sches Wissen, Milieuwissen, lokales
Wissen). Gleichzeitig mit den eher
mode 2-typischen, projekt- und zeitge-
bundenen, in ihren räumlichen Dimen-
sionen und personalen Zusammenset-
zungen ständig sich verändernden
Teambildungsprozessen lassen sich
dabei weiterhin klassische mode 1-
Strukturen identifizieren. Von besonde-
rem Forschungsinteresse werden in Zu-
kunft neue Kopplungsformen zwischen
mode 1- und mode 2-Strukturen sein.
Kerstin Büttner
Kontakt: Prof. Dr. Ulf Matthiesen,
matthiesen@irs-net.de

"Strategische Planung – (k)ein
Ansatz in ostdeutschen Städten?"

Unter Leitung von Manfred Kühn und
Heike Liebmann trafen sich am 3.
April 2006 im IRS ausgewählte Ex-
perten aus Wissenschaft und Praxis zu
einem Expertenworkshop, um im
Rahmen des Leitprojektes "Strategien
der Regenerierung schrumpfender
Städte" der Forschungsabteilung 4
Ansätze der strategischen Planung in
Ostdeutschland zu debattieren.

Im Zentrum stand die Frage, inwie-
weit durch die Verknüpfung strategi-

scher Leitbilder und Projekte – ähn-
lich dem Modell der IBA Emscher-
park in den 90er Jahren – der Struk-
turwandel altindustrieller Regionen
und die Regenerierung schrumpfen-
der Städte befördert werden kann.

Beispiele aus Leipzig (Oliver Weigel),
Neuruppin (Traugott Messow) und der
IBA Stadtumbau Sachsen-Anhalt
(Regina Sonnabend) wurden vorge-
stellt. Prof. Klaus R. Kunzmann (Uni-
versität Dortmund) brachte seine in-
ternationalen Erfahrungen ein. Er
zeigte auf, dass in anderen westeuro-
päischen Ländern strategische Pla-
nung viel stärker verankert ist als in
Deutschland und gerade für die Be-
wältigung von Schrumpfungsprozes-
sen unverzichtbar erscheint.
Kontakt: Dr. Manfred Kühn, Tel.
03362/793-238, KuehnM@irs-net.de

Neues aus der Bundestransfer-
stelle Stadtumbau Ost

Die seit zwei Jahren am IRS bestehen-
de Bundestransferstelle Stadtumbau
Ost hat Anfang 2006 ihren ersten
Statusbericht zu Stand und Perspek-
tiven des Stadtumbau-Ost-Programms
vorgelegt. Damit gibt es erstmals eine
umfassende und systematische Aus-
wertung zur Programmumsetzung und
zum bisher erreichten Stand in den
Bereichen Aufwertung und Rückbau.
Der Bundesminister für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung, Wolfgang
Tiefensee, betont im Vorwort zum

Statusbericht, dass die Programm-
ziele des Stadtumbaus nicht aus den
Augen verloren werden dürfen. Er
fordert die Stadtumbau-Akteure
auf, die Anstrengungen des Stadt-
umbaus verstärkt auf die Aufwer-
tung von Stadtquartieren zu lenken.
Gleichzeitig macht der Statusbe-
richt aber auch deutlich, dass die
Regenerierung ostdeutscher Städ-
te mehr benötigt als die Aufwertung
der Kernstädte und eine Stabilisie-
rung der Wohnungsmärkte. Stadt-
umbau muss vielmehr als gesamt-
städtische stadtentwicklungspoli-
tische Aufgabe verstanden werden.

Die Inhalte des Statusberichts waren
auch Gegenstand einer Fachveranstal-
tung, die am 5. April 2006 in den Räu-
men des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie stattfand. Da-
mit lenkte die Bundestransferstelle
Stadtumbau Ost den Blick auf die woh-
nungswirtschaftlichen Aspekte des
Stadtumbaus. Wie sich zeigte, gibt es
bezüglich der Erfolge des Stadtumbau-
Programms durchaus unterschiedliche
Sichtweisen bei den beteiligten Akteu-
ren. Insbesondere die privaten Haus-
und Grundstückseigentümer mahnten
ihre stärkere Einbeziehung bei der
Stärkung der Innenstädte und Altbau-
bestände an.

Sowohl in den differenzierten Analy-
sen des Statusberichts als auch in den
Diskussionen im Rahmen der Fachver-
anstaltung wurde deutlich, dass viele
ostdeutsche Städte, bedingt durch die
künftige demographische Entwick-
lung, erst am Anfang eines langfris-

2 Vgl. Bender, G. (2003): Mode 2 – Wissenser-
zeugung in globalen Netzwerken? In: Matthiesen,
U. (Hg.) (2004): Stadtregion und Wissen. Wies-
baden: VS Verlag.
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Kulturlandschaften? – Während des 22. Brandenburger
Regionalgesprächs im IRS entwickelte sich vor allem eine
Wertediskussion um diesen Begriff, die über herkömm-
liche – etwa rein touristische Aspekte – hinausging.

tigen und tiefgreifenden Schrump-
fungsprozesses stehen, der dazu füh-
ren wird, dass die Wohnungsnachfrage
vielerorts langfristig weiter zurückgeht.
Dies zwingt heute dazu, einerseits kla-
rere Prioritäten hinsichtlich der in den
nächsten Jahren umzusetzenden Maß-
nahmen vorzunehmen und andererseits
frühzeitig eine Programmfortführung
nach 2009 vorzubereiten.

Der Statusbericht der Bundestransfer-
stelle steht zum Download auf der
Website www.stadtumbau-ost.info zur
Verfügung oder kann als gedrucktes
Exemplar im IRS bestellt werden
(stadtumbauost-transfer@irs-net.de;
Tel. 03362/793-230).
Die Dokumentation der Fachveranstal-
tung vom 5. April 2006 in Berlin kann
in Kürze ebenfalls auf der Website der
Bundestransferstelle www.stadtumbau-
ost.info eingesehen werden.
Kontakt: Dr. Heike Liebmann, Tel.
03362/793-242, Liebmann@irs-net.de

*

22. Brandenburger Regional-
gespräch in Erkner: Was heißt

hier Kulturlandschaften?

Kulturlandschaft. Das klingt immer
wieder gut. In Brandenburg denken wir
dabei gern an Lennés Sichtachsen, an
Sanssouci oder auch an die Weiten des
Oderbruchs. Es gibt aber noch eine an-
dere Lesart, die den raumwissenschaft-
lichen und seit einigen Monaten nun
auch den raumpolitischen Diskurs
kennzeichnet. Beim letzten Regional-
gespräch im Frühjahr 2006 brachte es
Uwe Koch vom Ministerium für Wis-
senschaft, Forschung und Kultur des
Landes Brandenburg (MWFK) auf den
Punkt. Das Kriterium der Schönheit sei
"hier wohl nicht allein tauglich, zumal
Schönheit Moden untergeordnet und
subjektivem Empfinden ausgeliefert
ist". Das 22. Regionalgespräch am IRS
beleuchtete den Kulturlandschaftbe-
griff somit von einer Seite, die nicht nur
den ästhetischen Charakter von Kultur-
landschaften, sondern auch ihre raum-
politischen Eigenschaften in den Blick
nahm. In der Diskussion mit 40 Vertre-
terinnen und Vertretern aus Ministeri-
en, Kommunen, Verbänden, freien
Kulturträgern und Journalisten wurde

vor allem klar, dass sich der Begriff der
Kulturlandschaft in einer dringend not-
wendigen Wertediskussion für das
Land Brandenburg befindet.

Wer sich näher über das 22. Branden-
burger Regionalgespräch zum Thema
"Was heißt hier Kulturlandschaften?"

informieren möchte, findet die State-
ments zum Thema von Dr. Uwe Koch
(MWFK), Ramona Simone Dornbusch
(Europa-Universität Viadrina, Frank-
furt/Oder) und Ludger Gailing (IRS)
unter www.irs-net.de.
Kontakt: Gerhard Mahnken, Tel.
03362/793-113, mahnkeng@irs-net.de

9. Werkstattgespräch zur
ostdeutschen Planungsgeschichte

Das nunmehr 9. Werkstattgespräch zur
Planungsgeschichte, das die seit etwa
einem Jahrzehnt etablierte Veranstal-
tungsreihe am IRS fortsetzte, führte am
19. und 20. Januar 2006 erneut sieb-
zig Planungs- und Stadthistoriker ver-
schiedener Disziplinen zusammen. Die
Direktorin des IRS Prof. Dr. Heiderose
Kilper betonte in ihrer Begrüßung den
engen Zusammenhang der Werkstatt-
gespräche mit den Wissenschaftlichen
Sammlungen des Institutes. Deren
wertvolle Bestände, wie z.B. der Nach-
lass Max Bergs, würden in Zukunft
verstärkt der Öffentlichkeit präsentiert
und spielten eine wichtige Rolle in der
räumlich-baulichen Aufwertung des
Institutsstandortes in Erkner, den sie

anstrebe. Die gemeinsam mit dem
Schinkelzentrum der TU Berlin (Prof.
Harald Bodenschatz) veranstaltete
Konferenz legte diesmal einen Akzent
auf die Zentrumsentwicklung in den
DDR-Städten. Auch Perspektiven des
internationalen Vergleichs und "klas-
sischen" Ansätzen der Planungsge-

schichte, wie z.B. biogra-
phischen Zugriffen, wurde
ein Podium geboten.

Der Vortrag von Georg
Wagner-Kyora (Hannover)
über die Abrissplanungen
für die Innenstadt Halles
seit den 1960er Jahren pro-
vozierte heftige Diskussi-
onen unter den anwesen-
den Zeitzeugen. Sie moch-
ten Wagner-Kyoras über-
aus kritischer Bilanz zum
Denkmalschutz in Halle
als nur "langsam wachsen-
dem Feigenblatt" und zu
den städtebaulich mangel-
haften zentrumsnahen

Neubauvierteln nicht folgen. In ver-
schiedenen Diskussionsbeiträgen un-
ter anderem von Thomas Topfstedt
(Leipzig) und Bruno Flierl (Berlin)
wurde deutlich, dass Halle ein Parade-
beispiel für Anspruch, Niederlagen und
(Teil-) Erfolge des Denkmalschutzes
in der DDR bildet. Die Debatte um die
sozialistischen Stadtzentren wurde bis
in den zweiten Tag hinein fortgesetzt.
Eduard Führ (Cottbus) plädierte am
Beispiel der Planungen für Schwedt
(Oder) entschieden für eine erweiter-
te Planungsgeschichte über die klassi-
sche Plananalyse hinaus. Florian Ur-
ban (Berlin) referierte über die "Erfin-
dung der historischen Stadt" im Ost-
Berlin der 80er Jahre. Unter den Vor-
trägen zu Biographien ostdeutscher
Planer fanden die Ausführungen von
Eduard Kögel (Berlin) über die Tätig-
keit des späteren führenden DDR-
Städtebauers Richard Paulick im
Shanghai der 40er Jahre besondere
Aufmerksamkeit. Kögel konnte an-
hand neuer Forschungen nachweisen,
dass Paulick seine in der DDR hoch ge-
schätzten Manager-Qualitäten im Städ-
tebau bei den Planungen zur "organi-
schen Dezentralisation" der Stadtre-
gion "Groß-Shanghai" entwickelt hatte.
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Christoph Bernhardt (IRS) bei der Einfüh-
rung in das 9. Werkstattgespräch

Nationale Mahn- und Gedenkstätte Buchenwald (1954-
1958).   Archiv: IRS

Die international vergleichende Per-
spektive vertrat diesmal zum einen
Nina Linke (Wien), die den Groß-
siedlungsbau in Ost-Berlin und Wien
kontrastierend analysierte. Ebenfalls
einen Vergleich zwischen Großsiedlun-
gen in Ost-Berlin und Paris zog, aus
dezidiert literaturwissenschaftlicher
Perspektive, Toni Lorenzen (Paris). Der
letzte Teil der Konferenz widmete sich
gesamtstädtischen und re-
gionalen Entwicklungsli-
nien.

Die Tagung zeigte insge-
samt, wie Harald Boden-
schatz (Berlin) in seinem
Schlusswort hervorhob,
den inzwischen weit fort-
geschrittenen Stand der
disziplinübergreifenden
Verständigung in diesem
Themenfeld. Er votierte dabei entschie-
den für eine kritische Reflexion des Ge-
haltes zentraler Begriffe – wie etwa
dem der "Platte" –, aber auch für kri-
tische Analysen z.B. von staatlich or-
ganisierter Stadtzerstörung in ost- wie
westdeutschen Kontexten.

Die Ergebnisse der Tagung werden ver-
öffentlicht, ausführlichere Tagungs-
berichte und weitere Informationen
sind zu finden unter
http://www.irs-net.de/download/
Werkstatt9Abstracts.pdf
Kontakt: Christoph Bernhardt, Tel.
03362/793-280, bernhardt@irs-net.de

Neues aus den Wissenschaftlichen
Sammlungen

Die Wissenschaftlichen Sammlungen
des IRS konnten im Januar 2006 ihre
schon recht umfangreichen Bestände
zur Garten- und Landschaftsarchitektur
der DDR mit den persönlichen Arbeits-
materialien des Gartenarchitekten Hugo
Namslauer (1922-1999) ergänzen.
Hugo Namslauer war einer der wich-
tigsten und profiliertesten Vertreter der
Landschaftsarchitektur in der DDR,
hervorgegangen aus der Funcke/Ling-
ner Schule. Nach einem Fachstudium
als Gartenbautechniker fand Namslau-
er 1950 eine Anstellung beim Magis-
trat von Groß-Berlin und wechselte
kurz darauf an die Vereinigung Volks-
eigener Betriebe Industrieentwurf in
Berlin. 1954 wurde er Mitglied des
Kollektivs Buchenwald, dem überdies
Ludwig Deiters, Hans Grotewohl,
Horst Kutzat, Hubert Matthes und Kurt
Tausendschön angehörten. Sie entwar-
fen und projektierten die drei großen
Nationalen Mahn- und Gedenkstätten
der DDR in Buchenwald, Ravensbrück
und Sachsenhausen. Unterbrochen
wurde diese Tätigkeit durch einen Aus-

landsaufenthalt in der Volksrepublik
Korea (1956/57), wo er im Arbeitsstab
mehrere Sportstadien und Kulturparks
realisierte. 1961 wurde er wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Institut für
Denkmalpflege in Berlin.
Die nun dem IRS übereignete persön-
liche Sammlung Namslauers ist bereits
erschlossen und liegt als Findbuch vor.
Da viele Originalpläne aus der Zeit bis
1989 verlorengegangen sind und sie
neben Archivalien und Büchern auch
Planmaterial enthält, ist sie besonders
wertvoll.
Kontakt: Alexander Obeth, Tel. 03362/
793-124, ObethA@irs-net.de

Die Jahrhunderthalle von Max
Berg und das Ausstellungsgelände

in Breslau

Dem großen Architekten und Städte-
bauer des 20. Jahrhunderts Max Berg
(1870 bis 1947) wurde vom 28. April
bis 31. Mai 2006 eine Ausstellung im
Architekturgebäude der Technischen
Universität Berlin gewidmet. Sie war
auch Teil der 'Langen Nacht der Wis-
senschaften'. Die Präsentation war ein
Gemeinschaftsprojekt des Architektur-
museums Breslau (Muzeum Architek-
tury we Wroclawiu), des Schinkel-Zen-
trums für Architektur, Stadtforschung
und Denkmalpflege der TU Berlin und
des Leibniz-Instituts für Regionalent-
wicklung und Strukturplanung (IRS).

Im Mittelpunkt der Ausstellung stand
das bedeutendste Werk Max Bergs: die
Jahrhunderthalle (Hala Stulecia) in der
östlichen Vorstadt Breslaus. Sie wur-
de in den Jahren 1910 bis 1913 als Ver-
anstaltungshalle zu Ehren des 100. Jah-
restages der preußischen Befreiungs-
kriege gegen Napoleon I. erbaut. We-
gen ihrer kühnen Konstruktion ging sie
in die Architekturgeschichte ein: Aus
Stahlbeton mit einem Durchmesser des
Innenraums von 95 Metern und einer
Höhe von 41 Metern errichtet, war sie
zum Zeitpunkt der Fertigstellung die
weltweit größte Halle dieser Art. 2004
wurde die Jahrhunderthalle auf die
polnische Liste der wichtigsten Bau-
denkmäler des Landes gesetzt und zur
Aufnahme für die Weltkulturerbeliste
der UNESCO vorgeschlagen.

Max Berg wurde am 17. April 1870 in
Stettin geboren, studierte von 1889 bis
1893 an der Königlichen Technischen
Hochschule zu Berlin in Charlottenburg
bei Carl Schäfer und begann anschlie-
ßend seine Architektenlaufbahn im
Staatsdienst zunächst in Stettin, dann in
Frankfurt am Main. Die fruchtbarsten
Jahre seines künstlerischen Schaffens
verbrachte er in Breslau, dem heutigen
Wroclaw. Dort baute er zahlreiche öf-
fentliche Gebäude und teilte die Hoch-
haus-Begeisterung seiner Zeitgenossen.

Die Ausstellung wurde bereits von Juli
bis November 2005 im Muzeum Archi-
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In der Villa Lassen in Erkner befindet sich seit 1987
das Gerhart-Hauptmann-Museum. Die Ausstellung
vermittelt einen Gesamtüberblick über Leben und
Werk des Nobelpreisträgers.  Foto: Marcus Bredt

Modell der Jahrhunderthalle

Kurz notierttektury we Wroclawiu gezeigt und
begeistert aufgenommen (s. IRS aktuell
49, S. 12). In Originalentwürfen (Farb-
skizzen und Vorentwürfen bis zu groß-
formatigen Konstruktionszeichnun-
gen), historischen und aktuellen Foto-
grafien sowie Architekturmodellen aus
den Beständen des Breslauer Architek-
turmuseums und den Wissenschaftli-
chen Sammlungen des IRS wurden alle

Etappen der Planungs- und Bau-
geschichte, das historische Umfeld und
die Bedeutung der Jahrhunderthalle
gezeigt. In Berlin wurden Original-
zeichnungen von Hans Poelzig aus der
Plansammlung der Universitätsbiblio-
thek der Technischen Universität Berlin
ergänzt.

Im Rahmen der "Langen Nacht der
Wissenschaften" am 13. Mai 2006 fan-
den mehrere gut besuchte Führungen
statt. Außerdem ist zur Ausstellung ein
reich illustrierter Katalog vorgelegt
worden: Jerzy Ilkosz: Die Jahrhundert-
halle und das Ausstellungsgelände in
Breslau – das Werk Max Bergs. Schrif-
ten des Bundesinstituts für Kultur und
Geschichte der Deutschen im östlichen
Europa, Bd. 28. Oldenbourg: 2006
(400 Seiten, 410 Abbildungen, gebun-
den. ISBN 3-486-57986-X,
39,80 Euro).

Kontakt: Alexander Obeth,
Tel. 03362/793-124,
ObethA@irs-net.de
www.schinkelzentrum.tu-berlin.de

Kommunales Nachbarschaftsforum
Ost tagt im IRS
Am 8. Februar 2006 fand im IRS ein
Arbeitstreffen des kommunalen Nach-
barschaftsforums Ost statt. Die in vier
Arbeitsgemeinschaften (AG Nord, Ost,
Süd und West) organisierten Kommu-

nalen Nachbarschaftsforen
sind wichtige Initiativen zur
informellen planerischen Zu-
sammenarbeit über die Ber-
lin-Brandenburger Landes-
grenze hinweg. Mitglieder
sind Landkreise, kreisfreie
Städte, Berliner Bezirke und
Gemeinden, die gemeinsam
jeweils einen Berlin-Branden-
burger Kooperationsraum bil-
den. Ständige Teilnehmer
sind darüber hinaus u.a. Ver-
treter der Gemeinsamen Lan-
desplanungsabteilung, der je-
weiligen regionalen Pla-
nungsstellen, der Berliner Se-
natsverwaltung für Stadtent-
wicklung und der Industrie-
und Handelskammern. Die

Zusammenarbeit im Rahmen der AG
Ost vollzieht sich auf der Grundlage
des Räumlichen Strukturkonzeptes
H.A.S.E. (Hellersdorf-Altlandsberg-
Strausberg-Erkner) und betrifft Koo-
perationsfelder wie die Verkehrser-
schließung oder die Entwicklung der
Möglichkeiten zur Naherholung. Künf-
tig sollen die kulturlandschaftlichen
Potenziale stärker für die Entwicklung
dieser Region erschlossen werden.
Dazu konnte die Forschungsabteilung
2 des IRS "Regionaler Institutio-
nenwandel zur Sicherung von
Gemeinschaftsgütern" bereits
auf der Sitzung des Nachbar-
schaftsforums in Strausberg im
Oktober 2005 Grundlagen ein-
bringen. Das jüngste Treffen im
IRS unter der Leitung des
Bezirksstadtrats von Marzahn-
Hellersdorf, Herrn Dr. Heinrich
Niemann, diente nun u.a. der
räumlich fokussierten Vertiefung
der Thematik. Nach einer Begrü-
ßung von Dr. Timothy Moss hielt
Ludger Gailing (beide IRS) ei-
nen Vortrag zur Kulturlandschaft

Barnim mit Forschungsergebnissen aus
der an den Kooperationsraum der AG
Ost angrenzenden Barnimer Feldmark.
Dr. Rainer Zeletzki (Stadtplanungsamt
Marzahn-Hellersdorf) referierte zur
Bedeutung ländlicher Parks für die
Kulturlandschaftsentwicklung im
Raum zwischen Berlin und der Oder.
Kontakt: Ingrid Apolinarski, Tel.
03362/793-276, ApolinaI@irs-net.de

IRS unterstützt Museumsverbund
Gerhart Hauptmann
Der in Erkner ansässige Verein zur
Förderung der Gerhart-Hauptmann-
Häuser wählte im April 2006 einen
neuen Vorstand. Zum Vorsitzenden
wurde Gerhard Mahnken (IRS-For-
schungsabteilung 3 "Wissensmilieus
und Raumstrukturen") gewählt. Damit
unterstützt das IRS den Museumsver-
bund Gerhart Hauptmann in Zukunft
noch intensiver als bisher. Der Muse-
umsverbund vereinigt und koordiniert
die Aktivitäten von insgesamt vier
Hauptmann-Museen in Deutschland
und Polen: Das Gerhart-Hauptmann-
Museum in Erkner (Brandenburg), das
Gerhart-Hauptmann-Haus in Kloster
auf Hiddensee (Mecklenburg-Vorpom-
mern) und in Polen das Städtische
Museum Gerhart-Hauptmann-Haus in
Agnetendorf bei Hirschberg (Jelenia
Góra – Jagniatków) sowie das Carl und
Gerhart Hauptmann Haus in Schreiber-
hau (Szklarska Porêba). Der Museums-
verbund wird von einem deutschen und
einem polnischen Verein getragen. Der
Verein zur Förderung der Gerhart-
Hauptmann-Häuser e.V. mit Sitz in
Erkner und der polnische Trägerverein
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Peter Wittmann (IfL), Dietmar Scholich (ARL), Heinrich Mäding (difu), Alfons Balmann
(IAMO), Gregor Prinzensing (IRS), Heiderose Kilper (IRS), Bernhard Müller (IÖR), Ulrike
Weiland (UFZ), Rainer Danielzyk (ILS), Ute Wardenga (IfL), Andreas Otto (IÖR), Wendelin
Strubelt (BBR), Andreas Klee (ARL) (v.l.n.r.)       Foto: UFZ

zur Unterstützung der Gerhart-Haupt-
mann-Häuser (Agnetendorf) haben
hierzu schon 2003 eine Vereinbarung
über die Zusammenarbeit unterschrie-
ben. Es ist für die Nachkriegsgeschich-
te deutsch-polnischer Kulturbeziehun-
gen einmalig, dass deutsche und pol-
nische Museen an der Realisierung
gemeinsamer Ziele in dieser Form
zusammenarbeiten. Leben und Werk
Gerhart Hauptmanns werden somit
durch eine interkulturelle Netzwerk-
arbeit neu entdeckt. Langfristiges Ziel
ist es, auf der Basis literaturgeschicht-
licher Pfade die kulturtouristischen
Vermarktungspotenziale dieser Häuser
und Museen überregional zu befördern.
Grundlage hierfür ist zunächst ein In-
terreg-IIIA-Projekt, in dessen Laufzeit
bis Mitte 2007 ein gemeinsamer Inter-
netauftritt, ein Tourismuskonzept, eine
Veröffentlichung mit dem Titel "Lite-
rarische Orte" unter Federführung von
Wolfgang de Bruyn, eine internationale
Hauptmann-Konferenz und eine Dau-
erausstellung in Erkner realisiert wer-
den. Mittelfristiges Ziel ist es für alle
Beteiligten, das Hauptmann-Netzwerk
zu verstetigen. Vom Ministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kultur
des Landes Brandenburg wird das Pro-
jekt des Museumsverbundes nach-
drücklich unterstützt.
www.gerhart-hauptmann.org
Kontakt: Gerhard Mahnken, Tel. 03362/
793-113, mahnkeng@irs-net.de

9R-Netzwerk berät sich in Leipzig
Am 7. April 2006 fand im Anschluss
an eine Sitzung des 4R-Netzwerkes im
Umweltforschungszentrum in Leipzig
(UFZ) eine zweite Beratung im erwei-
terten Kreis statt. Zum so genannten
9R-Netzwerk gehören neben den drei
raumwissenschaftlichen Partnerinsti-
tuten des IRS aus der WGL das Um-
weltforschungszentrum (UFZ), das
Deutsche Institut für Urbanistik (difu)
aus Berlin, die Bundesanstalt für Bau-
wesen und Raumordnung (BBR) aus
Bonn, das Institut für Landes- und
Stadtentwicklungsforschung und Bau-
wesen des Landes Nordrhein-Westfa-
len (ILS NRW) aus Dortmund und das
Institut für Agrarentwicklung in Mit-
tel- und Osteuropa (IAMO) aus Hal-
le/Saale an.

Zur guten Praxis des 9R-Netzwerks
gehört inzwischen der gegenseitige In-
formationsaustausch zwischen den
Direktoren über wichtige Ereignisse,
Entwicklungen und Vorhaben der In-
stitute. Ein weiteres Thema war dies-
mal die Nutzung des Instruments
"Evaluierung durch Beiräte bzw.
durch externe Gutachter" als Mittel
der Qualitätssicherung. Es wurde be-
schlossen, am 6. Dezember 2006 in
Dresden einen ganztägigen internen
Workshop zum Thema "Situation der
außeruniversitären raumwissenschaft-
lichen Forschung in Deutschland" zu
organisieren.
Kontakt: Gregor Prinzensing, Tel.
03362/793-272, prinzensing@irs-
net.de

Weiterbildung für den wissenschaft-
lichen  Nachwuchs
Zum Thema "Qualitative Sozialfor-
schung" organisierten die Nachwuchs-
wissenschaftler des IRS eine zweitä-
gige Weiterbildungsveranstaltung. Die
Workshops am 15. Dezember 2005 und
am 22. März 2006 beleuchteten zum
einen unter Anleitung von Thorsten
Dresing ("dresing & pehl GbR – Lern-
und Mediengestaltung, Marburg") die
Anwendungsmöglichkeiten der Soft-
ware "MAXqda2" im Auswertungsver-
fahren von qualitativen Forschungs-

daten.  Zum anderen stellte Dr. Susanne
Friese ("QUARC – Qualitative Re-
search & Consulting", Berlin und
Wedemark bei Hannover) Methoden
der qualitativen Text- und Interview-
analyse bzw. Interpretation sowie de-
ren Anwendungsmöglichkeiten im
Überblick und Vergleich vor. Beide
Workshops erfreuten sich eines großen
Zuspruchs.
Kontakt: Petra Jähnke, Katja Helms,
Tel. 03362/793-182; JaehnkeP@irs-
net.de

"Sommerkolleg" der IRS-Dokto-
randen
Vom 4. bis 6. Mai 2006 konnten die
Doktoranden des IRS, unterstützt von
der Institutsleitung, das erste selbst-
organisierte "Sommerkolleg" abhalten.
Tagungsort war der Hof Kokurin in
Naugarten (Uckermark). Im Zentrum
des Kollegs stand die intensive Diskus-
sion der einzelnen Promotionsvor-
haben. Um den unterschiedlichen The-
menstellungen und Arbeitsständen
gerecht zu werden, wurden die Diskus-
sionen überwiegend in kleinen Arbeits-
gruppen organisiert. Im so genannten
"Dok-Café" hatten alle Teilnehmer die
Gelegenheit, ihr Vorhaben unter den
Aspekten "Fragestellung", "Theorie"
und "Methode" in rotierenden Arbeits-
gruppen zu diskutieren. Mit zusätzli-
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Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des IRS-
Doktorandenkolloquiums in Naugarten

Aus den raumwissenschaftlichen
Partnereinrichtungen der

Leibniz-Gemeinschaft

ARL

Verfassungsreform verfassungs-
widrig?
Im Rahmen der Föderalisierungsre-
form finden derzeit umfassende Dis-

kussionen um die Neuverteilung
der Gesetzgebungskompetenzen
im Bereich der Raumordnung statt,
in die sich auch die Akademie für
Raumforschung und Landespla-
nung (ARL) mehrfach eingeschal-
tet hat. Der jetzige Entwurf über-
führt die Raumordnung von der
Rahmengesetzgebung in die kon-
kurrierende Gesetzgebung des
Bundes. Dabei wird jedoch jedem
Land ein unbegrenztes Recht ein-
geräumt, vom Bundesgesetz durch
eigene Gesetze abzuweichen.
Nach Ansicht der ARL kann dies
die Grundlagen einer geordneten
Raumentwicklung in Deutschland
zerstören. Denn die Länder hätten
so die Möglichkeit, untereinander
und gegenüber dem Bund völlig
gegensätzliche Konzepte voranzu-
treiben. Damit wäre eine harmo-
nische räumliche Entwicklung im

Gesamtstaat Bundesrepublik Deutsch-
land aus den Angeln gehoben.

Im Rahmen eines Ad-hoc-Arbeits-
kreises unter der Leitung von Dr. Ernst-
Hasso Ritter hat sich die ARL vertieft
mit diesem Problemfeld befasst. Er
kommt zu dem Ergebnis, dass die Ab-
weichungsklausel zugunsten der Län-
der unbedingt mit einer sinnvollen Be-
grenzung zu versehen ist. Mit einer
einschränkungslosen Abweichungs-
möglichkeit der Länder ist das Bundes-
staatsprinzip für den Bereich der
Raumordnung in Frage gestellt. Dies
kann nach dem geltenden Grundgesetz
selbst der Verfassungsgeber nicht tun.
Diese Überlegungen sind als Positi-
onspapier der ARL Nr. 65 "Zur Mo-

dernisierung der bundesstaatlichen
Ordnung (Bereich Raumordnung)"
veröffentlicht und können über das
Sekretariat der ARL bezogen werden
(ARL@ARL-net.de).

IÖR

Auswirkungen städtischer Nut-
zungsstrukturen auf Grünflächen
und Grünvolumen
Die stadtökologische Qualität ist Teil
der Umweltqualität. Sie gilt als Maß
der Abweichung des städtischen Um-
weltzustandes von gesellschaftlichen
Zielvorgaben für den Umwelt- und Na-
turschutz. Der Umweltzustand wird
mit Hilfe der Indikatoren Bodenversie-
gelung und Grünvolumen gemessen.
In Fortsetzung der Forschungslinie
"Flächenleistungen und ökologische
Qualität" sind methodische Ansätze zur
Sicherung und Entwicklung der stadt-
ökologischen Qualität untersucht wor-
den. Die empirischen Untersuchungen
erfolgten in den 116 kreisfreien Städten
auf der Grundlage eines Objektmodells
"Stadt", das sowohl zweidimensionale
(versiegelte, offene Fläche, Grün- und
Wasserfläche) als auch dreidimensio-
nale Elemente (Vegetation und Gebäu-
de) einbezieht. Den Schwerpunkt bil-
den Wirkungsbeziehungen zwischen
Flächennutzungsstrukturen, Grünflä-
chenanteilen und flächenspezifischen
Grünvolumen. Des Weiteren interessie-
ren das stadttypische ökologische Leis-
tungsvermögen, die nutzungsstruktu-
rellen Lagewerte der Städte und daraus
abgeleitete strategische Orientierungs-
werte im Handlungsfeld der Flächen-
nutzung. Die Ergebnisse sind stochas-
tische Modelle des flächenspezifischen
Grünvolumens für die Raumebenen
Kernstadt und Stadtregion sowie fünf
qualitätsspezifische Städte-Cluster.

Günter Arlt, Jörg Hennersdorf, Iris
Lehmann, Nguyen Xuan Thinh
Auswirkungen städtischer Nutzungs-
strukturen auf Grünflächen und Grün-
volumen.
Eine CD-ROM enthält die der Unter-
suchung zugrunde gelegten GIS-ba-
sierten Strukturtypenansätze.
Dresden 2005, ISBN 3-933053-28-5,
Schutzgebühr 11,00 EUR

cher Unterstützung durch Seniorwis-
senschaftler des IRS ergaben sich sehr
offene und fruchtbare Diskussionen, in
denen wertvolle Anregungen für die
weitere Arbeit am Projekt Promotion
gegeben wurden oder auch spezifische
Fragen geklärt werden konnten.

Neben den inhaltlichen Diskussionen
stand der Austausch über aktuelle
institutspolitische Themen wie die
Neuwahl der Doktorandensprecher, die
Umsetzung der neuen Betriebsverein-
barung zur Nachwuchsförderung und
die Vorbereitung des 4R-Doktoranden-
treffens im Herbst auf dem Programm.

Mit dem "Sommerkolleg" wurde ein
erster Baustein der neuen Betriebs-
vereinbarung zur Nachwuchsförde-
rung umgesetzt, die eine jährliche Ver-
anstaltung von Doktorandenkollegs
vorsieht.

In der Abschlussrunde des Sommer-
kollegs wurde von der Direktorin Prof.
Dr. Heiderose Kilper bekräftigt, dass
das Konzept des selbstorganisierten
Kolloquiums unter Inanspruchnahme
finanzieller und personeller Unterstüt-
zung des IRS in den nächsten Jahren
weiter geführt werden kann.
Kontakt: Ludger Gailing, Tel. 03362/
793-252, Gailing@irs-net.de;
Jörn Krupa, Tel. 03362/793-156,
KrupaJ@irs-net.de
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Deutsche Autobahnen – Entwick-
lung und Flächenwirkung
Autobahnen sind Lebensadern moderner
Staaten. Deutschland hat weltweit das
dichteste Autobahnnetz. Mit einer
Gesamtlänge von ca. 12.000 km ist es
nach den USA das zweitlängste der Welt.
Im Bundesverkehrswegeplan werden
die volkswirtschaftlichen Vorteile wie
umweltorientierte Nachteile (Lärm,
Schadstoffe usw.) berücksichtigt. We-
nig Beachtung fanden bisher jedoch die
Auswirkungen an den Autobahn-An-
schlussstellen. Im Laufe von zehn und
mehr Jahren siedeln sich dort Industrie
und Gewerbe an, Wohnsiedlungen ent-
stehen. Damit verbunden sind erheb-
liche Auswirkungen auf Umwelt und
Landschaft. Bis 2015 sind weitere
1.730 km Autobahn in Deutschland
geplant, zusätzlich entstehen trans-
europäische Verkehrskorridore. Ange-
sichts der Umweltauswirkungen und
des mit 93 ha pro Tag (2003) zu hohen
Flächenverbrauchs in Deutschland sind
Grundlagendaten für eine verbesserte
Planung notwendig.

Im Leibniz-Institut für ökologische
Raumentwicklung e. V. (IÖR) wurde
nun die Entwicklung und Umwelt-
wirkung des deutschen Autobahn-
netzes von 1935 bis 2000 analysiert.
Dazu wurde der Verlauf und das Fer-
tigstellungsdatum jedes der ca. 2.000
Autobahnabschnitte erfasst. Aus die-
sen Geodaten und unter Nutzung des
Flächennutzungsdatensatzes CLC2000
wurden verschiedene räumliche Indi-
katoren berechnet. Dazu gehören die
Entwicklung der Erreichbarkeit des
Autobahnnetzes sowie die spezifische
Flächennutzung um die Trassen.

Autobahn-Anschlussstellen haben eine
hohe Anziehungskraft für Siedlungs-
entwicklungen wie Gewerbe und Woh-
nen. Dies konnte durch den Vergleich
des Anteils bebauter Fläche um An-
schlussstellen mit bundesdeutschen
Durchschnittswerten nachgewiesen
werden. So ist der Anteil von Sied-
lungsflächen im Umfeld der Anschlüs-
se um den Faktor 7, bei Flächen mit
Wohnbebauung um das Dreifache
höher als im bundesweiten Durch-
schnitt.

Den positiven Aspekten eines dichten
Autobahnnetzes steht eine Reihe be-
denklicher Umweltwirkungen gegen-
über. Durch das Autobahnnetz sind
über 10.000 km² der Bundesfläche
stark verlärmt; die Zerschneidungswir-
kung der Autobahn ist durch Wildfang-
zäune, Lärmschutzwände, Leitplanken,
ihre Breite und Verkehrsdichte beson-
ders stark.

Die Arbeiten des IÖR ermöglichen Pro-
gnosen zur Siedlungsentwicklung um
neue Anschlussstellen von Autobahnen.
Sie stellen ein wichtiges Instrument für
eine zukünftig umweltverträgliche,
flächenschonendere und effizientere
Planung dar. Die Forscher um Dr.
Gotthard Meinel schlagen vor, die er-
mittelten und nach Raumkategorien
differenzierten Flächennutzungsbilan-
zen zukünftig für die Weiterentwicklung
der Bundesverkehrswegeplanungen und
des transeuropäischen Verkehrsnetz-
werkes (TEN) zu nutzen.
Die Ergebnisse zu Flächennutzung,
Erreichbarkeit, Erschließungsqualität
sind zusammen mit interaktiven Kar-
ten unter http://map.ioer.de/website/
autobahn/index.htm verfügbar.
Kontakt im IÖR: Dr. Gotthard Meinel,
Tel. 0351/4679-254
g.meinel@ioer.de

NatureProtection:GIS
International Symposium on Geoin-
formatics in European Nature Pro-
tection Regions
Das International Symposium on Ge-
oinformatics in Nature Protection
Regions findet in der Zeit vom 13. bis
14. November 2006 in Dresden statt.
Um dieses Vorhaben umzusetzen, kön-
nen Kurzfassungen in englischer oder
deutscher Sprache eingereicht werden.
Der Termin für die Einreichung ist der
15. Mai 2006.
Veranstaltungsort: Dresden, Block-
haus, Neustädter Markt
Veranstalter: Technische Universität
Dresden; Leibniz-Institut für ökologi-
sche Raumentwicklung e.V.; Sächsische
Landesstiftung für Natur und Umwelt
Kontakt: Prof. Dr. Elmar Csaplovics
Tel. 0351/46333-372; E-Mail:
NatureProtection-GIS@gmx.de

IfL

Visualisierung des Raumes II "Kar-
ten machen – Macht der Karten"
22. bis 24. Juni 2006 im Leibniz-Ins-
titut für Länderkunde, Leipzig
Aus Anlass der Fertigstellung des
zwölfbändigen "Nationalatlas Bundes-
republik Deutschland", bei dem in den
letzten acht Jahren über 600 Autoren
aus der Geographie und ihren Nachbar-
wissenschaften mitgewirkt haben, soll
das Thema der Visualisierung von geo-
graphischen Forschungsinhalten in
einer abschließenden Tagung im Mit-
telpunkt stehen. Die Tagung bietet ein
Forum für Geographen, Kartographen,
Historiker sowie weitere Kultur- und
Sozialwissenschaftler aus Forschung
und Medien. Ziel ist es, bislang weit-
gehend getrennte Diskussionsstränge
rund um kartographische Visualisie-
rungen zusammenzuführen und neue
Perspektiven für zukünftige Darstel-
lungen – sei es in Textbeiträgen als Il-
lustrationen, in Atlanten oder in Onli-
ne-Publikationen – aufzuzeigen.

Seit den Anfängen der wissenschaftli-
chen Geographie sind Karten und kar-
tenähnliche Darstellungen ein wichti-
ges Instrument, um wissenschaftliche
Aussagen zu kommunizieren, aber
auch, um zu neuen wissenschaftlichen
Erkenntnissen zu gelangen. Computer-
kartographie und Geographische Infor-
mationssysteme ermöglichen es heut-
zutage relativ rasch, neue und auch
bislang äußerst aufwendige, innovative
Visualisierungen herzustellen. Bislang
werden die neuen Möglichkeiten zum
"Karten machen" in vielen Bereichen
kaum umgesetzt. Die Tagung will da-
her eine Brücke zwischen neuen kar-
tographischen Visualisierungstechni-
ken und aktuellen sozialwissenschaft-
lichen Raumkonzepten schlagen.

Gleichzeitig interpretieren neuere kul-
turwissenschaftliche Ansätze Visuali-
sierungen als ein – neben Sprache –
zentrales Element der Zeichensysteme.
Vor diesem Hintergrund wird es für
Geographie und Kartographie zur Auf-
gabe, die vielfach impliziten Konven-
tionen beim Entwerfen, Produzieren
und Lesen von Karten hinsichtlich ihrer
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Bedeutung für die disziplinäre, inter-
disziplinäre und öffentliche Kommu-
nikation und damit die "Macht der Kar-
ten" zu hinterfragen.

Das Programm der Tagung ist im Inter-
net unter www.ifl-leipzig.de zu lesen.

Anmeldung:
S_Tzschaschel@ifl-leipzig.de
Teilnahmegebühren: 30,00 Euro (inkl.
Tagungsunterlagen, Verpflegung wäh-
rend der Tagung und DVD des Ta-
gungsmitschnitts); die Anmeldung
wird mit Eingang der Teilnahmegebühr
auf das Konto 10 21 302 bei der Com-
merzbank Leipzig, BLZ 860 400 00,
Verwendungszweck "VISU-2" gültig.

Neu im IRS

Gleich drei neue wissenschaftliche
Mitarbeiter verstärken seit Beginn des
Jahres 2006 das Team der IRS-For-
schungsabteilung 3 "Wissensmilieus
und Raumstrukturen".

             

Bereits am 1. Januar 2006 hat PD Dr.
Gerd Held seine Tätigkeit aufgenom-
men. Zu seinen Aufgaben gehört die
Einbeziehung internationaler Erfahrun-
gen und Forschungsstände (besonders
Frankreich) in das Leitprojekt der Ab-
teilung und die Mitarbeit im EU-Pro-
jekt "Governance for Sustainability",
das im Februar angelaufen ist.

Gerd Held studierte Sozialwissenschaf-
ten und Sozialphilosophie in Hanno-
ver und Paris, arbeitete mehrere Jah-
re in Forschungsprojekten in Frank-
reich und Spanien, bis er 1994 an die
Fakultät Raumplanung der Universität
Dortmund kam (Promotion und Habi-

litation). Das Thema seiner Habilita-
tionsschrift lautete: "Territorium und
Großstadt. Studien zur räumlichen Dif-
ferenzierung der Moderne". Seine
fachlichen Schwerpunkte liegen in der
Technik- und Wissenssoziologie sowie
in der Erforschung von Governance
und Institutionenbau. Ein besonderes
Augenmerk gilt dabei den Einflüssen,
die durch unterschiedliche Raumstruk-
turen ins Spiel kommen.

             

Seit Mitte Februar erweitert Eva Rei-
singer als wissenschaftliche Mitarbei-
terin das Team des kürzlich angelau-
fenen und von der EU geförderten
Forschungsprojekts "Governance for
Sustainability" (G-FORS). Sie studier-
te an der Universität Wien Geographie
mit den Schwerpunkten Wirtschafts-
geographie sowie Methoden der geo-
graphischen Datenverarbeitung. 2001
schloss sie das Diplomstudium mit
einer Arbeit über regionale Wettbe-
werbsfähigkeit ab. An der Universität
Salzburg absolvierte sie einen Fern-
lehrgang im Bereich "Geographischer
Informationssysteme" (UNIGIS). Von
1999 bis 2003 arbeitete sie am Insti-
tut für Geographie und Regionalfor-
schung der Universität Wien in meh-
reren Forschungsstudien zu Frauen-
und Genderfragen in der Regionalent-
wicklung. Von 2003 bis 2005 war sie
wissenschaftliche Mitarbeiterin am
Institut für Geographische Wissen-
schaften der Freien Universität Ber-
lin im Projekt "Frauen- und Gender-
forschung in den Geowissenschaften".

Im Projekt G-FORS, das von Projekt-
partnern aus neun europäischen Län-
dern durchgeführt wird, beschäftigt
sich Frau Reisinger aktuell mit der Fra-
ge, wie Nachhaltigkeitspolitiken qua-
litativ gestärkt werden können und ent-
wickelt in Vorbereitung auf die empi-

rische Phase ein theoretisches Rahmen-
konzept, das Governance- und Wis-
sensprozesse systematisch miteinander
ins Verhältnis setzt.

             

Seit 1. März 2006 bearbeitet Toralf
González das DFG-Projekt "Suburba-
nisierung im 21. Jahrhundert". Zwi-
schen 1997 und 2005 war er in Dritt-
mittelprojekten an der TU Hamburg-
Harburg tätig, die sich neben der Sub-
urbanisierungsforschung den Hand-
lungs- und Forschungsfeldern soziale
Stadtteilentwicklung sowie Stadtteil-
und Quartiersökonomie zuordnen las-
sen. Zuletzt evaluierte der Stadtsozio-
loge prozessbegleitend eine "Entwick-
lungspartnerschaft" in Hamburg-Wil-
helmsburg im Rahmen des EU-Pro-
gramms EQUAL. Im Hamburger
Stadt- und Regionalplanungsbüro
CONVENT arbeitete er zwischen 1995
und 2001, u.a. im Bereich der Regio-
nalentwicklung. Ein Schwerpunkt sei-
nes Soziologiestudiums an der Univer-
sität Hamburg war die qualitative So-
zialforschung.

Zurück am IRS

             

Dr. James Scott ist seit dem 1. April
2006 wieder ans IRS zurückgekehrt
und in der Forschungsabteilung 4 "Re-
generierung schrumpfender Städte"
tätig. Anlässlich seiner Habilitation an
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der Freien Universität Berlin war er
seit März 2000 vom IRS freigestellt
worden, hat aber während dessen ei-
nen engen Kontakt zum Institut ge-
pflegt. Während der Assistenzzeit am
Geographischen Institut der FU koor-
dinierte er das EU-Forschungsprojekt
"EXLINEA" (www.exlinea.org) und
arbeitete weiterhin an Governance-be-
zogenen Aspekten der Stadt- und Re-
gionalplanung. Neben seiner Mitarbeit
am Leitprojekt der Forschungsabtei-
lung 4 wird James Scott ein weiteres
EU-Projekt koordinieren. Das Vorha-
ben "EUDIMENSIONS" untersucht
die Entwicklung von grenzübergrei-
fenden Netzwerken zivilgesellschaft-
licher Initiativen in Europa und wird
aus Mitteln des 6. EU-Rahmenpro-
gramms finanziert.

Zu Gast am IRS

             

Seit Oktober 2005 ist Ross Beveridge
für ein halbes Jahr als Gastwissen-
schaftler in der Forschungsabteilung 2
tätig. Gefördert wird sein Aufenthalt
vom DAAD und von der University
Association for Contemporary Euro-
pean Studies (UACES). An der Univer-
sität Newcastle (GB) promoviert er
über Konflikte und Lösungsansätze bei
der Bewirtschaftung von Wasserres-
sourcen auf lokaler und regionaler Ebe-
ne. Er nutzt seinen Aufenthalt am IRS,
um eine Fallstudie zum Raum Berlin-
Brandenburg durchzuführen und damit
die langjährige Kooperation zwischen
der Universität Newcastle und dem IRS
zum Thema "Stadttechnische Infra-
struktursysteme" zu intensivieren. Da-
rüber hinaus arbeitet er an gemeinsa-
men Publikationen mit IRS-Mitarbei-
tern und hält in der Region Berlin-
Brandenburg Vorträge über seine For-
schungsschwerpunkte.

Lehrveranstaltungen von IRS-Wissenschaftlern im
Sommersemester 2006

Dr. Christoph Bernhardt
Proseminar: Die Integration Europas
seit 1945
Ort/Zeit: Technische Universität Berlin,
Institut für Geschichte und Kunstge-
schichte, mittwochs 16.00-18.00 Uhr
(2 SWS)
Beginn: 26.04.2006

PD Dr. Gerd Held
Vorlesung/Seminar: Theorien und
Modelle der Raumentwicklung.
Ort/Zeit: Universität Dortmund, Fakul-
tät Raumplanung, donnerstags 10.00-
12.00 Uhr (2 SWS)
Beginn: 20.04.2006

Prof. Dr. Heiderose Kilper
Seminar: Stadtökonomie
Ort/Zeit: Brandenburgische Technische
Universität Cottbus, Studiengang
Stadt- und Regionalplanung, montags
11.30-13.00 Uhr (2 SWS)
Beginn: 10.04.2006

Seminar: Regionalentwicklung in Eu-
ropa
Ort/Zeit: Brandenburgische Technische
Universität Cottbus, Studiengang
Stadt- und Regionalplanung, montags
13.45-15.15 Uhr (2 SWS)
Beginn: 10.04.2006

Thomas Knorr-Siedow
Vorlesung: Einführung in die Stadt-
soziologie für Stadtplaner und Archi-
tekten
Ort/Zeit: Brandenburgische Technische
Universität Cottbus, Studiengang
Stadt- und Regionalplanung, donners-
tags 11.30-13.15 Uhr (2 SWS)
Beginn: 11.04.2006

Dr. Thomas Kuder
Seminar: Starker Sport – Starke Städte?
Ort/Zeit: Technische Universität Berlin,
Institut für Stadt- und Regionalplanung,
donnerstags 10.00-14.00Uhr (4 SWS)
Beginn: 20.04.2006

Dr. Manfred Kühn
Proseminar: Regionalplanung in Sub-
urbia: Teltow-Kleinmachnow – Stahns-
dorf
Ort/Zeit: Technische Universität Ber-
lin, Institut für Stadt- und Regional-

planung, dienstags 10.00-14.00 Uhr
(4 SWS)
Beginn: 18.04.2006

Prof. Dr. Hans Joachim Kujath
Vorlesung: Standortlehre und Regio-
nalökonomie I
Ort/Zeit: Technische Universität Berlin,
Institut für Stadt- und Regionalplanung,
montags 14.00-16.00 Uhr (2 SWS)
Beginn: 24.04.2006

Seminar: Ausgewählte sektorale Pla-
nungen: Infrastrukturplanung in Groß-
stadträumen – Metropole und Hinter-
land
Ort/Zeit: Technische Universität Berlin,
Institut für Stadt- und Regionalplanung,
montags 16.00-18.00 Uhr (2 SWS)
Beginn: 24.04.2006

Prof. Dr. Ulf Matthiesen
Seminar: Regionalküchen in Europa
Ort/Zeit: Humboldt-Universität zu
Berlin, Institut für Europäische Ethno-
logie, freitags 14.00-17.00 Uhr, 14-
tägig (2 SWS)
Beginn: 28.04.2006

Matthias Naumann/
Dr. Markus Wissen
Projektseminar: Ungleiche Entwick-
lung. Theoretische Ansätze und aktu-
elle Entwicklungen.
Ort/Zeit: Universität Potsdam, Institut
für Geographie, dienstags 9.15-12.45
Uhr, 14-tägig (2 SWS)
Beginn: 18.04.2006

Suntje Schmidt / Dr. Sabine Zillmer
Seminar: Metropolen als Wachstums-
motoren – Zunehmende oder auflösen-
de Verflechtungen zum metropolitanen
Hinterland?
Ort/Zeit: Universität Potsdam, Institut
für Geographie, freitags 09.00-10.30
Uhr (2 SWS);
Beginn: 21.04.2006

Dr. James Scott
Oberseminar: Metropolitan Trans-
formation in Postsocialist Contexts.
Ort/Zeit: Freie Universität Berlin, Geo-
graphisches Institut, dienstags 11.00-
13.00 Uhr (2 SWS)
Beginn: 18.04.2006
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Beratungsleistungen in
Politik und Verwaltung

Zum Thema "Demografischer Wan-
del im Land Brandenburg" beriet
Prof. Dr. Hans Joachim Kujath als
Sachverständiger den Hauptaus-
schuss des Landtags Brandenburg
unter Leitung des Vorsitzenden der
SPD-Landtagsfraktion Günter
Baaske auf seiner 16. Sitzung (öf-
fentliche Anhörung) am 16. Februar
2006.

Mit einem Statement zu Kultur- und
Raumentwicklungen in Berlin und
Brandenburg nahm Prof. Dr. Ulf
Matthiesen am 15. Februar 2006 an
einer Anhörung des Ausschusses für
Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur des Landtags Brandenburg zu
den Auswirkungen der demographi-
schen Entwicklung auf die Kultur
im Land Brandenburg teil.

Im Rahmen einer Anhörung des
Ausschusses für Infrastruktur und
Raumordnung des Landtages Bran-
denburg am 30. März 2006 referier-
te Dr. Heike Liebmann zu "Fragen
der Stadtentwicklung und des Stadt-
umbaus in Brandenburg".

• Ludger Gailing und Andreas Röh-
ring referierten am 22. Februar
2006 im Berliner Schloss Glienicke
auf der ämterinternen Statustagung
"Was soll mit den Kulturlandschaf-
ten Brandenburgs geschehen?" zum
Thema "Kulturlandschaften – ein
Potenzial für die regionale Entwick-
lung". Veranstalter war das Minis-
terium für Wissenschaft, Forschung
und Kultur des Landes Brandenburg
(MWFK).

• Auf der Diskussionsveranstaltung des
SPD-Landesverbandes und der SPD-
Landtagsfraktion unter dem Motto
"Das zupackende Land" mit Matthias
Platzeck, Ministerpräsident des Lan-
des Brandenburg und Günter Baaske,
Vorsitzender der SPD-Landtags-
fraktion hielt Prof. Dr. Hans Joachim
Kujath am 28. Februar 2006 den Vor-
trag "Zukunftsentwicklung des Lan-
des Brandenburg. Herausforderungen
aus der demografischen Entwicklung,
dem wirtschaftlichen Wandel und den
sinkenden Mitteln aus dem Solidar-
pakt II."

• Am 1. März 2006 stellte Dr. Heike
Liebmann auf der Fachtagung
"Werkstatt-Stadt Gute Beispiele im
Städtebau" in Bonn die Projekt-
datenbank Stadtumbau Ost vor.

• Die Ergebnisse des ESPON-Projekts
2.4.2 "Integrated Analysis of Trans-
national and National Territories
Based on ESPON Results" wurden
gemeinsam vom BBR und dem IRS
auf dem diesjährigen ESPON-
Semiar in Salzburg am 13. und 14.
März 2006 vorgestellt. Für das IRS
hielt Dr. Sabine Zillmer dazu einen
Vortrag zur "Analyse der transnatio-
nalen Kooperationsräume der EU".

• Zum Thema "Raumkulturelle As-
pekte der Kulturlandschaft, oder:
Wieviel Kultur und vor allem wel-
che steckt in den hybriden Kultur-
landschaften der Gegenwart" sprach
Prof. Dr. Ulf Matthiesen auf der ge-
meinsamen Tagung "Kulturland-
schaft – Neue Steuerungsformen in
Planung und Politik" des Instituts für
Umweltplanung (IUP) und des IRS
am 17. März in Hannover.

• Im Wintersemester 2005/2006 hielt
Katja Helms, Gastdoktorandin am
IRS in der Forschungsabteilung 4
und Stipendiatin des "Europa Fel-
lows Programm" der Europa-Uni-
versität Viadrina in Frankfurt/Oder
und des BMBF, im Collegium Po-
lonicum in Slubice im postgradua-
len Aufbaustudiengang der Viadri-
na "Schutz europäischer Kulturgü-
ter" zwei Vorträge: am 09. Januar
2006 zur Einführung in die Proble-
matik der "Schrumpfenden Städte"
und am 10. Januar 2006 zur Einfüh-
rung in die Förderprogramme
"Stadtumbau Ost" und "Städtebau-
licher Denkmalschutz".

• Dr. Timothy Moss hielt auf dem
systemwissenschaftlichen Kolloqui-
um der Universität Osnabrück am
12. Januar 2006 einen Vortrag zum
Thema "Zwischen Rhetorik und Re-
alitäten. Institutionelle Anforderun-
gen und Umsetzungsprobleme bei
der Wiederherstellung von Über-
schwemmungsgebieten in England,
Frankreich und Deutschland".

• Auf dem Workshop der UK Water
Industry Research am 9. Februar
2006 in London zum Thema "Tra-
ces of Water: Developing the social
science of domestic water con-
sumption" hielt Dr. Timothy Moss
einen Vortrag zum Thema "Infra-
structure stress from negative con-
sumption and the re-ordering of
consumer-utility relations".

• Christoph Haller hielt am 09. Feb-
ruar 2006 einen Vortrag am Geo-
Talk der Universität Trier zum
Thema: "Aktuelle Tendenzen und
Probleme im Stadtumbau Ost".

• Auf der Tagung "Spatial planning
systems and the implementation of
the Water Framework Directive in
the Baltic Sea Region countries" am
14. Februar 2006 in Stockholm hielt
Dr. Timothy Moss einen Vortrag
zum Thema "Spatial planning and
the Water Framework Directive: the
case of Germany".

VorträgeBerufungen

Prof. Dr. Heiderose Kilper wurde vom
Bundesminister Wolfgang Tiefensee
für die 16. Legislaturperiode des Deut-
schen Bundestages in den Beirat für
Raumordnung berufen.

Prof. Dr. Ulf Matthiesen ist für den
Zeitraum von 2005 bis 2007 in den
Editorial Advisory Board (EAB) der
Internationalen Planerzeitschrift DISP
(ETH Zürich) berufen worden.

Dr. Timothy Moss ist sowohl zum Mit-
glied des Arbeitskreises "Wasser und
Raumplanung" der Akademie für
Raumforschung und Landesplanung
(ARL) als auch zum Mitglied des
ARL-Arbeitskreises "Zukunftsfähige
Infrastruktur und Raumentwicklung –
Handlungserfordernisse für Ver- und
Entsorgungssysteme" berufen worden.
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• Auf Einladung der privaten Univer-
sity of Management and Commu-
nication (UMC Potsdam) hielt Ger-
hard Mahnken am 17. März 2006
einen Vortrag, der sich mit "Stadt-
marken als Thema der Internen
Kommunikation" befasste. Der Vor-
trag stand im Zusammenhang mit
dem Workshop "Stadt als Marke",
den die UMC und das IRS für die
Stadtverwaltung Potsdam (Bereich
Marketing/Kommunikation) durch-
führten.

• In den Räumen der Berliner Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung
fand am 23. März 2006 der Work-
shop "Neue Felder für die Stadt –
urbane Landwirtschaft als Instru-
ment der Stadtentwicklung?" statt.
Ludger Gailing referierte zum The-
ma "Die Integration der Landwirt-
schaft in städtische Raumkontexte
als innovative Strategie – Chancen
und Realisierungshürden".

• Am 23. März 2006 wirkte Dr. Heike
Liebmann gemeinsam mit dem Par-
lamentarischen Staatssekretär im
BMVBS, Ulrich Kasparick und der
Staatssekretärin in der Berliner Se-
natsverwaltung für Stadtentwick-
lung, Hella Dunger-Löper an einer
Podiumsdiskussion der Berliner
Wirtschaftsgespräche e.V. zum de-
mographischen Wandel und zur
Wohnungswirtschaft mit.

• Vom 23. bis 25. März 2006 fand an
der Universität Brescia (Italien) das
Europäische Regionaltreffen der
"International Association for the
Study of Common Property"
(IASCP) statt. Andreas Röhring
hielt dort einen Vortrag zum Thema
"The common good aspects and in-
stitutional problems of cultural
landscape – an analysis of regional
development issues using institutio-
nal theory approaches". Er untersetz-
te dabei die theoretischen Ansätze
der Kulturlandschaftsforschung mit
Untersuchungsergebnissen aus der
Fallstudie zum Oderbruch. Die
Konferenzbeiträge sind zunächst un-
ter http://iascpeurope.eco.unibs.it
zugänglich und werden später in die

"Digital Library of the Commons"
der Universität Indiana aufgenom-
men.

• Auf der gemeinsamen Frühjahrs-
tagung der LAG Berlin/Branden-
burg/Mecklenburg-Vorpommern
und der LAG Sachsen/Sachsen-An-
halt/Thüringen der ARL zum
Thema "Strukturwandel in den Re-
gionen Ostdeutschlands" stellte
Suntje Schmidt als Geschäftführerin
der AG "Umbau von Städten und
Regionen – Handlungsnotwendig-
keiten und Handlungsperspektiven"
am 24. März 2006 die zentralen Er-
gebnisse der Arbeitsgruppe vor. Die
Beiträge der Arbeitsgruppe werden
demnächst als Arbeitsmaterialien
der ARL Nr. 324 erscheinen.

• Im Schloss Wendgräben, dem Bil-
dungszentrum der Konrad-Adenau-
er-Stiftung in Sachsen-Anhalt, gab
Gerhard Mahnken am 26. März
2006 ein Statement im Rahmen
einer Fachtagung der Deutschen
Public Relations Gesellschaft
(DPRG) für den Arbeitskreis Public
Affairs. Thema des Vortrags war:
"Wissenschaftliche Politikberatung
als Faktor der Regionalentwick-
lung". Gleichzeitig wurde Gerhard
Mahnken im Rahmen dieser Tagung
in den Bundesarbeitskreis Public
Affairs der DPRG berufen.

• Ludger Gailing hielt am 6. April
2006 in Saarbrücken einen Ein-
führungsvortrag zum Thema "Qua-
lifizierung von Stadtlandschaften:
Regionalparks in Deutschland als
Kooperationsplattformen". Veran-
stalter des Planerforums zu "Koo-
peration als Erfolgsfaktor für Regi-
onen im Wandel" waren das saar-
ländische Ministerium für Umwelt
sowie die Landesarbeitsgemein-
schaft Hessen/Rheinland-Pfalz/
Saarland der ARL.

• Auf der 9. Betriebs- und Personal-
rätekonferenz der Ver.di-Bundes-
fachgruppe Wasserwirtschaft hielt
Matthias Naumann am 6. April
2006 in Berlin einen Vortrag zum
Thema "Räumliche Auswirkungen

des Wandels in der Wasserwirt-
schaft – Bedeutung für Unterneh-
men und ihre Beschäftigten".

• Zum Thema "Vorhandene Ansätze
und Anforderungen einer Evaluati-
on des Programms Stadtumbau Ost"
referierten Dr. Heike Liebmann und
Christoph Haller auf der Frühjahrs-
tagung "Stadtumbau evaluieren –
aber wie?" des Arbeitskreises Stadt-
und Regionalentwicklung der Deut-
schen Gesellschaft für Evaluation
am 07. April 2006 in Potsdam.

• Im Rahmen eines gemeinsamen
Doktorandenkollegs der BTU Cott-
bus und der Bauhaus-Universität
Weimar am 08. April 2006 hielt
Christoph Haller einen Vortrag zum
Thema "Schrumpfungsprozesse
und Regenerierungsansätze als Un-
tersuchungsgegenstand in ausge-
wählten Projekten des Forschungs-
verbundes 'Stadt 2030'".

• Prof. Dr. Hans Joachim Kujath hielt
auf der Fachtagung "Flächenma-
nagement und Entwicklung von
Wirtschaftsstandorten" des IREGIA
e.V. – An-Institut der Technischen
Universität Chemnitz – am 20. April
2006 in Chemnitz einen Vortrag
zum Thema "Demographischer und
wirtschaftlicher Strukturwandel –
Konsequenzen für die Entwicklung
von Wirtschaftsräumen".

• Auf einem wissenschaftlichen Sym-
posium "Über den Umgang mit dem
zeichnerischen Nachlass der Indus-
trie" am 26. April 2006 hielt Alexan-
der Obeth einen Vortrag zum Thema:
"Die Wissenschaftlichen Sammlun-
gen des Leibniz-Instituts für Regio-
nalentwicklung und Strukturplanung
(IRS) – Bau- und Planungsgeschich-
te in den neuen Bundesländern".

• Prof. Dr. Ulf Matthiesen referierte
am 27. April 2006 auf der 25. Sit-
zung des Stadtforums Potsdam zu
"Funktionen der Landeshauptstadt
Potsdam unter der Randbedingung
disparitärer Raumentwicklungen"
zum Thema: "Potsdam und seine
Funktionen als Landeshauptstadt".
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GAILING, Ludger ; KEIM, Karl-Die-
ter: Analyse von informellen und
dezentralen Institutionen und
Public Governance mit kulturland-
schaftlichem Hintergrund in der
Kulturlandschaft Barnim. Berlin-
Brandenburgische Akademie der
Wissenschaften, Materialien der
Interdisziplinären Arbeitsgruppe
Zukunftsorientierte Nutzung länd-
licher Räume (LandInnovation),
Nr. 6, Berlin, 2006. – 80 Seiten
(http://www.bbaw.de/bbaw/For-
schung/Forschungsprojekte/Land/
de/bilder/arbeitspapier6.pdf)

GROTH, Niels Boje ; LANG, Thilo ;
JOHANSSON, Mats ; KANNINEN, Vesa ;
ANDERBERG, Stefan ; CORNETT, An-
dreas P. (eds.): Restructuring of
Medium Sized Cities: Lessons
from the Baltic Sea Region, KVL,
2005. – 288 Seiten
Darin:

LANG, Thilo: Johansson, Mats:
Cities in Transformation – Intro-
duction, S. 38-42;

LANG, Thilo: Economic trans-
formation, globalisation and local
influence, S. 90-100;

LANG, Thilo: Local strategies
and socio-economic regeneration,
S. 124-134;

SONNTAG, Monika ; TENZ, Eric:
The role of culture for urban deve-
lopment in small and medium-
sized cities; S. 171-184

HELD, Gerd: Territorium und Groß-
stadt. Die räumliche Differenzie-

lin: Leue Verlag, 2005. – 318 Sei-
ten, ISBN 3-923421-94-X, Bestel-
lungen: www.leue-verlag.de

BERNHARDT, Christoph: Cambio in-
stitucional regional en la adminis-
tración del agua bajo una perspec-
tiva histórica: La región del Oder
durante la República Democrática
Alemana (RDA). In: Carlos Riojas
(Hrsg.): Diálogos regionales: Con-
textos de transformación instituci-
onal en América Latina y Europa
Central. Universidad de Guadala-
jara, Guadalajara 2005, p. 313-355

BRANDSTETTER, Benno ; PFEIFER,
Anne ; LANG, Thilo: Umgang mit
der schrumpfenden Stadt – ein De-
battenüberblick. In: Berliner De-
batte Initial 6/2005, S. 55-68

BRANDSTETTER, Benno ; HALLER,
Christoph ; LANG, Thilo ; PFEIFER,
Anne: Vier Jahre Programm Stadt-
umbau Ost. Kurzfristige förderpo-
litische Intervention oder langfris-
tig stabilisierender Stadtentwick-
lungsprozess? In: Städte im Um-
bruch 3/2005, Berlin, S. 3-8. Im In-
ternet unter www.schrumpfende-
stadt.de; darin auch Beiträge von
Heike Liebmann und Thomas Ku-
der

BÜTTNER, Kerstin ; DROSTE, Chris-
tiane ; LANGE, Bastian; MAHNKEN,
Gerhard: Wissensnetze im Stadt-
umbau des Landes Brandenburg –
Analysen und Empfehlungen. In:
Raumforschung und Raumord-
nung. 6/2005. S. 423- 431

BUNDESTRANSFERSTELLE STADTUMBAU

OST (Heike Liebmann / Beate
Glöckner / Christoph Haller / Ralf
Schulz): Statusbericht Stadtumbau
Ost – Stand und Perspektiven. Her-
ausgegeben vom Bundesministeri-
um für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS) und dem Bun-
desamt für Bauwesen und Raum-
ordnung (BBR). Berlin 2006. – 89
Seiten, ISBN 3-87994-022-3, Be-
stellungen über stadtumbauost-
transfer@irs-net.de / Download als
pdf unter www.stadtumbau-ost.info

• Prof. Dr. Hans-Joachim Bürkner
hielt am 10. Mai 2006 auf dem In-
ternationalen Symposium der Lon-
don School of Economics & Alfred
Herrhausen Society "Urban Age III:
German Cities" in Halle einen Vor-
trag zum Thema "'Erfolg jenseits
von Wachstum' – Planung für wen
und mit wem?".

• Matthias Naumann hielt am 11. Mai
2006 auf der Fachtagung "Techni-
sche Infrastruktur und Siedlungs-
dichte" am Institut für ökologische
Raumentwicklung (IÖR) in Dres-
den einen Vortrag zum Thema "In-
frastruktur und regionale Dispari-
täten - Neue Herausforderungen für
Kommunen".

Veröffentlichungen

AEHNELT, Reinhard; KÜHN, Man-
fred; SCHÜTTE, Inga (2006): Le-
bensqualität in Klein- und Mittel-
städten. Monitoring im Städtekranz
Berlin-Brandenburg, IRS REGIO
transfer 6, Erkner, 2006. – 168 Sei-
ten

BARTSCHERER, Lara ; HALLER, Chris-
toph ; IHLOW, Jörg ; LEUE, Gerald:
EisenhüttenStadt 2030 – Bericht
über ein Forschungsvorhaben. Ber-
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rung der Moderne. Wiesbaden: VS
Verlag für Sozialwissenschaften,
2005, – 410 Seiten, ISBN 3-531-
14423-5

HELMS, Katja: Förderprogramme für
die Zukunft ostdeutscher Städte. Die
Städtebauförderungsprogramme
"Stadtumbau Ost" und "Städtebau-
licher Denkmalschutz" – Instru-
mente für Management und Steue-
rung von Stadtschrumpfung und Re-
vitalisierung in historischen Stadt-
kernen der östlichen Bundesländer
der Bundesrepublik Deutschland.
In: Joanna Dlugosz/Marcin Wit-
kowski: Perspektiven für Europa –
Eine Neue Öffnung? / Perspectives
of Europe - The New Opening? Pe-
ter Lang Verlag, Frankfurt am Main
2006, S. 255-272

JÄHNKE, Petra: Wissensbasierte un-
ternehmensbezogene Dienstleister
in der Metropolregion Berlin – zur
räumlichen Dimension funktiona-
ler Beziehungen und informeller
Vernetzungen. In: M. Bontje und
L. Deben (Hrsg.) Creativity & Di-
versity – key challenges to the
21th-century city. Amsterdam
2006, p. 122-143

KÜHN, Manfred: Mark und Metro-
pole – Thesen zur Landes- und Re-
gionalplanung in Berlin-Branden-
burg. In: PlanerIn. Fachzeitschrift
für Stadt-, Regional- und Landes-
planung, Heft 2/06, Berlin 2006,
S. 18

KUJATH, Hans Joachim: Demogra-
phischer und wirtschaftlicher
Strukturwandel – Konsequenzen
für die Entwicklung von Wirt-
schaftsräumen. In: Flächenma-
nagement und Entwicklung von
Wirtschaftsstandorten (Tagungs-
band zur Fachtagung am 20./
21.04.2006 in Chemnitz), IRE-
GIA-Schriften, Heft 2, Chemnitz
2006, S. 31-41

VAN KEMPEN, Ronald ; MURIE, Alan ;
KNORR-SIEDOW, Thomas (Hrsg.):
Regenerating large housing estates
in Europe. A guide to better pract-

ice. RESTATE, Urban and Regio-
nal research centre Utrecht, Utrecht
2006. – 192 Seiten

LANG, Thilo: In the 'world to win'-
mood or: about lock-ins, break-
outs and the underestimation of
local opportunities. In: ISR (Hrsg.):
Urban Economic Development in
a Globalising World. Berlin 2005,
S. 113-119

LANG, Thilo: Socio-economic Re-
generation. Lessons from medium
sized cities in the Baltic Sea Re-
gion. A brief presentation of a
case-study of the Interreg IIIB
project Medium Sized Cities in
Dialogue around the Baltic Sea.
Danish Centre for Forest, Frede-
riksberg: Landscape and Planning,
2005. – 6 p. ISBN 87-7903-222-2

LANGE, Bastian: Generation War-
schau. In: Bittner, Regina (Hrsg.):
Transit-Räume – Transitional Spa-
ces. Edition Bauhaus. Band 19,
Berlin 2005, S. 206-230

LIEBMANN, Heike; TILLE, Dagmar
2006: Flächenrecycling in Stadt-
umbauregionen unter Finanzie-
rungsaspekten: Das Programm
Stadtumbau Ost. In: MehrWert für
Mensch und Stadt: Flächenrecyc-
ling in Stadtumbauregionen. In:
Bundesamt für Bauwesen und
Raumordnung in Kooperation mit
dem Umweltbundesamt und dem
Projektträger Jülich. S. 195-198

LIEBMANN, Heike: Genese, Stand
und Perspektive der Großsiedlun-
gen in Ostmitteleuropa. In: Informa-
tionen zur Raumentwicklung. Heft
3/4 2006. Bonn 2006, S. 215-224

MATTHIESEN, Ulf: Braindrain made
in Brandenburg? In: Wo liegen die
Entwicklungspotenziale des Os-
tens? Konsequenzen aus der Bevöl-
kerungsentwicklung und Struktur-
wandel für den Arbeitsmarkt, die
Regionen und die Wirtschaftsför-
derung im Ostdeutschland. Doku-
mentation der Anhörungen "Ge-
schäftskreis Wissenschaft und Po-

litik". Forum Ostdeutschland der
Sozialdemokratie e.V., Berlin,
2005, S. 31-34

MONSTADT, Jochen ; VON SCHLIPPEN-
BACH, Ulrike: Privatisierung und
Kommerzialisierung als Herausfor-
derung regionaler Infrastrukturpo-
litik. Eine Untersuchung der Ber-
liner Strom-, Gas- und Wasserver-
sorgung sowie Abwasserentsor-
gung. Deutsches Institut für Urba-
nistik, netWORKS-Papers, Heft
20, Berlin 2005. – 71 Seiten

MOSS, Timothy: La transformación
institucional inducida "desde arri-
ba" y la capacidad de adaptación
de las instituciones regionales. So-
bre la puesta en práctica en Alema-
nia de la Directivo marco de la
Unión Europea realtiva al agua
(DMA). In: Carlos Riojas (Hg.):
Diàlogos regionales: Contextos de
transformación institucional en
América Latina y Europa Central.
Universidad de Guadalajara, Gua-
dalajara 2005, p. 201-257

NAUMANN, Matthias ; WISSEN, Mar-
kus (2006): Neue Räume der Was-
serwirtschaft. Untersuchungen zur
Trinkwasserver- und Abwasserent-
sorgung in den Regionen München,
Hannover und Frankfurt (Oder).
Deutsches Institut für Urbanistik
Berlin: netWORKS-Papers, Heft
21, Berlin 2006. – 79 Seiten

ZILLMER, Sabine: Perspektiven der
EU-Förderung in den neuen Mit-
gliedsländern und Ostdeutschland
auf der Grundlage der regionalen
Humankapitalausstattung. In: Karl
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Das IRS in den Medien

Nachlese . . .

I  M  P  R  E  S  S  U  M

"Der Abzug als Chance" – Experte rät zur
Weitsicht. Der Abzug der Amerikaner
stellt Städte vor neue Aufgaben. Andre-
as Röhring vom Leibniz-Institut für Re-
gionalentwicklung und Strukturplanung
rät zu langfristigem Planen und ruft die
Gemeinden auf, Netzwerke zu bilden.
Frankfurter Rundschau: Welche Probleme
kommen auf Gemeinden zu, aus denen
sich die GIs teils in großer Zahl, teils
völlig verabschieden? Andreas Röhring:
Die negativen Folgen bestehen vor allem
im Verlust an Kaufkraft, an Arbeitsplät-
zen und Aufträgen für die regionale Wirt-
schaft. Es ergeben sich aber auch Chan-
cen; Flächen werden wieder verfügbar
und können in die kommunale Entwick-
lung integriert oder zur Deckung von
Wohnungsbedarf genutzt werden …
(Frankfurter Rundschau, 18.02.2006)

Experten warnen erneut vor Verödung …
Zwar wurde … Brandenburg von Exper-
ten durchaus bescheinigt, dass die von
Regierungschef Matthias Platzeck (SPD)
eingeleitete Konzentration der Förderpo-
litik auf ausgewählte Wachstumskerne im
Land, auf innovative Branchen sowie Bil-
dungs- und Wissenschaftspolitik richtig
ist. "Die frühere Strategie einer breiten
Förderung ist nicht mehr finanzierbar",
sagt Prof. Hans Joachim Kujath vom Leib-
niz-Institut für Regionalentwicklung und
Strukturplanung in Erkner. Es müsse da-
rum gehen, die Abwärtsspirale zu stoppen,
die Bevölkerung zu halten …
(Der Tagesspiegel, 20.02.2006)

Im Osten wird's immer leerer: Städte su-
chen neues Profil – und buhlen um Ar-
beitsplätze … Heike Liebmann, Exper-
tin für schrumpfende Städte beim Leib-
niz-Institut für Regionalentwicklung und
Strukturplanung (IRS) in Erkner bei Ber-
lin glaubt, dass viele Oststädte zu lange
auf den Abwärtstrend nur reagiert haben.
"Allenfalls buhlten sie darum, dass der
große Investor kommt und alle Arbeits-
platzsorgen mit einer einzigen Fabrik
löst." Diesen Träumen hängt niemand
mehr an …
(Stuttgarter Nachrichten, 25.03.2006)

Kulturlandschaften als Potenzial. Eine
noch größere Runde als zuvor hatte sich
kürzlich zum nunmehr 22. Regional-
gespräch auf Einladung des Leibniz-In-

stituts für Regionalentwicklung und
Strukturplanung (IRS) in Erkner einge-
funden. Zu schönen Tradition hat sich
dieser informelle, hierarchiefreie Wis-
sens- und Meinungsaustausch inzwischen
entwickelt, und auch die jüngste Veran-
staltung zum Thema Brandenburger Kul-
turlandschaften als Entwicklungspoten-
zial reihte sich in diesen Erfolg ein …
(Märkischer Markt, 12./13.04.2006)

Potsdam als Schimpfwort – Stadtforum
debattiert Landeshauptstadt-Funktion:
Patenschaften für neidische Randregio-
nen? Wird Potsdam seiner Verantwortung
als Landeshauptstadt gerecht? Dieses bri-
sante Thema behandelte am Donnerstag-
abend im Haus der Brandenburgisch-
Preußischen Geschichte das Stadtforum,
ein aus hochrangigen Fachleuten zusam-
mengesetztes Beratungsgremium …
Zuvor waren von Prof. Ulf Matthiesen,
Leibniz-Institut für Regionalentwicklung
und Strukturplanung … allerdings viel
weitergehende Ideen vorgebracht worden.
Für ihn steht fest, dass Brandenburgs Re-
gionen auf lange Zeit durch eine unglei-
che Entwicklung zwischen Wachstum,
Stagnation und Rückgang geprägt wer-
den. Die "Starken" im Speckgürtel um
Berlin müssten den "Schwachen" helfen.
Matthiesen empfahl, dass Potsdam zeit-
weilige Patenschaften über Landstädte
übernimmt und "Raumpioniere" an die
Peripherie entsendet, die dort für Auf-
schwung sorgen …
(Der Tagesspiegel, 29.04.2006)

Entsendet Raumpioniere! Hauptstadt mit
dem Hintern zum Land. Bravo-Rufe nur
an einer Stelle: Die Landeshauptstadt
möge den "Rückanschluss an die asketi-
sche Linie Preußens" suchen, hatte Pro-
fessor Ulf Matthiesen vom Leibniz-Ins-
titut für Regionalentwicklung und Struk-
turplanung in Erkner empfohlen Der
Applaus gründete sich weniger auf den
Neid der siechen Peripherie als vielmehr
auf das schlechte Gewissen jener, denen
die Gnade der politgeographischen Lage
Niemeyer-Bäder, Landtagsschlösser und
neue Kulturpaläste beschert: Mehrheitlich
Hiesige waren zum Stadt-Forum am
Neuen Markt gepilgert, um Potsdams Ver-
antwortung für den Rest des Landes zu
besprechen…
(Märkische Allgemeine, 29.04.2006)

Die Fußgängerbrücke über das Flaken-
fließ führt vom S-Bahnhof Erkner zum IRS.

Das Institutsgebäude des IRS an der
Flakenstraße in Erkner bei Berlin ist mit
dem Regionalexpress von Berlin Mitte
in 25 Minuten zu erreichen.


